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Gesetzentwurf 
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Entwurf eines Gesetzes 

zu dem Abkommen vom 7. September 1999 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 

und der Republik Usbekistan 

zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 

auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 


A. Zielsetzung 

Doppelbesteuerungen stellen bei internationaler wirtschaftlicher 
Betätigung ein erhebliches Hindernis für Handel und Investitionen dar. 
Durch das vorliegende Abkommen sollen derartige steuerliche Hin- 
dernisse zur Förderung und Vertiefung der Wirtschaftsbeziehungen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Usbe- 
kistan besser abgebaut werden, als es nach dem im Verhältnis zur 
Republik Usbekistan noch weiter geltenden deutsch-sowjetischen 
Doppelbesteuerungsabkommen vom 24. November 1981 möglich ist. 


B. Lösung 

Das Abkommen vom 7. September 1999 enthält die dafür notwen- 
digen Regelungen. Es entspricht im Wesentlichen dem OECD- 
Musterabkommen. Mit dem vorliegenden Vertragsgesetz soll das 
Abkommen die für die Ratifikation erforderliche Zustimmung der 
Gesetzgebungskörperschaften erlangen. 


C. Alternativen 


Keine 
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D. Kosten der öffentlichen Haushalte 

Keine wesentlichen Auswirkungen 

E. Sonstige Kosten 

Keine 
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Bundesrepublik Deutsehland 
Der Bundeskanzler 
022 (414) -521 05 -Do 121/2/00 


Berlin, den 25. Mai 2000 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Platz der Republik 

11011 Berlin 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 7. September 1999 zwisehen 
der Bundesrepublik Deutsehland und der Republik Usbekistan zur Vermeidung 
der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom 
Vermögen 

mit Begründung und Vorblatt. 

leh bitte, die Beschlussfassung des Deutsehen Bundestages herbeizuführen. 
Federführend ist das Bundesministerium der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 751. Sitzung am 19. Mai 2000 gemäß Artikel 76 Abs. 2 
des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf keine Einwendungen zu er- 
heben. 


Gerhard Schröder 
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Entwurf 

Gesetz 

zu dem Abkommen vom 7. September 1999 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Usbekistan 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 


Vom 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen: 


Artikel 1 

Dem in Berlin am 7. September 1999 Unterzeichneten Abkommen zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Usbekistan zur Vermeidung 
der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom 
Vermögen sowie dem dazugehörigen Protokoll vom selben Tag wird zuge- 
stimmt. Das Abkommen und das Protokoll werden nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem Artikel 31 Abs. 2 sowie das 
Protokoll in Kraft treten, ist im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben. 


Drucksache 1 4/3465 


-6- 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


Begründung zum Vertragsgesetz 

Zu Artikel 1 

Auf das Abkommen findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes Anwen- 
dung, da es sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 1 05 Abs. 3 des Grundgeset- 
zes erforderlich, da das Aufkommen aus den von dem Abkommen betroffenen 
Steuern gemäß Artikel 106 des Grundgesetzes ganz oder zum Teil den Ländern 
oder den Gemeinden zusteht. 

Zu Artikel 2 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 
Abs. 2 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Abkommen nach seinem Artikel 31 
Abs. 2 und das Protokoll in Kraft treten, im Bundesgesetzblatt bekannt zu 
geben. 

Schlussbemerkung 

Durch das Abkommen verzichtet die Bundesrepublik Deutschland zur Beseiti- 
gung der Doppelbesteuerung in gewissem Umfang auf Steuern, die dem Bund, 
den Ländern oder den Gemeinden zufließen. Andererseits müssen gewisse, zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung bisher eingeräumte Ermäßigungen deut- 
scher Steuern nicht mehr oder nicht mehr in der bisherigen Höhe gewährt wer- 
den, weil die Doppelbesteuerung nach dem Abkommen durch Steuerverzichte 
der Republik Usbekistan beseitigt wird. Die Änderung des bisherigen Rechtszu- 
stands führt zu Mehr- oder Mindereinnahmen bei den vom Abkommen betrof- 
fenen Steuern von Bund, Ländern und Gemeinden. Die Höhe dieser Mehr- und 
Mindereinnahmen lässt sich nicht schätzen. Steuermindereinnahmen in gewis- 
sen Bereichen dürften allerdings durch Steuerverzichte der Republik Usbekistan 
weitgehend ausgeglichen werden. Die Wirtschaft wird durch das Abkommen 
entlastet, da steuerliche Hindernisse im bilateralen Wirtschaftsverkehr beseitigt 
werden. Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf 
das Verbraucherpreisniveau, sind von dem Gesetz nicht zu erwarten. 
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Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Usbekistan 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 

CornaiueHMe 

Me>Kfly OeflepaTMBHOM PecnyönMKoPi fepiviaHMa 
M PecnyöriMKOM ysöeKMCTaH 
o6 M36e>KaHnn flBOMHoro HanorooönoTKeHMB 

B OTHOLUeHMM HanOfOB Ha flOXOflbI M MMyilieCTBO 


Die Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Republik Usbekistan - 

von dem Wunsch geleitet, ihre gegenseitigen wirtschaftlichen 
Beziehungen durch den Abbau steuerlicher Hindernisse zu ent- 
wickeln und zu festigen - 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

Persönlicher Geltungsbereich 

Dieses Abkommen gilt für Personen, die in einem Vertrags- 
staat oder in beiden Vertragsstaaten ansässig sind. 

Artikel 2 

Unter das Abkommen fallende Steuern 

(1) Dieses Abkommen gilt, ohne Rücksicht auf die Art der Er- 
hebung, für alle Steuern vom Einkommen und vom Vermögen, 
die in den Vertragsstaaten gemäß den dort geltenden Gesetzen 
erhoben werden. 

(2) Als Steuern vom Einkommen und vom Vermögen gelten alle 
Steuern, die vom Gesamteinkommen, vom Gesamtvermögen 
oder von Teilen des Einkommens oder des Vermögens erhoben 
werden, einschließlich der Steuern vom Gewinn aus der Ver- 
äußerung beweglichen oder unbeweglichen Vermögens, der 
Steuern von Lohn- und Vergütungssummen, die von Unterneh- 
men gezahlt werden, sowie der Steuern vom Vermögenszu- 
wachs. 

(3) Zu den zur Zeit bestehenden Steuern, für die dieses 
Abkommen gilt, gehören insbesondere 

a) in der Bundesrepublik Deutschland: 
die Einkommensteuer, 
die Körperschaftsteuer, 
die Vermögensteuer und 
die Gewerbesteuer, 

einschließlich der hierauf erhobenen Zuschläge 
(im Folgenden als „deutsche Steuer“ bezeichnet); 


tbeflepaTMBHan PecnyönnKa FepMaHun 

M 

PecnyönnKa ysöeKMcraH, 

>Kenan pasBMBarb n yKpennnib OKOHOMMMecKne BsaniviooT- 
HOLueHkin nyreivi ynpasflHeHnn nanoroBbix npennrcTBnn, 


cornacnnncb o HM>KecneHyK5LL(eM: 

CraTbo 1 

riHi^a, K KCTcpbiM npHMeHneTCFi CcrnameHMe 

HacToninee CornaLueHne npnivieHneTcn k nnpaivi, Kotopbie 
HBnnioTcn pesnfleHtaMM oflHoro nnn oöonx AoroBapn- 
BaioLUMXcn r ocyflapcTB. 

CraTbo 2 

Hancm, Ha KCTcpbie pacnpocTpaHneTcn CcrnameHMe 

1. HacTonipee CornaiiieHMe pacnpocTpaHnercn na Bce nano- 
rn Ha noxoflbi m MMyiiiecTBO, BsrnviaeMbie b cooTBercTBkiM c 
aaKOHOflarenbCTBOM, neMCTByiOLUMM b floroBapHBaroiHHXcn 
r ocypapcTBax, HesaBMCMMO ot cnocoöa n werofla nx BsrnviaHMn. 

2. HanoraMM na floxoflbi n MMyiiiecTBO CHMTaKDTcn Hanorn, 
KOTopbie BSMMaioTcn c coBOKynHoro floxofla, coBOxynHoro mviy- 
LuecTBa nnn HacTeü floxopa nnn niviyLuecTBa, BKnionan Hanorn c 
npnöbinn ot OTHyxpeHnn flBn>KnMoro nnn HeHBn>Knivioro niviy- 
mecTBa, Hanorn c oömnx cyMM aapaöoTHon nnaibi nnn Boana- 
rpa>KHeHnn, BbinnannBaeivibix npeflnpnHTnnivin, a raKMe Hanorn 
c npnpocTa nMyipecTBa. 

3. K flencTBytOLunM b HacTonmee apeivin nanoraivi. Ha 
KOTopbie pacnpocTpanneTcn flencTBne nacToninero CornaLueHnn, 
B MacTHOcrn, othochtch: 

a) B «DefleparnBHon Pecnyönnxe F epMannn: 
nofloxoflHbin nanor; 

Hanor c Kopnopapnn; 

Hanor na niviyLuecTBO n 
npoMbicnoBbin nanor, 

BKnioHan HanoroBbie HaflöaBKn k hhivi 
( flanee nivieHyeMbie „repMancxne Hanorn“); 
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b) in der Republik Usbekistan: 

die Steuer auf Einkommen (Gewinn) von juristischen Perso- 
nen, 

die Einkommensteuer von natürlichen Personen, 
die Vermögensteuer 

(im Folgenden als „usbekische Steuer“ bezeichnet). 

(4) Das Abkommen gilt auch für alle Steuern gleicher oder Im 
wesentlichen ähnlicher Art, die nach der Unterzeichnung des 
Abkommens neben den bestehenden Steuern oder an deren 
Stelle erhoben werden. Die zuständigen Behörden der Vertrags- 
staaten teilen einander, soweit für die Abkommensanwendung 
erforderlich, die in ihren Steuergesetzen eingetretenen wesent- 
lichen Änderungen mit. 

Artikel 3 

Allgemeine Begriffsbestimmungen 

(1) Im Sinne dieses Abkommens, wenn der Zusammenhang 
nichts anderes erfordert, 

a) umfasst der Ausdruck „die Bundesrepublik Deutschland“ das 
Hoheitsgebiet der Bundesrepublik Deutschland sowie das an 
das Küstenmeer angrenzende Gebiet des Meeresbodens, 
des Meeresuntergrunds und der darüber befindlichen Was- 
sersäule, soweit die Bundesrepublik Deutschland dort In 
Übereinstimmung mit dem Völkerrecht und den Innerstaat- 
lichen Rechtsvorschriften souveräne Rechte und Hoheits- 
befugnisse zum Zweck der Erforschung und Ausbeutung der 
natürlichen Ressourcen ausübt; 

b) umfasst der Ausdruck „die Republik Usbekistan“ Im geogra- 
phischen Sinn die Republik Usbekistan, das heißt das 
Hoheitsgebiet der Republik Usbekistan, einschließlich der 
nationalen Gewässer und des Luftraums, soweit die Republik 
Usbekistan dort nach dem Recht der Republik Usbekistan 
und in Übereinstimmung mit dem Völkerrecht souveräne 
Rechte und Hoheitsbefugnisse, einschließlich der Rechte auf 
Nutzung des Erdinnere und der Bodenschätze ausübt; 

c) bedeuten die Ausdrücke „ein Vertragsstaat“ und „der andere 
Vertragsstaat“ je nach dem Zusammenhang die Bundes- 
republik Deutschland oder die Republik üsbeklstan; 

d) bedeutet der Ausdruck „Person“ natürliche Personen, Gesell- 
schaften und alle anderen Personenvereinigungen; 

e) bedeutet der Ausdruck „Gesellschaft“ juristische Personen 
oder Rechtsträger, die für die Besteuerung wie Körperschaf- 
ten behandelt werden; 

f) bedeuten die Ausdrücke „ünternehmen eines Vertrags- 
staats“ und „ünternehmen des anderen Vertragsstaats“, je 
nachdem, ein ünternehmen, das von einer in einem Vertrags- 
staat ansässigen Person betrieben wird, oder ein ünterneh- 
men, das von einer im anderen Vertragsstaat ansässigen Per- 
son betrieben wird; 

g) bedeutet der Ausdruck „internationaler Verkehr“ jede Beför- 
derung mit einem Seeschiff oder Luftfahrzeug, das von einem 
ünternehmen eines Vertragsstaats betrieben wird, es sei 
denn, das Seeschiff oder Luftfahrzeug wird ausschließlich 
zwischen Orten im anderen Vertragsstaat betrieben; 


h) bedeutet der Ausdruck „Staatsangehöriger“ 

aa) in Bezug auf die Bundesrepublik Deutschland 

alle Deutschen Im Sinne des Grundgesetzes der 
Bundesrepublik Deutschland sowie alle juristischen 
Personen, Personengesellschaften und anderen Perso- 


b) B PecnyöJiMKe ysbeKUcraH: 

nanor na floxoflbi (npuöbinb) KopngMuecKux nup; 

Hanor ua floxoflbi cfjusnnecKHX nkip; 
nanor na mviyutecTBO 

(flanee MMeHyeivibie „Hanorn PecnyönnKM YabeKUCTaH“). 

4. HacTOBLuee CornaLueHue npuMeHHercn TaK>Ke k nroöbiM 
nofloöHbiM unM no cytuecTBy aHanornHHbiM nanoraM, Koropbie 
öyflyr BsmviaTbCfl nocne noflnucaHna HacTontuero CornatueHun 
B flonoriHeHMe unn BMecTO cytuecTByioLUMX uanoroB. KoMne- 
TeHTHbie opraHbi floroBapuBaiotunxcn FocynapcTB öygyT yBe- 
flOMUHTb flpyr flpyra o cytuecTBeuHbix MSMeHeHnnx b mx uano- 
roBbix saKOHOflarenbCTBax, ecnu aro TpeöyercH b penax npu- 
MeneHMH HacToaLpero CornaujeHna. 

CraTbo 3 

06ipHe onpe^eneHHH 

1. Ana peneü HacToatpero CornatueHna, ecnn nuoe ue Bbite- 
Kaer ms KOHTeKcra: 

a) repMMH „cDepepaTMBHaa PecnyönMxa FepiviaHMa“ oxBatbiBa- 
er rocyflapcTBeHHyro reppuTopMio OepepaTMBHOM Pecnyö- 
nMKM FepiviaHMa, a raioKe npMMbiKaiou^yto k reppMTopM- 
anbHOMy Mopio reppMTopMK) MopcKoro flHa m MopcKMX Hepp, 
a laioKe pacnono>KeHHOM Hap hmmm bophom jonutM, na 
KOTopoM «DepepaxMBHaa PecnyönMxa FepiviaHMa b coot- 
BercTBMM c Me>KpyHapopHbiM npaBOM m HapMOHanbHbiMM 
npaBOBbiMM aKTaiviM Moxer ocytpecTBnaTb cyBepeHHbie 
npaBa m lopMcpMxpMio b penax MccnepoBaHMa m paspaöoTKM 
npMpopHbix pecypcoB; 

b) repMMH „PecnyönMKa ysbexMcraH“ osHaaaer PecnyöPMxy 
ysöeKMcraH m npM McnonbsOBaHMM b reorpatjDMnecKOM 
CMbicne oxBarbiBaer bcio reppMTopMio PecnyöPMKM YsäexM- 
craH, BKPioHaa BHyrpeHHMe Bopu m BospytuHbie npo- 
crpaHCTBa, b npepenax Koropbix PecnyönMKa ysöeKMcraH 
MO>Ker ocyu^ecrenarb cyBepeHHbie npaea m lopMcpMKpMto, 
BKnioHaa npaea Ha McnonbsoBaHMe nopnoMBbi m npMpopHbix 
pecypcoB no saKOHoparenbcrey PecnyönMKM YsöeKMcraH m 
B coorBercrBMM c Me>KpyHapopHbiM npaBOM; 

c) repMMHbi „AoroBapMBaioLpeeca FocypapcrBo“ m „ppyroe 
AoroBapMBaiou^eeca FocypapcrBO“ osHanator, b saBMCM- 
MOcrM or KOHreKcra, OepeparMBHyio PecnyönMxy FepMa- 
HMa MnM PecnyönMKy YsöeKMcran; 

d) repMMH „nMpo“ osHanaer cjjMSMHecKMe nnpa m KOMnaHMM, 
MnM nioöoe MHoe oö'bepMHeHMe nnp; 

e) repMMH „KOMnaHMa“ osHanaer lopMpMMecKMe nnpa mhm npa- 
BOBbie cyö-beKrbi, Koropbie pna peneM HanorooönoxeHMa 
paccMarpMBatorca xax KopnoparMBHbie; 

f) repMMHbi „npepnpMarMe AoroBapMBatouteroca Focypapcr- 
Ba“ M „npepnpMarMe ppyroro AoroBapMBaiou^eroca Focy- 
papcrea“ coorBercreeHHO oaHanator npepnpMarMe, ynpae- 
naeMoe nMpoM, aenaiou^MMca pesMpeHroM AoroBapM- 
Baiou^eroca Focypapcrea, mpm npepnpMarMe, ynpaenaeMoe 
PMpoM, aanaioLpMMca pesMpeHroM ppyroro AoroeapM- 
Baiotperoca F ocypapcraa; 

g) repMMH „Me)KpyHapopHbie nepeeosKM“ osHanaer nioöyio 
nepeBOSKy MopcKMM mpm BospytuHbiM cypnoM, 
McnonbsyeMbiM npepnpMarMeM AoroBapMBaioLperoca Focy- 
papcrBa, xpoMe cnynaeB, Korpa MopcKoe mpm BospyujHoe 
cypHO McnoPbsyerca MCKPiOHMrenbHO Me>Kpy nyHxraMM, 
pacnono>KeHHbiMM b ppyroM AoroBapMBaioLpeMca Focy- 
papcrBe; 

h) repMMH „HapMOHanbHoe PMpo“ osHaaaer; 

aa) npMMeHMrenbHO k OepeparMBHOM PecnyöPMxe FepMa- 
HMa; 

Bcex HeMpeB b noHMMaHMM OcHOBHoro saKOHa Oepepa- 
rMBHOM PecnyöPMKM FepMaHMa, a raK>Ke Bce lopM- 
pMHecKMe PMpa, npocrue roBapHLpecraa m MHbie oö^e- 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


-9- 


Drucksache 1 4/3465 


nenvereinigungen, die nach dem in der Bundesrepublik 
Deutschland geltenden Recht errichtet worden sind; 

bb) in Bezug auf die Republik Usbekistan 

alle natürlichen Personen, die die usbekische Staats- 
angehörigkeit besitzen, sowie alle juristischen Personen, 
Personengesellschaften und anderen Personenvereini- 
gungen, die nach dem in Usbekistan geltenden Recht 
errichtet worden sind; 

i) bedeutet der Ausdruck „zuständige Behörde“ 

aa) in der Bundesrepublik Deutschland das Bundesministe- 
rium der Finanzen oder die Behörde, auf die es seine 
Befugnisse delegiert hat; 

bb) in der Republik Usbekistan das Staatliche Steuerkomi- 
tee oder die Behörde, auf die es seine Befugnisse dele- 
giert hat. 

(2) Bei der Anwendung des Abkommens durch einen Vertrags- 
staat hat, wenn der Zusammenhang nichts anderes erfordert, 
jeder im Abkommen nicht definierte Ausdruck die Bedeutung, die 
ihm im Anwendungszeitraum nach dem Recht dieses Staates 
über die Steuern zukommt, für die das Abkommen gilt, wobei die 
Bedeutung nach dem in diesem Staat anzuwendenden Steuer- 
recht den Vorrang vor einer Bedeutung hat, die der Ausdruck 
nach anderem Recht dieses Staates hat. 


Artikel 4 

Ansässige Person 

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck „eine 
in einem Vertragsstaat ansässige Person“ eine Person, die nach 
dem Recht dieses Staates dort aufgrund ihres Wohnsitzes, ihres 
ständigen Aufenthalts, des Ortes ihrer Geschäftsleitung oder 
eines anderen ähnlichen Merkmals steuerpflichtig ist. Der Aus- 
druck umfasst jedoch nicht eine Person, die in diesem Staat nur 
mit Einkünften aus Quellen in diesem Staat oder mit in diesem 
Staat gelegenem Vermögen steuerpflichtig ist. 


(2) Ist nach vorstehendem Absatz 1 eine natürliche Person in 
beiden Vertragsstaaten ansässig, so gilt Folgendes: 


a) Die Person gilt als in dem Staat ansässig, in dem sie über eine 
ständige Wohnstätte verfügt; verfügt sie in beiden Staaten 
über eine ständige Wohnstätte, so gilt sie als in dem Staat 
ansässig, zu dem sie die engeren persönlichen und wirt- 
schaftlichen Beziehungen hat (Mittelpunkt der Lebensinter- 
essen); 

b) kann nicht bestimmt werden, in welchem Staat die Person 
den Mittelpunkt ihrer Lebensinteressen hat, oder verfügt sie 
in keinem der Staaten über eine ständige Wohnstätte, so gilt 
sie als in dem Staat ansässig, in dem sie ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt hat; 

c) hat die Person ihren gewöhnlichen Aufenthalt in beiden Staa- 
ten oder in keinem der Staaten, so gilt sie als in dem Staat 
ansässig, dessen Staatsangehöriger sie ist; 

d) ist die Person Staatsangehöriger keines der Staaten, so 
regeln die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten die 
Frage in gegenseitigem Einvernehmen. 

(3) Ist nach vorstehendem Absatz 1 eine Gesellschaft in beiden 
Vertragsstaaten ansässig, so gilt sie als in dem Staat ansässig, in 
dem sich der Ort ihrer tatsächlichen Geschäftsleitung befindet. 


flUHeHua riMu, yHpe)KHeHHbie b cooTBercTBUM c fleäcT- 
ByioLUMM B OeflepaTMBHOM PecnyönuKe FepMaHna 
aaKOHOflaTeubCTBOM; 

bb) npMMeHMTeribHO k PecnyönnKe yaöeKMcraH: 

Bce 4)U3M4ecKMe nuga, uivieioLUMe rpa>KflaHCTBO Pecnyö- 
riMKM yaöeKMcraH, a raioKe Bce lopuHMHecKMe riMga, 
npocTbie TOBapMLgecTBa m MHbie oö^eAMHeHMa aMg, 
yHpe>KfleHHbie b cooTBercTBMM c HeMcrByKainMM b 
PecnyöAMKe yaöeKMcraH aaKOHOflareabcreoivi; 

i) repMMH „KOMnerenrHbiM opran“ oanaHaer: 

aa) npMMeHMreabHO k <DefleparMBHOM PecnyöaMKe Fepivia- 
HMa OeflepaabHoe MMHMcrepcrBO tftMHancoB mum opran, 
KoropoMy OHO nepeflaao cbom noanoMOHMa; 

bb) npMMeHMreabHO k PecnyöaMKe yaöeKMcraH F ocyflapcr- 
BeHHbiM HaaoroBbiM KOMMrer Man opran, KoropoMy oh 
nepeflaa cbom noaHOMOMMa. 

2. Ecan na KOHreKcra MHoe He BbireKaer, ro apn npMMeneHMM 
floroBapMBaioLAMMca F ocyflapcrBOM Hacroaigero CoraatueHMa 
aKDöoM He onpefleaeHHbiM b CoraatueHMM repMMH MMeer ro 
aHaneHMe, Koropoe eMy npMflaer aaKOHOflareabcrao aroro 
F ocyflapcraa o naaorax, Ha Koropbie pacnpocrpanaerca fleMcr- 
BMe Hacroaigero CoraatueHMa, npMueM aHaaeHMe coraacHO 
npMMeHaeMOMy b aroM Focyflapcrae HaaoroBOMy aaKOHOfla- 
reabcray npeoöaaflaer Hafl KaKMM-aMöo aHaaeHMeM, Koropoe 
repMMH MMeer b coorBercrBMM c flpyroM npaBOBOM orpacabio 
flaHHoro FocynapcrBa. 

CraTbo 4 
PeaMfleHT 

1. Aaa geaeM Hacroatgero CoraatueHMa repMMH „peaMflenr 
floroBapMBaiotgeroca FocygapcrBa“ oanaaaer aioöoe ango, 
Koropoe no aaKOHogareabcrBy aroro Focyflapcrea noflae)KMr b 
HOM Haaorooöao>KeHMio na ochobo CBoero Mecro>KMreabcrBa, 
CBoero nocroaHHoro MecronpeöbiBaHMa, Mecra Haxo>KfleHMa 
CBoero pyKOBOflatgero oprana Man MHoro anaaorMaHoro Kpnre- 
pMa. yKaaaHHbiM repMMH ne pacnpocrpanaerca, ogHaKO, na 
aMg, Koropbie nogaexar Haaorooöao>KeHMK5 b aroM Focy- 
flapcrBe roabKO b ornotueHMM floxogoB m 3 McroaHMKOB b aroM 
F ocyflapcrae Man b ornotueHMM MMytgecrea, pacnoao>KeHHoro b 
aroM FocygapcrBe. 

2. B cayaae, ecan coraacHO noao>KeHMaM nyHKra 1 
nacroatgeM crarbM cjtMaMaecKoe ango aaaaerca peanfleHroM 
oöoMX floroBapMBaiotgMxca Focyflapcra, fleMcrayior cae- 
nytotgae noao>KeHMa: 

a) ango CMMraerca peaMflenroM roro F ocyflapcraa, b KoropoM 
OHO pacnoaaraer nocroannuM >KMaMtgeM; ecaa oho pacao- 
aaraer nocroannbiM >KMaMtgeM b oöomx FocynapcrBax, ro 
OHO CHMraerca peaMgenroM roro F ocygapcrBa, c KoropbiM 
OHO MMeer Hanöoaee recHbie aMHHbie m aKOHOMMHecKMe 
CBaaM (genrp >KM3HeHHbix MHrepecoB); 

b) B cayaae, ecan He MO>Ker öbirb oapegeaeno, b KaKOM F ocy- 
gapcrae ango MMeer genrp >KM3HeHHbix MHrepecoB, Man 
ecaM ango ne pacnoaaraer nocroaHHbiM >KMaMtgeM hm b 
ogHOM M3 FocygapcrB, oho canraerca peaMgenroM roro 
F ocygapcrBa, b KoropoM oho oöbiano npo)KMBaer; 

c) ecaM ango oöbiaHO npo>KMBaer b oöomx FocygapcrBax Man 
ecaM OHO oöbNHO He npo>KMBaer hm b ogHOM m3 hmx, oho 
canraerca peangenroM roro FocygapcrBa, rpa>KgaHMHOM 
Koroporo oho aaaaerca; 

d) ecaM ango He aeaaerca rpa>KgaHMHOM hm ogHoro m3 Focy- 
gapcrB, ro KOMnereHrHbie opraHbi HoroBapMBarotgMxca 
F ocygapcra petuaror aror Bonpoc no aaaMMHOMy coraacMio. 

3. B cayaae, ecaM b cooraercraMM c noaoKeHMaMM nyHKra 1 
nacroatgeM crarbM KOMnaHMa aeaaerca peangeHroM oöomx 
floroBapMBaiotgMxca F ocygapcre, ro ona canraerca peangeH- 
roM roro floroBapMBaiotgeroca FocygapcrBa, b KoropoM pac- 
noaoKeno Mecro Haxo>KgeHMa ee cfiaKrMaecKoro pyKOBogatge- 
ro oprana. 
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Artikel 5 
Betriebsstätte 

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck 
„Betriebsstätte“ eine feste Geschäftseinrichtung, durch die die 
Tätigkeit eines Unternehmens ganz oder teilweise ausgeübt wird. 

(2) Der Ausdruck „Betriebsstätte“ umfasst insbesondere 

a) einen Ort der Leitung, 

b) eine Zweigniederlassung, 

c) eine Geschäftsstelle, 

d) eine Fabrikationsstätte, 

e) eine Werkstätte und 

f) ein Bergwerk, ein Öl- oder Gasvorkommen, einen Steinbruch 
oder eine andere Stätte der Ausbeutung von Bodenschätzen. 

(3) Eine Bauausführung oder Montage ist nur dann eine 
Bethebsstätte, wenn ihre Dauer zwölf Monate überschreitet. 


(4) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen dieses Arti- 
kels gelten nicht als Betriebsstätten 

a) Einrichtungen, die ausschließlich zur Lagerung, Ausstellung 
oder Auslieferung von Gütern oder Waren des Unternehmens 
benutzt werden; 

b) Bestände von Gütern oder Waren des Unternehmens, die 
ausschließlich zur Lagerung, Ausstellung oder Auslieferung 
unterhalten werden; 

c) Bestände von Gütern oder Waren des Unternehmens, die 
ausschließlich zu dem Zweck unterhalten werden, durch ein 
anderes Unternehmen bearbeitet oder verarbeitet zu werden; 

d) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem 
Zweck unterhalten wird, für das Unternehmen Güter oder 
Waren einzukaufen oder Informationen zu beschaffen; 

e) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem 
Zweck unterhalten wird, für das Unternehmen andere Tätig- 
keiten auszuüben, die vorbereitender Art sind oder eine 
Hilfstätigkeit darstellen; 

f) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem 
Zweck unterhalten wird, mehrere der unter den vorstehenden 
Buchstaben a bis e genannten Tätigkeiten auszuüben, vor- 
ausgesetzt, dass die sich daraus ergebende Gesamttätigkeit 
der festen Geschäftseinrichtung vorbereitender Art ist oder 
eine Hilfstätigkeit darstellt. 

(5) Ist eine Person, mit Ausnahme eines unabhängigen Vertre- 
ters im Sinne des nachstehenden Absatzes 7, für ein Unterneh- 
men tätig und besitzt sie in einem Vertragsstaat die Vollmacht, im 
Namen des Unternehmens Verträge abzuschließen, und übt sie 
die Vollmacht dort gewöhnlich aus, so wird das Unternehmen 
ungeachtet der vorstehenden Absätze 1 und 2 so behandelt, als 
habe es in diesem Staat für alle von der Person für das Unter- 
nehmen ausgeübten Tätigkeiten eine Betriebsstätte, es sei denn, 
diese Tätigkeiten beschränken sich auf die im vorstehenden 
Absatz 4 genannten Tätigkeiten, die, würden sie durch eine feste 
Geschäftseinrichtung ausgeübt, diese Einrichtung nach dem 
genannten Absatz nicht zu einer Betriebsstätte machten. 


(6) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen dieses Arti- 
kels wird ein Versicherungsunternehmen eines Vertragsstaats, 
außer bei Rückversicherungen, so behandelt, als habe es eine 
Betriebsstätte im anderen Vertragsstaat, wenn es im Gebiet des 
anderen Staates durch eine Person, die kein unabhängiger Ver- 


CTaTbfl 5 

□ocTOHHHoe yHpe>KfleHMe 

1 . Ann ueneM HacToninero CornaiueHMn TepwMH „nocTosiH- 
Hoe yHpe>KHeHMe“ oäHa'naer nocronHHoe MecTO npennpnHMivia- 
reribCKOM nefiTenbHOCTM, Mepea KOTopoe peHTenbHOCTb npep- 
npMHTMH ocymecTBnneTcn nonnocTbio nnn MacruHHO. 

2. TepMMH „nocTOHHHoe ynpexpeHne“, b 4acTHOCTM, BKnio^a- 
er: 

a) MecTO ynpaBneHMH; 

b) cfJMnMan; 

c) octtMc; 

d) cfDaöpnKy; 

e) MactepcKyio m 

f) tuaxTy, HecjtTHHyK) unn rasoByro CKBa>KMHy, Kapbep 
nioöoe flpyroe MecTo paspaöoTKM npHpopHbix pecypcoB. 

3. CrponTenbHaH nnoinaflKa unn MOHTa>KHbiM oö^eKT 
nanntoTCfl nocTOBHHbiM yMpe>KHeHMeM TonbKO b criynanx, ecnn 
npoHon>KMTenbHOCTb mx cyutecTBOBaHun npeBbiLuaer 12 iviecH- 
peB. 

4. HecMOTpn Ha npepbiflyu^ne noHO>KeHMH HacToninePi 
craTbM, nocTOHHHbiM ynpexpeHMeM He CMMTatoTcn: 

a) oßteKTbi, McnonbsyeMbie MCKJtiOHMTenbHO b pennx xpane- 
HMB, fleMOHCTpapMM nMÖO nOCTaBKM MafleriMM MHH TOBapOB, 
npMHaHne>KaL4MX npennpMHTMio; 

b) aanacbi MSflenMM hum TOBapoB, npMHaHne>KaLHMX npep- 
npMHTMKj, KOTopbie coflepxtaTcs MCKniOHMTenbHO B penax 
XpaHeHMH, fleMOHCTpapMM HMÖO nOCTaBKM; 

c) sanacbi \A3p,enm i/inki TOBapoB, npMHaHne>KautMX npep- 
npHBTHKD, KOTopbie coflep>KaTcn MCKnraMMTenbHO b pennx 
oöpaöoTKM MHM nepepaöoTKM hx ppyrmvi npeflnpMHTMeivi; 

d) nocTonHHoe MecTO npeflnpMHmviaTenbCKoPi flenTenbHOCTM, 
KOTopoe coHep>KMTcn MCKnroHMTenbHO b pennx saxynKM pna 
npeflnpHHTkin MSflenMM i/inki TOBapoB nriöo cöopa MHcttopMa- 
PMM flnn Hero; 

e) nocTonHHoe MecTO npeflnpHHMMarenbCKoPi nenTenbHOCTM, 
KOTopoe coflep>KMTcn MCKnKDMMtenbHO B pennx ocyutecr- 
BneHkin flnn npeflnpHBTHn nroöbix mhbix bmhob 
flenreribHOCTM noproTOBHTeribHoro hhm BcnoMoratenbHoro 
xapaKTepa; 

f) nocTonHHoe MecTO npeflnpHHMMarenbCKoPi nenTenbHOCTM, 
KOTopoe coflep>KMTcn MCKnroMMTenbHO b pennx ocyutecr- 
BneHkin bmhob flenTenbHOCTM, nepeMMcneHHbix b nopnyHK- 
Tax a) - e) HacTontpero nyHKta, npM ycnoBMM, hto BbiTexaio- 
ipan M3 aroro coBOKynuan pefiTenbHOCTb paHHoro nocTonn- 
Horo MecTa MWieer noflroTOBmeribHbiM muh 
BcnoMorarenbHbiM xapaKtep. 

5. Echm nkipo, sa MCKnioMeHMeM HeaaBMcmvioro arenra, yxa- 
saHHoro B nyHKTe 7 HacTonLpeü craTbM, ocyu^ecTBnneT pen- 
TePbHOCTb pnfl npepnpMHTMn m MivieeT b AoroBapHBaioipeivicfl 
FocypapcTBe nonnoMOMMe na aaK/iioHeHMe KOHjpaKTOB ot 
MMeHM aroro npepnpMHTMH m oöbihho ocyLpecTBnner b neivi pan- 
Hoe noHHOMOHMe, TO raxoe npepnpMHTMe, HecMorpn na 
nopo)KeHMH nyHKTOB 1 m 2 HacTOHLpeü craTbM, paccMarpuBa- 
ercfl KaK mvieiOLpee nocronHHoe y4pe>KpeHMe b aroivi P ocypapcr- 
Be B OTHOujeHMM PKjöoM pePTenbHOCTM, ocyptecTBnneMOM stmivi 
PMpoM B MHTepecax npepnpMBTMFi, ecPM ronbxo ara 
penrePbHOCTb He orpaHMMMBaercn BMpaMM, yKaaaHHbiMM b 
nyHKTe 4 HacTonuteM crarbM, KOTopbie b cpynae mx ocyutecT- 
BneHMP nepea nocTOSHHoe MecTO npepnpMHMMarenbCKOM pen- 
rePbHOCTM B cooTBercTBMM c yxaaaHHbiM nyHKTOM He npeepa- 
Ptaror paHHoe iviecTO b nocTOPHHoe yHpe>KpeHMe. 

6. HecMorpn na npepbipyutMe nopoKeHMst HacTonutePi 
craTbM, CTpaxoBoe npepnpMPTMe floroBapMBaiopterocp Focy- 
papcTBa öyper CHMTarbcn MMeroutMM nocTOPHHoe yHpe>KpeHMe 
B ppyroM AoroBapMBaiOLpeMcn PocypapcTBe, ecnM oho npMHM- 
Maer crpaxoBbie npeiWMM Ha reppMTopMM aroro ppyroro F ocy- 
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treter nach Absatz 7 ist, Prämien einzieht oder dort gelegene 
Risiken versichert. 


(7) Ein Unternehmen wird nicht schon deshalb so behandelt, 
als habe es eine Betriebsstätte in einem Vertragsstaat, weil es 
dort seine Tätigkeit durch einen Makler, Kommissionär oder 
einen anderen unabhängigen Vertreter ausübt, sofern diese Per- 
sonen im Rahmen ihrer ordentlichen Geschäftstätigkeit handeln. 

(8) Allein dadurch, dass eine in einem Vertragsstaat ansässige 
Gesellschaft eine Gesellschaft beherrscht oder von einer Gesell- 
schaft beherrscht wird, die im anderen Vertragsstaat ansässig ist 
oder dort (entweder durch eine Betriebsstätte oder auf andere 
Weise) ihre Tätigkeit ausübt, wird keine der beiden Gesellschaf- 
ten zur Betriebsstätte der anderen. 


Artikel 6 

Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen 

(1) Einkünfte, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person 
aus unbeweglichem Vermögen (einschließlich der Einkünfte aus 
land- und forstwirtschaftlichen Betrieben) bezieht, das im ande- 
ren Vertragsstaat liegt, können im anderen Staat besteuert wer- 
den. 

(2) Der Ausdruck „unbewegliches Vermögen“ hat die Bedeu- 
tung, die ihm nach dem Recht des Vertragsstaats zukommt, in 
dem das Vermögen liegt. Der Ausdruck umfasst in jedem Fall das 
Zubehör zum unbeweglichen Vermögen, das lebende und tote 
Inventar land- und forstwirtschaftlicher Betriebe, die Rechte, für 
die die Vorschriften des Rechts über Grundstücke gelten, Nut- 
zungsrechte an unbeweglichem Vermögen sowie Rechte auf ver- 
änderliche oder feste Vergütungen für die Ausbeutung oder das 
Recht auf Ausbeutung von Mineralvorkommen, Quellen und 
anderen Bodenschätzen; Schiffe und Luftfahrzeuge gelten nicht 
als unbewegliches Vermögen. 


(3) Vorstehender Absatz 1 gilt für Einkünfte aus der unmittel- 
baren Nutzung, der Vermietung oder Verpachtung sowie jeder 
anderen Art der Nutzung unbeweglichen Vermögens. 

(4) Die vorstehenden Absätze 1 und 3 gelten auch für Einkünf- 
te aus unbeweglichem Vermögen eines Unternehmens und für 
Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen, das der Ausübung 
einer selbständigen Arbeit dient. 


Artikel 7 

Unternehmensgewinne 

(1) Gewinne eines Unternehmens eines Vertragsstaats können 
nur in diesem Staat besteuert werden, es sei denn, das Unter- 
nehmen übt seine Tätigkeit im anderen Vertragsstaat durch eine 
dort gelegene Betriebsstätte aus. Übt das Unternehmen seine 
Tätigkeit auf diese Weise aus, so können die Gewinne des Unter- 
nehmens im anderen Staat besteuert werden, jedoch nur inso- 
weit, als sie dieser Betriebsstätte zugerechnet werden können. 


(2) Übt ein ünternehmen eines Vertragsstaats seine Tätigkeit 
im anderen Vertragsstaat durch eine dort gelegene Betriebs- 
stätte aus, so werden vorbehaltlich des Absatzes 3 in jedem 
Vertragsstaat dieser Betriebsstätte die Gewinne zugerechnet, die 
sie hätte erzielen können, wenn sie eine gleiche oder ähnliche 
Tätigkeit unter gleichen oder ähnlichen Bedingungen als selb- 
ständiges ünternehmen ausgeübt hätte und im Verkehr mit dem 
ünternehmen, dessen Betriebsstätte sie ist, völlig unabhängig 


flapcTBa uriM ocytpecTBnaeT crpaxoBaHue ot BOSMOKHoro raivi 
pucKa 4epe3 nupo, UHoe, ueivi HesaBUcmvibiM areuT cornacHO 
nyuKTy 7 HacToaipePi craTbn, aa MCKmoueHueM cnyuaeB 
onepapuM no nepecrpaxoBaHMio. 

7. FIpeflnpHHTue ne öyneT paccMaipuBaTbcn xax MMeioLpee 
nocTOHHHoe ynpextfleuue b floroBapuBaKSu^eivica PocyflapcTBe 
nnujb TonbKO noTOMy, 4to oho ocyipecTBriaeT b hom cbokd pea- 
TenbHOCTb Hepes öpoKepa, KOMMCCMOHepa riMöo flpyroro neaa- 
BMCMMoro areHTa npM ycnoBMM, mto raKMe nupa peMCTByiOT b 
paMKax CBoefi oöbNHofi fleaTeribHOCTM. 

8. Tot cjjaKT, hto KOMnaHkia, HBnaioLpaBca peaMpeHTOM floro- 
BapHBaioiperoca focypapcTBa, KOHTponMpyer KOMnaHMio mhm 
KOHT poTikipyeTCfl KOMnaHMeü, KOTopaa HBnaeTca peakipeHTOM 
Hpyroro AoroBapHBaKDiperoca F ocypapcTBa mtim ocytpecTB/iaeT 
B HeM CBOKD fleBTeTlbHOCTb (jlMÖO Uepea nOCTOBHHOe 
yHpe>KfleHMe, jimöo mhbim oöpaaoM), caivi no ceöe He npeepauta- 
er OflHy na atkix KoivinaHMM b nocTOHHHoe yMpextpeHMe ppyroM. 


CTaTbO 6 

iPoxo^bi OT HeflBH>KMMoro HMyipecTBa 

1. floxoflbi, notiynaeMbie peaMpeHTOM HoroBapMBaKjtperoca 
focypapcTBa ot HepBM>Kmvioro MMyipecTBa (BKTHOHaa poxopu 
OT npepnpkiHTMM cenbCKoro m necHoro xoaaMCTBa), 
pacnoTio>KeHHoro b ppyroM floroBapHBaioipeMCB focypapcTBe, 
MoryT oöTiaraTbca nanoroM b stom ppyroM F ocypapcTBe. 

2. TepMMH „HepBM>KMMoe MMymecTBO“ MMeeT TO ananeHMe, 
KOTopoe OH MMeeT no aaKOHopaTenbCTBy toto floroBapu- 
BaioiperocH FocypapcTBa, b xoTopoM pacnonoKeHO paHHoe 
MMymeCTBO. GtOT TepMMH B TIKJÖOM CTiyHae BKTItOHaeT MMy- 
ipecTBO, BcnoMoraTenbHoe no OTHomeHMK) k HepBM>KMMOMy 
MMymecTBy, ckot m oöopypoBaHMe, McnonbayeMbie b cenbCKOM 
M TiecHOM xoaaMCTBe, npaBa, k KOTopbiM npMMeHBioTca 
nonoKeHMH aaKOHopaTe/ibCTBa o aeMenbHbix ynacTKax, npaBa 
nojibaoBaHMB HepBM>KMMbiM MMyipecTBOM M npaBa na 
nepeMeHHbie mtim cfjMKCMpoBaHHbie nTiaTe>KM b xanecTBe kom- 
neHcapMM aa paapaöoTxy mtim npaao Ha paapaöoTKy mmhb- 
panbHbix pecypcoB, mctomhmkob m ppyrMX npMpopHbix pecypcoB; 
MopcKMe M BoapyujHbie cypa He cHMTaioTca HepBM>KMMbiM MMy- 
ipeCTBOM. 

3. rioTioKeHMfi nyHKTa 1 HacTOHmeM CTaTbM npMMeHHioTca k 
poxopaM OT npHMoro McnonbaoBaHMH nepBMMMMoro MMyu^ecT- 
Ba, cpaMM ero BHaeM mtim b apeHpy, a Taioxe ot McnoTibaoBaHMn 
HepBM>KMMoro MMyipecTBa b tiioöom ppyroM tjDopMe. 

4. noTio>KeHMB nyHKTOB 1 M 3 HacToaipeM ctbtbm npM- 
MeHBioTca TaK>Ke k poxopaM ot HepBM)KMMoro MMyipecTBa 
npepnpMMTMB m k poxopaM ot HepBM>KMMoro MMyipecTBa, npep- 
HaaHaneHHoro pnn peneü OKaaaHMB HeaaBMCMMbix timmhux 
ycTiyr. 

CTaTbO 7 

ripMÖbinb OT npeflnpMHHMaTenbCKOM ^enTenbHOCTH 

1. npMöbiTib npepnpMBTMB floroBapMBaioiperoca FocypapcT- 
Ba MO>KeT oönaraTbCH HanoroM TonbKO b stom FocypapcTBe, 
ecTiM TOTibKo npepnpMBTMe He ocyipecTBnaeT cboio 
peaTenbHOCTb b ppyroM floroBapMBaiOLpeMca FocypapcTBe 
Hepea pacnonoKeHHoe b hbm nocTOHHHoe yHpe>KpeHMe. Ectim 
npepnpMBTMe ocyipecTBTineT cboio peaTenbHOCTb ynoMMHyTUM 
oöpaaoM, TO ero npMÖbinb mokot oöTiaraTbca nanoroM b ppy- 
roM FocypapcTBe, opnaKO TiMiub nocTonbKy, nocKoribKy ona 
MO)KeT öbiTb OTHecena k STOMy nocTOHHHOMy yMpe>KpeHMio. 

2. B CTiynae, ecriM npepnpMBTMe floroBapMBaioLperoca Focy- 
papcTBa ocyipecTBTiHeT cboio peHTenbHOCTb b ppyroM floroBa- 
pMBaioipeMCB FocypapcTBe nepea pacnonoKeHHoe b hbm 
nocTOBHHoe yHpe>KpeHMe, to c yueTOM nonoKeHMPi nyHKTa 3 
HacTOBipeM CTaTbM B Ka>KpoM AoroBapMBaioipeMCfl F ocypapcT- 
Be K aTOMy nocToaHHOMy yHpe>KpeHMio othocbtch cyMMbi npM- 
öbiTiM, KOTopbie OHO MOTTio 6bi uoTiyMMTb, ecTiM 6bi OHO ocyipecT- 
BTifljio Taxyio )Ke mtim aHanorMMHyio penTOTibHOCTb npM tbkmx 
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gewesen wäre. 


(3) Bei der Ermittlung der Gewinne einer Betriebsstätte werden 
die für diese Betriebsstätte entstandenen Aufwendungen, 
einschließlich der Geschäftsführungs- und allgemeinen Verwal- 
tungskosten, zum Abzug zugelassen, gleichgültig, ob sie In dem 
Staat, In dem die Betriebsstätte liegt, oder anderswo entstanden 
sind. 

(4) Soweit es in einem Vertragsstaat üblich ist, die einer 
Bethebsstätte zuzurechnenden Gewinne durch Aufteilung der 
Gesamtgewinne des Unternehmens auf seine einzelnen Telle zu 
ermitteln, schließt Absatz 2 nicht aus, dass dieser Vertragsstaat 
die zu besteuernden Gewinne nach der üblichen Aufteilung er- 
mittelt; die gewählte Gewinnauftellung muss jedoch derart sein, 
dass das Ergebnis mit den Grundsätzen dieses Artikels übereln- 
stlmmt. 


(5) Aufgrund des bloßen Einkaufs von Gütern oder Waren für 
das Unternehmen wird einer Betriebsstätte kein Gewinn zuge- 
rechnet. 

(6) Bei der Anwendung der vorstehenden Bestimmungen die- 
ses Artikels sind die der Betriebsstätte zuzurechnenden Gewinne 
jedes Jahr auf dieselbe Art zu ermitteln, es sei denn, dass aus- 
reichende Gründe dafür bestehen, anders zu verfahren. 

(7) Dieser Artikel gilt auch für die Einkünfte aus der Beteiligung 
an einer Personengesellschaft. Er erstreckt sich auch auf Ver- 
gütungen, die ein Gesellschafter einer Personengesellschaft von 
der Gesellschaft für seine Tätigkeit Im Dienst der Gesellschaft, 
für die Gewährung von Darlehn oder für die Überlassung von 
Wirtschaftsgütern bezieht, wenn diese Vergütungen nach dem 
Steuerrecht des Vertragsstaats, in dem die Betriebsstätte gele- 
gen Ist, den Einkünften des Gesellschafters aus dieser Betriebs- 
stätte zugerechnet werden. 


(8) Gehören zu den Gewinnen Einkünfte, die In anderen Arti- 
keln dieses Abkommens behandelt werden, so werden die 
Bestimmungen jener Artikel durch die Bestimmungen dieses 
Artikels nicht berührt. 


Artikel 8 

Internationaler Verkehr 

(1) Gewinne eines Unternehmens eines Vertragsstaats aus 
dem Betrieb von Seeschiffen oder Luftfahrzeugen im internatio- 
nalen Verkehr können nur In diesem Staat besteuert werden. 

(2) Im Sinne dieses Artikels umfassen Gewinne aus dem 
Betrieb von Seeschiffen oder Luftfahrzeugen im internationalen 
Verkehr auch 

a) Einkünfte aus der Vercharterung von leeren Seeschiffen oder 
Luftfahrzeugen und 

b) Einkünfte aus der Nutzung, Unterhaltung oder Vermietung 
von Containern (einschließlich Trailern und dazugehöriger 
Ausrüstung, die dem Transport der Container dienen), die für 
den Transport von Gütern oder Waren genutzt werden, 

sofern die Vercharterung oder die Nutzung, Unterhaltung oder 
Vermietung dem Betrieb von Seeschiffen oder Luftfahrzeugen Im 
Internationalen Verkehr zuzuordnen Ist. 

(3) Vorstehender Absatz 1 gilt auch für Gewinne aus der Betei- 
ligung an einem Pool, einer Betriebsgemeinschaft oder einer 
Internationalen Betriebsstelle. 


>Ke unu aHanoruMHbix ycnoBunx, öyflyun caMOCTOSTenbUbiM 
npeflnpusTueM u flePicTByH noriHOCTbK) HesaBucmvibiM b 
OTHOLueHUflx c npeflnpMBTueM, nocTOSHUbiM yHpe>KfleHMeM 
KOToporo OHO BBnaeTCB. 

3. ripM MCHMcneHMM npHöbiriM nocTOBHHoro yHpe>KHeHMH 
flonycKaercB bbimbt pacxopoB, noHeceHHbix flnn Hy>Kfl raxoro 
nocTOBHHoro yHpe>KfleHMB, BKnioMan ynpaBneHuecKMe m 
o6a(eaflMMHMCTpaTMBHbie pacxoflbi, HesaBMCMMO ot Toro, 
BOSHMKnM nM OHM B PocyflapcTBe, B KOTopoM pacnono>KeHO 
nocTOHHHoe yHpe>KfleHMe, mhm rpe-nMöo b flpyroM Meere. 

4. EcriM B floroBapMBaiOLMeMca PocyflapcTBe npMHHTO mchmc- 
nHTb npMöbinb, OTHOCButyiocH K nocTOHHHOMy ynpexpeHMto, 
nyreM paenpefleneHMs coBOxynHOM cyMMbi npMöbiriM npep- 
npMHTMH Ha ero ornenbHbie noflpaafleneHMB, ro nonoxenHs 
nynxra 2 HacTOBU4eM crarbM ne McxnxjHaKOT, HTOöbi aro floro- 
BapMBaxjuteecH P ocypapcTBO MCHMcnsno oönaraeMyio HanoroM 
npMöbinb B cooTBercTBMM c npMHHTbiM MeroflOM paenpepe- 
neHMs; BbiöpaHHbiPi Merop paenpepepeHMS npMöbinM pon>xeH, 
opHaxo, cooTBercTBOBarb no CBoeMy pesynbrary npMHpMnaM 
HacTOBUteM crarbM. 

5. Ha ocHOBaHMM npoMSBepeHHOM nocrosHHbiM yHpe>xpeHMeM 
PMUJb aaxynxM MapenMPi mpm ToaapoB pna npepnpMBTMB HMxaxaa 
npMöbinb X HeMy He othocmtcb. 

6. ripM npMMeneHMM nono>xeHMM npepbipytpMX nynxTOB 
HacTOBUteM crarbM npMÖbinb, orHOCBPiaBCB x nocroBHHOMy 
yHpe)xpeHMK5, xa>xpbiM rop pon>XHa öbirb MCHMcnena ophmm m 
reM )xe MeropoM, ecnM ronbxo He MMeercB pocraroHHO bscxmx 
npMHMH peMcrBOBarb no MHOMy. 

7. nono>xeHMB HacroBmeM crarbM npMMeHBiorcB rax>xe x 
poxopaM or ynacrMB b npocroM roBapMuteerBe. Ee peMcrBMe 
rax>xe pacnpocrpaHBercB na B03Harpa)xpeHMB, xoropue 
noBynaer ynacrHMx npocroro roBapMaiecraa or paHHoro roBa- 
pMuteerBa aa cboio peBrenbHocrb b MHrepecax roBapMuteerBa, 
aa npepocraaneHMe xpepMroB (aaMMoa) mpm nepepany 
xoaBMcraeHHbix peHHOcrePi, ecPM yxaaaHHbie B03Harpa>xpeHMB 
cornacHO HanoroBOMy aaxoHoparenbcrBy roro floroBapM- 
BaxDuterocB PocypaperBa, b xoropoM pacnono)xeHO nocroBH- 
Hoe yMpe>xpeHMe, orHOCBrcB x poxopaM, nonyHaeMbiM ynacr- 
HMXOM or aroro nocroBHHoro y4pe>xpeHMB. 

8. Ecbm npMöbinb BxnxsHaer poxopbi, paccMarpMBaeMbie b 
ppyrMX crarbBX HacroBaiero CornaujeHMB, ro nono>xeHMB arMX 
ppyrMX crareM ne aarparMBaxtrcB nono)xeHMBMM HacroBaieM 
crarbM. 


CTaTbfl 8 

Me>K^yHapoflHbie nepeBoaxM 

1. PIpMöbinb npepnpMBrMB floroBapMBatOLperocB Pocypaper- 
Ba or McnonbaoBaHMB MopexMX mpm BoapyujHbix cypoB b 
MexrpyHapopHbix nepoBoaxax MO)xer oönararbCB HanoroM 
ropbxo B aroM Pocypaperae. 

2. flPB penePi HacroBUtePi crarbM npMöbinb or McnoPbaoBaHMB 
MopexMX MPM BoapyujHbix cypoB B Me>xpyHapopHbix nepeaoaxax 
BxnxDHaer rax>xe: 

a) poxopbi or cpaHM b naprep nopo>XHMX MopexMX mpm 
BoapytuHbix cypoB m 

b) poxopbi or McnopbaoBaHMB, copep)xaHMB mpm epauM BHaeM 
xoHreMHepoB {BXPXtHaB rpePipepbi m npMHappe>xautee x hmm 
oöopypoeaHMe pPB xoHreMHepHoro rpanenopra), 
McnoPbayeMbix b pePBX rpancnoprMpoBXM rpyaoB mpm 
roBapoB, 

ecPM raxaB epana b naprep pmöo raxMe McnoPbaoBaHMe, 
copep>xaHMe mpm epana BHaeM Moryr öurb orneceHbi x 
McnoPbaoBaHMio MopexMX mpm BoapypiHbix cypoB b Me>xpyHa- 
popHbix nepeBoaxax. 

3. Plopo>xeHMB nyHxra 1 HacroBipeM crarbM rax)xe paenpo- 
crpaHBKjrcB Ha npMöbiPb or ynacrMB b nyne, b coBMeernoM peB- 
repbHoerM mpm b MexpyHapopHOM rpanenoprHOM areHrcrae. 
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Artikel 9 

Verbundene Unternehmen 

(1) Wenn 

a) ein Unternehmen eines Vertragsstaats unmittelbar oder mit- 
telbar an der Geschäftsleitung, der Kontrolle oder dem Kapi- 
tal eines Unternehmens des anderen Vertragsstaats beteiligt 
ist oder 

b) dieselben Personen unmittelbar oder mittelbar an der 
Geschäftsleitung, der Kontrolle oder dem Kapital eines 
Unternehmens eines Vertragsstaats und eines Unternehmens 
des anderen Vertragsstaats beteiligt sind 

und in diesen Fällen die beiden Unternehmen in ihren kaufmän- 
nischen oder finanziellen Beziehungen an vereinbarte oder auf- 
erlegte Bedingungen gebunden sind, die von denen abweichen, 
die unabhängige Unternehmen miteinander vereinbaren würden, 
dürfen die Gewinne, die eines der Unternehmen ohne diese 
Bedingungen erzielt hätte, wegen dieser Bedingungen aber nicht 
erzielt hat, den Gewinnen dieses Unternehmens zugerechnet 
und entsprechend besteuert werden. 

(2) Werden in einem Vertragsstaat den Gewinnen eines Unter- 
nehmens dieses Staates Gewinne zugerechnet - und entspre- 
chend besteuert -, mit denen ein Unternehmen des anderen Ver- 
tragsstaats in diesem Staat besteuert worden ist, und handelt es 
sich bei den zugerechneten Gewinnen um solche, die das Unter- 
nehmen des erstgenannten Staates erzielt hätte, wenn die zwi- 
schen den beiden Unternehmen vereinbarten Bedingungen die 
gleichen gewesen wären, die unabhängige Unternehmen mitein- 
ander vereinbaren würden, so nimmt der andere Staat eine ent- 
sprechende Änderung der dort von diesen Gewinnen erhobenen 
Steuer vor. Bei dieser Änderung sind die übrigen Bestimmungen 
dieses Abkommens zu berücksichtigen; erforderlichenfalls wer- 
den die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten einander 
konsultieren. 


Artikel 10 
Dividenden 

(1) Dividenden, die eine in einem Vertragsstaat ansässige 
Gesellschaft an eine im anderen Vertragsstaat ansässige Person 
zahlt, können im anderen Staat besteuert werden. 

(2) Diese Dividenden können jedoch auch in dem Vertrags- 
staat, in dem die die Dividenden zahlende Gesellschaft ansässig 
ist, nach dem Recht dieses Staates besteuert werden; die Steuer 
darf aber, wenn der Nutzungsberechtigte der Dividenden eine im 
anderen Vertragsstaat ansässige Person ist, nicht übersteigen: 


a) 5 vom Hundert des Bruttobetrags der Dividenden, wenn der 
Nutzungsberechtigte eine Gesellschaft (jedoch keine Perso- 
nengesellschaft) ist, die unmittelbar über mindestens 25 vom 
Hundert des Kapitals der die Dividenden zahlenden Gesell- 
schaft verfügt; 

b) 15 vom Hundert des Bruttobetrags der Dividenden in allen 
anderen Fällen. 

Dieser Absatz berührt nicht die Besteuerung der Gesellschaft in 
Bezug auf die Gewinne, aus denen die Dividenden gezahlt wer- 
den. 

(3) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck „Dividenden“ 
bedeutet Einkünfte aus Aktien, Genussrechten oder Genuss- 
scheinen, Kuxen, Gründeranteilen oder anderen Rechten - aus- 
genommen Forderungen - mit Gewinnbeteiligung sowie sonstige 
Einkünfte, die nach dem Recht des Staates, in dem die aus- 
schüttende Gesellschaft ansässig ist, den Einkünften aus Aktien 
steuerlich gleichgestellt sind. 


CraTbo 9 

Accoi^HHpoeaHHbie npe^npHFiTHFi 

1. B cnynae, ecriM: 

a) npeflnpuHTkie HoroBapHBaroineroca FocyflapciBa npaivio 
uriM KOCBeHHO ynacTByeT b ynpaBneHun, KOHTpoae Mau 
KaaMTaae npeflnpaaTna npyroro floroBapMBaKJineroca 
F ocynapcTBa Man 

b) oflHM M re >Ke amia apaivio Man KocaeHHO ynacrayioT b 
ynpaBaeHMM, KOHtpoae Man Kanaraae npeflapaaTHH floro- 
BapuBaiOLneroca FocynapcTBa a npennpaaTaa npyroro 
AoroBapaBaiooieroca F ocyflapcTBa, 

a B yKaaaHHbix caynanx oöa npeflnpaaraa b ax KOMMepnecKax 
aaa cfiaHaHCOBbix OTHomeaanx oöaaaabi coöaKDflatb coraaco- 
BaHHbie aaa BoaaoKeaHbie aa aax ycaoaaa, oraaaaioaiaecH ot 
Tex, KOTopbie aMeaa 6bi MecTO Me>Kfly aeaaeacaivibiMa npefl- 
apaaraaivia, to apaöbiab, KOTopaa Moraa 6bi öbiTb noayaeaa 
oflaaM aa apeflnpaaraä öea raxax ycaoBaä, ao ae öbiaa 
noayaeaa b caay arax ycaoBaä, MO>KeT öbiTb oraeceaa k apa- 
öbiaa flaaaoro npeflnpaaraa a cooTBercTBeaao o6ao>Keaa 
aaaoroM. 

2. Ecaa b HoroBapaBaroureMca FocyflapcTae k npaöbiaa 
npeflnpaajaa aroro F ocynapcTBa oraocaTca a cooTBercTBeaao 
noHae)KaT aaaoroo6ao>Keaaio cyMMbi npaöbiaa, b ojaoiaeaaa 
KOTopbix apeflnpaarae npyroro floroBapaBaioLneroca Focy- 
flapcTBa noHae>Kaao aaaoroo6ao>Keaaio b stom flpyroM F ocy- 
flapcTBe, a ecaa peab b oraoLueaaa oraeceaabix cyMM npaöbiaa 
aper o cyiviiviax, Koropbie Moraa öbi öbiTb acayaeHbi npep- 
apaaiaeivi nepeoro ynoMaHyroro FocyflapcTBa npa coBnafleaaa 
ycaoBaä, coraacoBaaHbix Me>Kfly yKaaaHHbiMa npeflnpaaraaivia, 
c ycaoBaaivia, KOTopbie öbiaa öbi coraacoBaHbi Me>Kfly aeaaBa- 
caMbiMa apeflapaaTaaivia, to flpyroe FocypapcTBO npoasBOflaT 
cooTBeTCTByioLuyio nonpaBKy BaaiviaeMoro b aeivi aaaora c 
Taxax cyMM npaöbiaa. Flpa Taxoa nonpaBxe floa>KHbi öbiTb 
coöaiofleHbi ocTaabHbie noao>KeHaa HacToainero CoraaiueHaa; 
B cayaae aeoöxoflaiviocTa KOMneTeHTHbie opraabi floroBapa- 
BaiOLuaxca FocyflapcTB BCTynaiOT bo BsaaiviHbie KoacyabTapaa. 

CTaTbn 1 0 
flMBHfleH^bl 

1. flaBafleaflbi, BbinaaaaBaeMbie KOMnaaaeä, aaaaioLMeäca 
peaapeaTOM HoroBapaBaiomeroca FocypapcTBa, peaapeaTy 
Hpyroro HoroBapaBaiOLperoca F ocypapcTBa, MoryT oöaaraTbca 
aaaoroM b stom flpyroM F ocypapcTBe. 

2. yxaaaaabie flaBafleaflbi MoryT, oflaaKO, TaK>Ke oöaaraTbca 
aaaoroM b tom floroBapaBaioLfleivica FocyflapcTBe, b KOTopoM 
KOMnaaaa, BbinaaaaBaioLflaH flaBafleaflbi, aBaaeTca peaaflea- 
TOM, B cooTBeTCTBaa c ero aaKoaoflaTeabCTBOM; ecaa, oflaaKO, 
npaBOOöaaflaTeaeivi flaeafleaflOB aBaneTca peaafleaT flpyroro 
floroBapaBaioLfleroca FocypapcTBa, to aaaor ae floa>Kea 
npeBbiLuaTb: 

a) 5 apofleaTOB ot BaaoBoä cyiviMbi flaBapeaflOB, ecaa apaeo- 
oöaaflaTeaeM HBaaeTca Koivinaaaa (aa acKaioaeaaeivi npo- 
CToro TOBapaiflecTBa), KOTopaa aenocpeflCTBeaao pacno- 
aaraeT ae Meaee aeivi 25 apopeaTaivia xanaTaaa Bbinaaaa- 
Baioifleä flaBafleaflbi KOMnaaaa; 

b) 15 npopeaTOB ot BaaoBoä cyiviMbi flaeafleaflOB bo Bcex 
aabix cayaaax. 

Floao>Keaaa aacToaiflero nyaxTa ae aaTparaeaioT aaaoro- 
oöao>KeaaH Koivinaaaa b OTaoiaeaaa cyMM npaöbiaa, aa 
KOTopbix BbinaaaaBaioTCH flaBafleaflbi. 

3. YnoTpeöaaeMbiä b aacToaifleä CTaTbe TepMaa „flaBaflea- 
flbi“ oaaaaaeT floxoflbi ao aKflaaM, no npaeaM aaa cepaacfiaKa- 
TaM aa yaacTae b npaöbiaa, ao aKflaaM ropaofloöbiBaiOLfleä 
npoMbiLuaeaaocTa, no yapeflaTeabCKaM naaM aaa aabiM apa- 
BaM no yaacTaio b npaöbiaa, aa acxaioaeaaeM floaroBbix Tpeöo- 
Baaaä, a Taioxe apoaae floxoflbi, KOTopbie no 
aaxoaoflaTeabCTBy FocyflapcTBa, peaapeaTOM KOToporo 
aaaaeTca KOMnaaaa, pacnpefleaaioiflaa apaöbiab, npapaaaa- 
BaioTca B aaaoroBOM OTaomeaaa k floxoflaM no axpaaM. 
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(4) Die vorstehenden Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden, 
wenn der in einem Vertragsstaat ansässige Nutzungsberechtigte 
im anderen Vertragsstaat, in dem die die Dividenden zahlende 
Gesellschaft ansässig ist, eine gewerbliche Tätigkeit durch eine 
dort gelegene Betriebsstätte oder eine selbständige Arbeit durch 
eine dort gelegene feste Einrichtung ausübt und die Beteiligung, 
für die die Dividenden gezahlt werden, tatsächlich zu dieser 
Bethebsstätte oder festen Einrichtung gehört. In diesem Fall ist je 
nach Sachverhalt Artikel 7 beziehungsweise Artikel 14 anzuwen- 
den. 


(5) Bezieht eine in einem Vertragsstaat ansässige Gesellschaft 
Gewinne oder Einkünfte aus dem anderen Vertragsstaat, so darf 
dieser andere Staat weder die von der Gesellschaft gezahlten 
Dividenden besteuern, es sei denn, dass diese Dividenden an 
eine im anderen Staat ansässige Person gezahlt werden oder 
dass die Beteiligung, für die die Dividenden gezahlt werden, 
tatsächlich zu einer im anderen Staat gelegenen Betriebsstätte 
oder festen Einrichtung gehört, noch Gewinne der Gesellschaft 
einer Steuer für nichtausgeschüttete Gewinne unterwerfen, 
selbst wenn die gezahlten Dividenden oder die nichtausgeschüt- 
teten Gewinne ganz oder teilweise aus im anderen Staat erzielten 
Gewinnen oder Einkünften bestehen. 


Artikel 1 1 
Zinsen 

(1) Zinsen, die aus einem Vertragsstaat stammen und an eine 
im anderen Vertragsstaat ansässige Person gezahlt werden, kön- 
nen im anderen Staat besteuert werden. 

(2) Diese Zinsen können jedoch auch in dem Vertragsstaat, aus 
dem sie stammen, nach dem Recht dieses Staates besteuert 
werden; die Steuer darf aber, wenn der Nutzungsberechtigte der 
Zinsen eine im anderen Vertragsstaat ansässige Person ist, 
5 vom Hundert des Bruttobetrags der Zinsen nicht übersteigen. 


(3) Ungeachtet des vorstehenden Absatzes 2 gilt Folgendes: 

a) Zinsen, die aus der Bundesrepublik Deutschland stammen 
und an die Regierung der Republik Usbekistan, die National- 
bank für Außenwirtschaft der Republik Usbekistan oder nach 
jeweiliger Vereinbarung zwischen den zuständigen Behörden 
der Vertragsstaaten an eine andere ähnliche Einrichtung 
gezahlt werden, sind von der deutschen Steuer befreit; 


b) Zinsen, die aus der Republik Usbekistan stammen und an die 
Regierung der Bundesrepublik Deutschland, die Deutsche 
Bundesbank, die Kreditanstalt für Wiederaufbau oder die 
Deutsche Finanzierungsgesellschaft für Beteiligungen in Ent- 
wicklungsländern oder nach jeweiliger Vereinbarung zwi- 
schen den zuständigen Behörden der Vertragsstaaten an 
eine andere ähnliche Einrichtung gezahlt werden, sowie für 
ein durch Hermes-Deckung verbürgtes Darlehen sind von der 
usbekischen Steuer befreit. 


(4) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck „Zinsen“ 
bedeutet Einkünfte aus Forderungen jeder Art, auch wenn die 
Forderungen durch Pfandrechte an Grundstücken gesichert oder 
mit einer Beteiligung am Gewinn des Schuldners ausgestattet 
sind, und insbesondere Einkünfte aus öffentlichen Anleihen und 
aus Obligationen einschließlich der damit verbundenen Aufgel- 


4. nono>KeHMn nyHKTOB 1 u 2 HacTonutePi craTbu ue npu- 
MeHsioTcn, ecnu npaBooönaflaTenb, SBnsioLLiMMCs pesufleHTOM 
fjoroBapuBatouterocs FocyflapcTBa, ocytpecTBriHeT npeflnpu- 
HMMarenbCKyio flesTenbHOCTb b ppyroM fjoroBapHBaioLueMCfl 
FocyflapcTBe, pesufleuTOM Koroporo aBnaeTcs KOMnaHMS, 
BbinnaHMBaioman flMBMfleHflbi, uepes pacnonoKeuHoe b hsm 
nocTOHHHoe yHpe>KHeHMe unu OKasbiBaex b stom flpyroM Focy- 
flapcTBe HesaBMCMMbie nuHUbie ycnyru nepes Haxoflau^yiocH b 
H eM nocTosHuyio öasy, m floneBoe ytacTMe, b OTHomeHUU 
KOToporo BbinnaHMBaKSTCH flUBUfleuHbi, peanbuo ceasaHO c 
TaKMM nocTOHHHbiM yHpe>KHeHMeivi unn tbkom nocroaHHOM 
öasoM. B TBKOM criynae npuMeuHioTca b saBUCuMOCTU ot 
oöcTOSTejtbCTB nonoKeHun cxaTbn 7 unu cratbu 14 HacToaLpe- 
ro CornameHMa. 

5. B cnyaae, ecnu KOMnauna, aBnatotpaaca pesupeHTOM 
fjoroBapuBaKDUteroca FocypapcTBa, noayaaeT npuöbinb unu 
floxoflbi M3 flpyroro floroeapuBaioLperoca F ocypapcTBa, to sto 
flpyroe FocypapcTBO ue MOKet hm oönaraTb HanoroM pmbm- 
peHflbi, BbinnaMMBaeMbie stom KOMnaHMeä, sa MCKTiKsaeHMeM 
cnyaaeB, Korpa raKMe pMBMpeHpbi BbinnaaMBaioTca pesMpeHjy 
SToro ppyroro FocypapcTBa mhm Korpa yaacTMe, b OTHomeHMM 
KOToporo BbinnaHMBaioTca pMEMpeupbi, peanbHO CBasano c pac- 
norio>KeHHbiMM b stom ppyroM PocypapcTBe nocToauHbiM 
yHpe>KpeHMeM mhm nocToaHHOM öasoM, hm nopeepraTb cyMMu 
npMöbiTiM TaKOM KOMnBHMM HBaopoM HB HspacnpepeneHHyio 
npMöbinb, pa>Ke ecriM BbinnaaeHHbie pMBMpeHpbi mhm Hepacnpe- 
peneHHaa npMöbinb nonHOCTbKS mtim hbctmhho coctoht ms cyMM 
npMöbiaM MHM poxopoB, noayneHHbix b stom ppyroM F ocypapcTBe. 

CTaTbH 1 1 
ripOpeHTbl 

1. FIpOpeHTbl, BOSHMKUJMe B floroBBpMBBioLpeMca FocypapcT- 
Be M BbinnaHMBaeMbie pesMpeHTy ppyroro floroBapMBBKSute- 
roca F ocypapcTBa, MoryT oönaraTbca HanoroM b stom ppyroM 
F ocypapcTBe. 

2. YKasaHHbie npopeHTbi MoryT, opnaKO, TaKxe oönaraTbca 
HanoroM b tom fjoroBapMBaiouteMca F ocypapcTBe, b KOTopoM 
OHM BOSHMKPM, B COOTBeTCTBMM C erO SaKOHOpaTejlbCTBOM; 
ecriM, opHBKO, npaBooöaapaTeneM npopeHTOB aBnaeTca pesM- 
peHT ppyroro floroBapMBaioLperoca FocypapcTBa, to Hanor He 
pon>KeH npeBbituaTb 5 npopeHTOB ot bbtiobom cyMMbi npopen- 
TOB. 

3. HecMOTpa na noao>KeHMa nyHKTa 2 nacToauteM CTBTbM 
peMCTByKST cnepyKDLpMe nono>KeHMa: 

a) cyMMbi npopeHTOB, KOTopue boshmkhm b OepepaTMBHOM 
PecnyönMKe F epMBHMa m BbinnaaMBaioTca FIpaBMTeabCTBy 
PecnyönMKM ysöeKMCTan, HapMOHanbHOMy öaHKy BneujHe- 
SKOHOMMHecKOM peaTeabHOCTM PecnyönMKM ysöeKMCTBH mhm 
ppyroMy aHanorMHHOMy yHpe>KpeHMio cornacHO cooTBeTCT- 
ByrauteM poroBopeHHOCTM, pocTMrHyTOM Me>Kpy KOMneTSHT- 
HbiMM opraHBMM floroBapMBBioutMxca FocypapcTB, ocbo- 
öoKpaKSTca OT repMBHCKMX HanoroB; 

b) cyMMbi npopeHTOB, KOTopue boshmkum b PecnyönMKe Ysöe- 
KMCTBH M BbinnaHMBaiOTca FIpaBMTenbCTBy OepepaTMBHOM 
PecnyönMKM FepMBHMa, HeMepKOMy cjtepepanbHOMy öaHKy, 
KpepMTBHUJTanbTy cfiiop BMpepaycfiöay, FepMBHCKOMy 
oöutecTBy no cfiMHancMpoBaHMio poneBbix yaacTMM b pasBM- 
BaioutMxca CTpanax mhm ppyroMy ananorMMHOMy 
ynpexpeHMio cornacHO cooTBeTCTBytoaieM poroBopenHO- 
CTM, pOCTMTHyTOM Mexrpy KOMneTeHTHbIMM opraHBMM floro- 
BapMBatoa(Mxca F ocypapcTB, a TaioKe cyMMu npopeHTOB no 
KpepMTBM (saMMBM), rapaHTMpOBBHHblM CTpaXOBOM KOMna- 
HMeii „FepMec KpepMT^epsMxepynrc AF“, ocBoöo)KpatOTca 
OT HanoroB PecnyönMKM YsöeKMCTaH. 

4. ynoTpeönaeMbiM b HacToameM CTBTbe TepMMH „npopeHTbi“ 
osHaaaeT poxopu ot ponroBbix TpeöoBBHMM nioöoro BMpa, 
BKnioHaa m cnyaaM, Korpa TpeöoBBHMa oöecneaeHbi sanoroBbiM 
npaBOM Ha seMenbHbie yaacTKM mhm napenenbi npaBOM Ha 
ynacTMe b npMöbinM pon)KHMKa, m, b hbcthoctm, poxopbi no 
rocypapcTBeHHbiM saMMBM m oönMrapMaM, BKnionaa CBasaHHbie 
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der und der Gewinne aus Losanleihen. Zuschläge für verspätete 
Zahlung gelten nicht als Zinsen im Sinne dieses Artikels. Der 
Ausdruck „Zinsen“ umfasst jedoch nicht die in Artikel 10 behan- 
delten Einkünfte. 

(5) Die vorstehenden Absätze 1, 2 und 3 sind nicht anzu- 
wenden, wenn der in einem Vertragsstaat ansässige Nutzungs- 
berechtigte im anderen Vertragsstaat, aus dem die Zinsen stam- 
men, eine gewerbliche Tätigkeit durch eine dort gelegene 
Betriebsstätte oder eine selbständige Arbeit durch eine dort 
gelegene feste Einrichtung ausübt und die Forderung, für die die 
Zinsen gezahit werden, tatsächlich zu dieser Betriebsstätte oder 
festen Einrichtung gehört. In diesem Fall ist je nach Sachverhait 
Artikel 7 beziehungsweise Artikel 14 anzuwenden. 


(6) Zinsen gelten dann als aus einem Vertragsstaat stammend, 
wenn der Schuldner dieser Staat selbst oder eine seiner Gebiets- 
körperschaften oder eine in diesem Staat ansässige Person ist. 
Hat aber der Schuldner der Zinsen, ohne Rücksicht darauf, ob er 
in einem Vertragsstaat ansässig ist oder nicht, in einem Vertrags- 
staat eine Betriebsstätte oder eine feste Einrichtung und ist die 
Schuid, für die die Zinsen gezahlt werden, für Zwecke der 
Betriebsstätte oder der festen Einrichtung eingegangen worden 
und trägt die Betriebsstätte oder die feste Einrichtung die Zinsen, 
so gelten die Zinsen als aus dem Staat stammend, in dem die 
Betriebsstätte oder die feste Einrichtung liegt. 


(7) Bestehen zwischen dem Schuldner und dem Nutzungsbe- 
rechtigten oder zwischen jedem von ihnen und einem Dritten 
besondere Beziehungen und übersteigen deshalb die Zinsen, 
gemessen an der zugrunde liegenden Forderung, den Betrag, 
den Schuldner und Nutzungsberechtigter ohne diese Beziehun- 
gen vereinbart hätten, so wird dieser Artikel nur auf den letzteren 
Betrag angewendet. In diesem Fall kann der übersteigende 
Betrag nach dem Recht eines jeden Vertragsstaats und unter 
Berücksichtigung der anderen Bestimmungen dieses Abkom- 
mens besteuert werden. 


Artikel 12 
Lizenzgebühren 

(1) Lizenzgebühren, die aus einem Vertragsstaat stammen und 
an eine im anderen Vertragsstaat ansässige Person gezahlt wer- 
den, können im anderen Staat besteuert werden. 

(2) Diese Lizenzgebühren können jedoch auch in dem Ver- 
tragsstaat, aus dem sie stammen, nach dem Recht dieses Staa- 
tes besteuert werden; die Steuer darf aber 


a) 5 vom Hundert des Bruttobetrags der Lizenzgebühren im 
Sinne von nachstehendem Absatz 3 Buchstabe a, 

b) 3 vom Hundert des Bruttobetrags der Lizenzgebühren im 
Sinne von nachstehendem Absatz 3 Buchstabe b 

nicht übersteigen, wenn der Nutzungsberechtigte der Lizenz- 
gebühren eine im anderen Staat ansässige Person ist. 

(3) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck „Lizenz- 
gebühren“ bedeutet Vergütungen jeder Art, die gezahlt werden 
für 

a) die Benutzung oder das Recht auf Benutzung von Urheber- 
rechten an literarischen oder künstlerischen Werken, ein- 
schließlich kinematographischen Filmen, Aufzeichnungen auf 


c HMMM npeMMM, a TaK>Ke Bbiurputuu no BbiurpbituHbiM aaPiMaivi. 
rieHM aa HecBoeapeMeHuyio Bbinnary ue c^uTaroTca npopeHTa- 
MM B nOHMMaHMM HaCTOBLiteM CTaTbU. TepMMH „npopeHTbi“ He 
BKJiioHaeT, oflHaKO, floxoflbi, paccMarpi/iBaeMbie b cratbe 10 
HacTOBiitero CornaLueHMB. 

5. rioBOKeHMB nyHKTOB 1, 2 M 3 HacTOBtitefi craTbki He npM- 
MeHBKJTCB, ecBM npaBOOÖBaflaTenb, BBBBtoutHMCB peaMfleHTOM 
floroBapMBaioLnerocB FocynapcTBa, ocytuecTBriBeT npennpu- 
HMMarenbCKyio peBTeribHOCTb b ppyroM floroBapHBaiou^eiviCB 
FocynapcTBe, b KOTopoM npopeHTbi BoanHKriM, nepea pacno- 
BOKeHHoe B HeM nocTOBHHoe y4pe>KfleHMe mbm OKaabiBaer b 
aroM HpyroM F ocypapcTBe HeaaBMCMMbie riMHHbie ycrtyru nepea 
HaxoflBLpyiocB B HBM nocTOBHHyK) öasy, M flonroBoe rpeöoBa- 
HMe, no KOTopoMy BbinnaMMBaiOTCB npopeHTbi, pearibHO otho- 
CMTCB K TaKOMy nocTOBHHOMy yMpe>KfleHmo mbm raKOM hoctobh- 
HOH öaae. B raxoM cnyHae npHMeHBiOTCB b aaBMCMMOCTM ot 
OÖCTOBTenbCTB nOBO)KeHHB CTaTbU 7 MBH CTaTbU 14 HaCTOBtite- 
ro CorBameHMB. 

6. ripoueHTbi CHMTaioTCB BoaHMKLiiMMM B floroBapHBaioLiteMCB 
r ocypapcTBe Torpa, Korpa hx BBaTeBbiUHKOM bbbbotcb caMO 
3TO FOCynapCTBO MBM ero TeppMTOpHaBbHO-aflMHHMCTpaTMB- 
Hbie oöpaaoBaHMB, bmöo peaMpeHT aToro FocyflapcTaa. Ecbm, 
OflHaKO, BBaTeBbLflMK npOpeHTOB, HeaaBMCMMO OT Toro, 
BBBBeTCB BH OH peaMfleHTOM floroBapMBaioLflerocB FocyflapcT- 
Ba MBM HOT, MMeeT B AoroBapMBBiou^eMCB FocyflapcTBe 
nocTOBHHoe yHpe>KfleHMe mbm nocTOBHHyK) öaay, m ocbm 
3aflOB)KeHHOCTb, BO KOTopoM BbmBaHMBaKJTCB BpofleHTbi, oöpa- 
aoBaBacb abb Hy>Kfl nocTOBHHoro yHpe>KfleHMB mbm boctobhhom 
öaabi, M ecBM pacxoflbi no BbinnaTe npopeHTOB HecyT boctobh- 
Hoe yHpe>KfleHMe mbm nocTOBHHaB öaaa, to npopeHTbi chm- 
TaiOTCB B03HMKLUMMM B TOM FOCyflapCTBe, B KOTOpOM paCBO- 
BO>KeHbi nocTOBHHoe yHpe>KfleHMe mbm nocTOBHHaB öaaa. 

7. Ecbm BCBeflCTBMe ocoöbix OTHomeHMM Me>Kfly 
BBaTeBbiflMKOM M BpaBooöBaflaTeBeM mbm Me>Kfly Ka>KflbiM m 3 
HMX M KaKMM-BMÖO TpeTbMM BMflOM CyMMa BpOfleHTOB OTHOCM- 
TOBbHO flOBrOBOrO TpeÖOBaHMB, Ha OCHOBaHMM KOTOpOrO OHa 
BbiBBaHMBaeTCB, npeBbimaeT cyMMy, KOTopaa öbma 6bi corBa- 
coBana Mextfly BBaTeBbtflMKOM m npaBooÖBaflaTeBeM npM 
OTCyTCTBMM TaKMX OTHOUJOHMM, TO nOBO>KeHMB HaCTOBLfleM 
CTaTbM npMMeHBK3TCB TOBbKO K BOCBeflHeM yBOMBHyTOM cyMMe. 
B TaKOM CByMae MaöbiTOHHaB cyMMa MO)KeT oöBaraTbCB naBO- 
rOM B COOTBeTCTBMM C aaKOHOflaTOBbCTBOM Kaxcfloro M3 fjoro- 
BapMBaiOLflMXCB fOCyflapCTB M C yneTOM MHblX nOBO>KeHMM 
HacTOBLflero CorBameHMB. 

CTaTbn 12 

JlML)eH3HOHHbie nnaTe>KH 

1. JlMfleH3M0HHbie nBaTe>KM, BoaHMxmMe b AoroBapM- 
BaioifleMCB FocyflapcTBe m BbinBaHMBaeMbie peaMfleHTy flpyro- 
ro floroBapMBaKamerocB FocyflapcTBa, MoryT oöBaraTbCB 
HaBoroM B 3TOM flpyroM F ocyflapcTBe. 

2. yKaaaHHbie BMfleHaMOHHbie nBaTe>KM MoryT, oflHaxo, 
TaK>Ke OöBaraTbCB HaBoroM b tom fjoroBapMBatoifleMCB F ocy- 
flapcTBe, B KOTOpOM OHM B03HMKBM, B COOTBBTCTBMM C erO 3aKO- 
HOflaTeBbCTBOM; ecBM npaBooÖBaflaTeBeM BMfleHaMOHHbix 
nBaTe>KeM BBBBeTCB peaMfleHT flpyroro F ocyflapcTBa, to HaBor, 
OflHaKO, He flOB>KeH npeBbimaTb: 

a) 5 npofleHTOB ot eaBOBOM cyMMbi BMfleHaMOHHbix nBaTe>KeM 
corBacHO noflnyHKTy a) nyHKTa 3 nacTOBmeM CTaTbM, 

b) 3 npofleHTa ot bobobom cyMMbi BMfleHaMOHHbix nBaTe>KeM 
corBacHO noflnyHKTy b) nyHKTa 3 nacTOBifleM CTaTbM. 


3. YnoTpeÖBBeMbiM b nacTOBifleM CTaTbe TepMMH „BMflen- 
aMOHHbie nBaTe>KM“ oanaHaeT BoaHarpa>KfleHMB Bioöoro BMfla, 
KOTopbie BbinnaHMBaioTCB aa: 

a) McnoBbaoBaHMe bmöo npeflocTaBBeHMe npaea McnoBbaoea- 
HMB aBTopcKMX npaB Ha npoMaeefleHMB BMTepaTypbi mbm 
MCKyccTBa, BKBiOHaB KMHeMaTorpatjDMHecKMe cfjMBbMbi, aanM- 
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Band oder anderen Trägern zur Verwendung in Rundfunk- 
und Fernsehübertragungen; 

b) die Benutzung oder das Recht auf Benutzung von Urheber- 
rechten an wissenschaftlichen Werken, Patenten, Waren- 
zeichen, Mustern oder Modellen, Plänen, geheimen Formeln 
oder Verfahren oder für die Mitteilung gewerblicher, kaufmän- 
nischer oder wissenschaftlicher Erfahrungen. 

(4) Vorstehende Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden, wenn 
der In einem Vertragsstaat ansässige Nutzungsberechtigte Im 
anderen Vertragsstaat, aus dem die Lizenzgebühren stammen, 
eine gewerbliche Tätigkeit durch eine dort gelegene Betriebs- 
stätte oder eine selbständige Arbeit durch eine dort gelegene 
feste Einrichtung ausübt und die Rechte oder Vermögenswerte, 
für die die Lizenzgebühren gezahlt werden, tatsächlich zu dieser 
Betriebsstätte oder festen Einrichtung gehören. In diesem Fall Ist 
je nach Sachverhalt Artikel 7 beziehungsweise Artikel 14 anzu- 
wenden. 


(5) Lizenzgebühren gelten dann als aus einem Vertragsstaat 
stammend, wenn der Schuldner dieser Staat selbst oder eine 
seiner Gebietskörperschaften oder eine In diesem Staat ansässi- 
ge Person Ist. Hat aber der Schuldner der Lizenzgebühren, ohne 
Rücksicht darauf, ob er In einem Vertragsstaat ansässig Ist oder 
nicht. In einem Vertragsstaat eine Betriebsstätte oder eine feste 
Einrichtung und ist die Verpflichtung zur Zahlung der Lizenz- 
gebühren für Zwecke der Betriebsstätte oder der festen Einrich- 
tung eingegangen worden und trägt die Betriebsstätte oder die 
feste Einrichtung die Lizenzgebühren, so gelten die Lizenz- 
gebühren als aus dem Staat stammend, In dem die Betriebs- 
stätte oder die feste Einrichtung Hegt. 


(6) Bestehen zwischen dem Schuldner und dem Nutzungs- 
berechtigten oder zwischen jedem von Ihnen und einem Dritten 
besondere Beziehungen und übersteigen deshalb die Lizenzge- 
bühren, gemessen an der zugrunde liegenden Leistung, den 
Betrag, den Schuldner und Nutzungsberechtigter ohne diese 
Beziehungen vereinbart hätten, so wird dieser Artikel nur auf den 
letzteren Betrag angewendet. In diesem Fall kann der überstei- 
gende Betrag nach dem Recht eines jeden Vertragsstaats und 
unter Berücksichtigung der anderen Bestimmungen dieses 
Abkommens besteuert werden. 


Artikel 13 

Gewinne aus der Veräußerung von Vermögen 

(1) Gewinne, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person 
aus der Veräußerung unbeweglichen Vermögens bezieht, das im 
anderen Vertragsstaat liegt, können im anderen Staat besteuert 
werden. 

(2) Gewinne aus der Veräußerung von Aktien und sonstigen 
Anteilen an einer Gesellschaft, deren Aktivvermögen überwie- 
gend aus unbeweglichem Vermögen in einem Vertragsstaat 
besteht, können in diesem Staat besteuert werden. 

(3) Gewinne aus der Veräußerung beweglichen Vermögens, 
das Betriebsvermögen einer Betriebsstätte ist, die ein Unterneh- 
men eines Vertragsstaats im anderen Vertragsstaat hat, oder das 
zu einer festen Einrichtung gehört, die einer in einem Vertrags- 
staat ansässigen Person für die Ausübung einer selbständigen 
Arbeit im anderen Vertragsstaat zur Verfügung steht, einschließ- 
lich derartiger Gewinne, die bei der Veräußerung einer solchen 
Betriebsstätte (allein oder mit dem übrigen Unternehmen) oder 


CM Ha nneHKy mhm Hpyrue HOCMteriM pna McnonbaoeaHMn b 
paflMO- M TeneBMSMOHHbix nepeflanax; 
b) McnonbsoBaHMe hmöo npeflocraBneHMe npaaa McnonbsoBa- 
HMH aBTopcKMX npaB Ha npoMSBefleHMH HayxM, nareHTbi, Top- 
roBbie SHaxM, oöpasubi m/im MopenM, cxeivibi, cexpetHbie 
cjDopMynbi MHM TexHonorMM, mhm sa nepeflany MHcfjopiviauMM, 
KacarouteMCH npoMbimneHHoro, KOMMepnecKoro mhm nayn- 
Horo onbira. 

4. rionoKeHMH nynKTOB 1 m 2 HacTonmeM crarbM ne npu- 

MeHHKJTCH, ecriM npaBooönaflaTenb, HBnHK)U4MMCH pesMfleHTOM 
HoroBapMBatomerocn FocynapcTBa, ocyutecTBnneT b ppyroM 
HoroBapMBatomeMcn FocynapcTBe, b KoropoM boshmkum 
nMpeHSMOHHbie nnaTe>KM, npeflnpMHMiviaTenbCKyio 

flenTenbHOCTb nepes pacnonoKenHoe b neivi nocTonHHoe 
yHpe>KHeHMe mhm OKaabiBaex b stom ppyroivi F ocypapcTBe neaa- 
BMCMMbie nMHHbie ycnyrM nepea HaxopnutyiocH b hbm nocTonn- 
Hyio öaay, m npaBa mhm MMyutecTBeHHbie peHHOCTM, b 
OTHOujeHMM KOTopbix npoMaBOflHTCH nMpeHaMOHHbie nnaTe>KM, 
peanbHO CBnaanbi c TaKMM nocroHHHbiM yMpe>KHeHMeM mhm 
TaKOM nocTOHHHOM öaaoM. B TaKOM cnynae npMMeHHKaTcn b 
aaBMCMMOCTM OT oöcTOHTeJibCTB nono>KeHMH crarbM 7 mhm 
crarbM 14 Hacroninero CornaujeHMH. 

5. JlMpeHaMOHHbie nnare>KM CHMraiorcn BoaHMKUJMMM b floro- 
BapMBaiomeMcn FocypapcrBe rorpa, Korpa mx nnarenbU(MKOM 
HBnHercn cawio aro FocynapcrBO v\m ero reppMropMaribHO- 
aflMMHMcrparMBHbie oöpaaoBaHMH, hmöo peaMpeHr aroro Focy- 
flapcraa. Echm, oflHaxo, nnarenbU(MK nMpeHaMOHHbix 
nnare>KeM, HeaaBMCMMO or roro, HBnnercH hm oh peaMflenroivi 
HoroBapMBatoaierocn FocynapcrBa mhm Her, Mivieer b floroBa- 
pMBaiomeMCH FocyflapcrBe nocroHHHoe ynpexcpeHMe mhm 
nocroHHHyio öaay, m ecriM oönaarenbcrBO BbinnaMMBarb raxMe 
nMLtenaMOHHbie nnare>KM öbino npMHnro pna Hy>Kfl nocroHHHoro 
yHpe)KHeHMH mhm nocroHHHOM öaabi, m ecnM nocroHHHoe 
yHpe)KHeHMe mhm nocroHHHan öaaa necyr pacxoflbi no Bbinnare 
nMLtenaMOHHbix nnare>KeM, ro raxMe nnare>KM CHMratorcn 
BoaHMKLUMMM B roM PocyflapcrBe, b KoropoM pacnono>KeHbi 
nocroHHHoe yHpe>KfleHMe m/im nocroHHHan öaaa. 

6. EcnM BcneflcrBMe ocoöbix orHomeHMM Me>Kfly 
nnarenbu^MKOM m npaBooönapareneM mhm Me)KHy KaxflbiM Ma 
HMX M KaKMM-nMöo rperbMM nMpoM cyMMa nMpeHaMOHHbix 
nnare>KeM ornocMrenbHO oö’beivia ycnyr, ne>Kau4MX b mx ochobb, 
npeBbimaer cyiviiviy, Koropan öbina öbi cornacoeaHa Me>Kfly nna- 
renbUtMKOM m npaBOOönaflareneivi npM orcyrcrBMM raxMX 
orHomeHMM, ro nonoxteHMn Hacronu^eM crarbM npMMeHHKarcn 
ronbKO K nocneflHeM ynoMHHyroM cyiviivie. B raKOM cnynae 
MaöbiroHHan cyMMa Moxer oönararbcn HanoroM b coorBercr- 
BMM c aaKOHOflarenbcrBOM Ka>Kfloro Ma floroBapMBaioutMxcn 
FocyflapcrB m c yneroM mhbix nonoxteHMM Hacronutero 
CornatiieHMH. 

CraTbo 1 3 

ripMÖbmb OT OTHy>KAeHHn HMyu^ecTBa 

1 . ripMöbinb, nonynaeMan peaMpeHroM floroBapMBaKauterocn 
Focyflapcraa or orHy>KfleHMn HeHBM>KMMoro MMyutecrBa, 
Koropoe pacnono>KeHO b ppyroM HoroBapMBatomeMcn Focy- 
papcrBe, MO>Ker oönararbcn HanoroM b aroM ppyroM Focy- 
flapcrae. 

2. ripMöbinb or orHy>KHeHMn axuMPi m npoHMX floneü ynacrMn b 
xoMnaHMM, axrMBbi xoropoM npeMMyutecrBeHHO cocronr Ma 
HeflBM>XMMoro MMymecrBa, pacnonoxteHHoro b floroBapM- 
BaxDLneMcn F ocypapcrBe, MO>xer oönararbcn HanoroM b aroM 
F ocypapcrBe. 

3. flpMöbinb or orMyxtfleHMn pBMXtMMoro MMymecrBa, npep- 
craannKautero coöoPi axrMBbi nocroHHHoro yMpeaxpeHMn, 
xoropoe npepnpMnrMe AoroBapMBatouterocn FocypapcrBa 
MMeer b ppyroM floroBapMBaxjuteMcn FocypapcrBe, mhm 
orHocnuterocn x nocronHHoPi öaae, xoropoM pacnonaraer peaM- 
flenr floroBapMBaxjuterocn FocypapcrBa flnn oxaaaHMn Heaa- 
BMCMMbix nMHHbix ycnyt b ppyroM AoroaapMBaiouteMcn Focy- 
flapcrae, BxnioHaH raxMe cyMMbi npMöbinM, xoropue Maane- 
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einer solchen festen Einrichtung erzielt werden, können im ande- 
ren Staat besteuert werden. 


(4) Gewinne eines Unternehmens eines Vertragsstaats aus der 
Veräußerung von Seeschiffen oder Luftfahrzeugen, die im inter- 
nationalen Verkehr von diesem Unternehmen betrieben werden, 
und von beweglichem Vermögen, das dem Betrieb dieser Schiffe 
oder Luftfahrzeuge dient, können nur in diesem Staat besteuert 
werden. 

(5) Gewinne aus der Veräußerung des in den vorstehenden 
Absätzen 1 bis 4 nicht genannten Vermögens können nur in dem 
Vertragsstaat besteuert werden, in dem der Veräußerer ansässig 
ist. 


Artikel 14 

Selbständige Arbeit 

(1) Einkünfte, die eine in einem Vertragsstaat ansässige natür- 
liche Person aus einem freien Beruf oder aus sonstiger selbstän- 
diger Tätigkeit bezieht, können nur in diesem Staat besteuert 
werden, es sei denn, dass der Person im anderen Vertragsstaat 
für die Ausübung ihrer Tätigkeit gewöhnlich eine feste Einrich- 
tung zur Verfügung steht. Steht ihr eine solche feste Einrichtung 
zur Verfügung, so können die Einkünfte im anderen Staat besteu- 
ert werden, jedoch nur insoweit, als sie dieser festen Einrichtung 
zugerechnet werden können. 

(2) Der Ausdruck „freier Beruf“ umfasst insbesondere die 
selbständig ausgeübte wissenschaftliche, literarische, künstleri- 
sche, erzieherische oder unterrichtende Tätigkeit sowie die 
selbständige Tätigkeit der Ärzte, Zahnärzte, Rechtsanwälte, 
Ingenieure, Architekten und Buchsachverständigen. 


Artikel 15 

Unselbständige Arbeit 

(1) Vorbehaltlich der Artikel 1 6, 1 7, 1 8 und 1 9 können Gehälter, 
Löhne und ähnliche Vergütungen, die eine in einem Vertragsstaat 
ansässige Person aus unselbständiger Arbeit bezieht, nur in die- 
sem Staat besteuert werden, es sei denn, die Arbeit wird im 
anderen Vertragsstaat ausgeübt. Wird die Arbeit dort ausgeübt, 
so können die dafür bezogenen Vergütungen im anderen Staat 
besteuert werden. 


(2) Ungeachtet des Absatzes 1 können Vergütungen, die eine 
in einem Vertragsstaat ansässige Person für eine im anderen Ver- 
tragsstaat ausgeübte unselbständige Arbeit bezieht, nur im erst- 
genannten Staat besteuert werden, wenn 


a) der Empfänger sich im anderen Staat insgesamt nicht länger 
als 183 Tage innerhalb eines Zeitraums von 12 Monaten, der 
während des betreffenden Steuerjahrs beginnt oder endet, 
aufhält und 

b) die Vergütungen von einem Arbeitgeber oder für einen Arbeit- 
geber gezahlt werden, der nicht im anderen Staat ansässig 
ist, und 

c) die Vergütungen nicht von einer Betriebsstätte oder einer 
festen Einrichtung getragen werden, die der Arbeitgeber im 
anderen Staat hat. 

(3) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen dieses Arti- 
kels können Vergütungen für unselbständige Arbeit, die an Bord 
eines Seeschiffs oder Luftfahrzeugs, das im internationalen Ver- 


KaiOTCS B CBSSM C OTMy>KfleHMeM TaKOrO nOCTOSHHOrO 
yHpe>KfleHMs (oTpeabHO Mnn BMecre c ocTatibHbiM npefl- 
npMSTMeM) kiriM TaKoPi nocTOSHHoPi öasbi, MO>KeT oönaraTbcs 
HaaoroM b stom flpyroM f ocyflapcree. 

4. flpuöbinb npeflnpuHTHH floroBapuBaKJLnerocs PocyflapcT- 
Ba OT OT4y>KfleHMS MOpCKMX MnM BOSflyiUHblX CyflOB, 
McnoribsyeMbix flaHHbiM npeflnpusTMeivi b Me>KflyHapoflHbix 
nepeBOSKax, a TaK>Ke ot OTMy>KfleHMFi HBM>KMMoro niviyLuecTBa, 
npeflHasHa^eHHoro flns McnoabsoBaHMS raKMX MopcKMX Man 
BOSflyiUHblX cyflOB, MO>KeT oönaraTbcs HanoroM TonbKO b stom 
r ocyflapcTBe. 

5. npMÖbinb OT OTHy>KfleHMS MMyiflecTBa, He obosHaneHHoro b 
nyHKTax 1 - 4 HacTosiflePi CTaTbM, MO>KeT oönaraTbcs nanoroM 
TOUbKO B TOM flOrOBapMBaiOLfleMCS POCyflapCTBe, B KOTOpOM 
UMflo, OT4y>Kflaiotflee sto MMyiflecTBO, SBUHeTcs pesMfleHTOM. 

CTaTbn 14 

HesaBMCHMbie nHHHbie ycnyrH 

1. floxoflbi, nouynaeMbie pesMfleHTOM fjoroBapHBaiOLflerocs 
PocyflapcTBa ot OKasaHMS npocfteccMOHaribHbix ycuyr muh ot 
nponePi flesTeubHOCTM HesaBMCMMoro xapaxTepa, MoryT oöna- 
raTbcs HauoroM toubko b stom PocyflapcTBe, ectiM toubko sto 
TiMflo B flpyroM floroBapMBaiOLfleMCH PocyflapcTBe flua ocy- 
LflecTBueHMH CBoePi flesTeribHOCTM oöbNHO He pacnouaraeT 
nocTOHHHoPi öasoPi. Ecum OHO pacnouaraeT TaxoPi nocTouHHoPi 
öasoPi, TO floxoflbi MoryT oöuaraTbcu nauoroM b stom flpyroM 
PocyflapcTBe, oflnaxo umub nocToubxy, nocxoubxy ohm MoryT 
öbiTb OTHeceHbi X SToPi nocTouHHoPi öase. 

2. TepMMH „npocjjeccMOHaubHbie ycuyrM“ BXUioHaeT, b uacTHO- 
CTM, HesaBMCMMO ocyiflecTBuueMyio HaynHyxs, UMTepaTypuyio, 
BocnnTaTeubHyK3 hum upenoflaBaTeubcxyx) fleuTeubHOCTb, 
HesaBMCMMO ocyiflecTBUueMyx) fleuTeubHOCTb b oöuacTM mc- 
xyccTB, a Tax>xe HesaBMCMMyxD fleuTeubHocTb BpanePi, cTOMaTo- 
uoroB, aflBOxaTOB, MH)xeHepoB, apxMTexTopoB m sxcuepTOB b 
oöuacTM öyxrauTepcxoro fleua. 

CTaTbn 15 
PaöoTa no HaPiiviy 

1. C yueTOM nouo>xeHMM CTaTePi 16, 17, 18 m 19 HacToutflero 
CoruameHMU >xauoBaHbe, sapaöoTHau uuaTa m anauorMUHbie 
BOSHarpa>xfleHMU, nouyuaeMbie pesMfleHTOM fjoroBapMBaiOLfle- 
rocu PocyflapcTBa ot paöoTbi no HaPiMy, MoryT oöuaraTbcu 
HauoroM Toubxo b stom PocyflapcTBe, ecuM Toubxo paöoTa He 
BbinouHueTcu b flpyroM HoroBapMBaiOLfleMcu PocyflapcTBe. 
Ecum paöoTa BbiuouHueTcu b hcm, to nouyueHHbie b SToPi cbusm 
BOSHarpaxtfleHMu MoryT oöuaraTbcu HauoroM b stom flpyroM 
P ocyflapcTBe. 

2. HecMOTpu Ha uouoxeHMU uynxTa 1 HacTouiflePi CTaTbM, 
BOSHarpa>xfleHMU, uouyHaeMbie pesMfleHTOM HoroBapMBaiOLfle- 
rocu P ocyflapcTBa b cbusm c paöoToPi no HaüMy, ocytflecTBUue- 
MoPi B flpyroM floroBapMBaiOLfleMcu PocyflapcTBe, MoryT oöua- 
raTbcu HauoroM Toubxo b uepBOM yuoMUHyTOM PocyflapcTBe, 
ecuM: 

a) nouyuaTeub npeöbieaeT b flpyroM PocyflapcTBe b oöiflePi 
cuo>XHOCTM He öouee ueM 183 flHU b TeueHMe uioöoro 
flBeHaflflaTMMecuuHoro uepMOfla, HauMHaxDiflerocu mum 
saxaHHMBaxjLflerocu b cooTBeTCTByxtifleM HauoroBOM rofly, 
M 

b) BOSHarpa>xfleHMu BbiuuauMBaxjTcu paöoTOflaTeueM mum ot 
MMSHM paÖOTOflaTeUU, XOTOpbiPi He UBUUeTCU pesMfleHTOM 
flpyroro P ocyflapcTBa, m 

c) pacxoflbi no BbiuuaTe BOSHarpa>xfleHMPi ne HecyT nocTouH- 
Hoe yupe^xfleHMe mum uocTOUHHau öasa, xoTopbie paöoTOfla- 
Teub MMeeT b flpyroM PocyflapcTBe. 

3. HecMOTpu Ha npeflbiflyiflMe uouoxeHMU HacTouiflePi 
CTaTbM, BOSHarpa>xfleHMU sa paöoTy no HaüMy, xoTopau ocy- 
LflecTBUueTCU Ha öopTy Mopcxoro mum BosflytuHoro cyflHa, 
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kehr von einem Unternehmen eines Vertragsstaats betrieben 
wird, in diesem Staat besteuert werden. 


Artikel 16 

Aufsichtsrats- 
und Verwaltungsratsvergütungen 

Aufsichtsrats- oder Verwaltungsratsvergütungen und ähnliche 
Zahlungen, die eine In einem Vertragsstaat ansässige Person In 
Ihrer Eigenschaft als Mitglied des Aufsichts- oder Verwaltungs- 
rats einer Gesellschaft bezieht, die Im anderen Vertragsstaat 
ansässig Ist, können Im anderen Staat besteuert werden. 


Artikel 17 

Künstler und Sportler 

(1) Ungeachtet der Artikel 7, 14 und 15 können Einkünfte, die 
eine in einem Vertragsstaat ansässige Person als Künstler, wie 
Bühnen-, Film-, Rundfunk- und Fernsehkünstler sowie Musiker, 
oder als Sportler aus Ihrer Im anderen Vertragsstaat persönlich 
ausgeübten Tätigkeit bezieht, Im anderen Staat besteuert wer- 
den. 


(2) Ungeachtet des Artikels 12 gehören zu den Einkünften, die 
die im Absatz 1 genannten Personen aus ihrer im anderen Ver- 
tragsstaat persönlich ausgeübten Tätigkeit beziehen, auch Ver- 
gütungen jeder Art, die für die Benutzung oder das Recht auf 
Benutzung des Namens, des Bildes oder sonstiger Persönlich- 
keitsrechte dieser Personen gezahlt werden. Entsprechendes gilt 
für Einkünfte aus der Duldung von Aufzeichnungen und Übertra- 
gungen von künstlerischen und sportlichen Darbietungen durch 
Rundfunk und Fernsehen. 


(3) Fließen Einkünfte im Sinne der vorgenannten Absätze 1 
und 2 nicht dem Künstler oder Sportler selbst, sondern einer 
anderen Person zu, so können diese Einkünfte ungeachtet der 
Artikel 7, 14 und 15 In dem Vertragsstaat besteuert werden. In 
dem der Künstler oder Sportler seine Tätigkeit ausübt. 


(4) Die Absätze 1 und 3 gelten nicht für Einkünfte aus der von 
Künstlern oder Sportlern In einem Vertragsstaat ausgeübten 
Tätigkeit, wenn der Aufenthalt In diesem Staat ganz oder über- 
wiegend aus öffentlichen Kassen des anderen Staates oder einer 
seiner Gebietskörperschaften oder von einer im anderen Staat 
als gemeinnützig anerkannten Einrichtung finanziert wird. In die- 
sem Fall können die Einkünfte nur in dem Vertragsstaat besteu- 
ert werden, in dem die Person ansässig ist. 


Artikel 18 

Ruhegehälter, Renten und ähnliche Zahlungen 

(1) Erhält eine In einem Vertragsstaat ansässige Person Ruhe- 
gehälter und ähnliche Vergütungen oder Renten aus dem ande- 
ren Vertragsstaat, so können diese Bezüge nur Im erstgenannten 
Staat besteuert werden. 

(2) Bezüge, die eine In einem Vertragsstaat ansässige Person 
aus der gesetzlichen Sozialversicherung des anderen Vertrags- 
staats erhält, können abweichend von vorstehendem Absatz 1 
nur In diesem anderen Staat besteuert werden. 


McnonbsyeMoro npeflnpunTneM floroeapuBaKDUterocH Focy- 
flapcTBa B MetKflyHapoflHbix nepeBOSKax, Moryr oönaraTbca 
HanoroM b stom F ocyflapcTBe. 

CTaTbO 16 

Bo3Harpa>KAeHHFi HneHaM HaönKs^aTenbHbPX 
COaeTOB M COBCTOB ^HpeKTOpOB 

Bo3Harpa)KHeHMfl MneHaivi HaömonaTenbHbix coBeroB unu 
COBBTOB flupeKTopoB M aHanoruHHbie Bbinnatbi, nonynaeMbie 
pesMfleHTOM HoroBapMBarouteroca FocyflapcTBa b KanecTBe 
Hneua HaömonaTenbHoro coBera nnu coBexa flupeKTopoB kom- 
naHMM, BBnniouteMca pesHfleHTOM npyroro HoroBapnBaroute- 
rocn F ocypapcTBa, Moryr obnaratbca uanoroM b 3tom flpyroM 
F ocyflapcTBe. 

CTaTbH 17 

ApTMCTbl H CnOpTCMeHbl 

1. HecMOTpa Ha nono>KeHMH CTareü 7, 14 m 15 HacToaaiero 
CornaujeHMH, floxoflbi, nonyHaeivibie pesMfleHTOM floroBapM- 
BaiouierocH F ocynapcTBa b KanecxBe apTMCTa-McnonHmena, 
laKoro, KaK apTMCia tearpa, kmho, paflMO m TeneBMfleHMH, mxim 
MysbiKaHTa, a TaK)Ke b KanecTBe cnoprcivieHa ot ero jihhho ocy- 
upecTBriHeivioM nenTeribHOCTM b flpyroM AoroBapuBaioupeMca 
F ocyflapcTBe, Moryr oönaraTbca HanoroM b stom flpyroM F ocy- 
flapcTBe. 

2. HecMOTpn Ha nonoKeHMS CTaxbH 12 nacToau^ero 
CornaujeHMH, k floxoflaivi, KOTopbie nonyHaioT nMfla, 
oöosHaneHHbie b nyHKxe 1 HacToauteM CTaTbM, ot CBoeä naaHO 
ocyupecTBnaeivioM fleajenbHOCTM b flpyroM floroBapuBarouieivi- 
ca FocyflapcTBe, npaHaflnexoT Taxjxe nioöbie 
B03Harpa>KfleHMH, KOTopbie BbinnaaMBaKJTca 3a McnonbaoBaHae 
MHM npaBO Mcnonb30BaHMH MMena, nopxpeTa naöo mhux naaHbix 
npaB yxaaaHHbix nap. CooTBexcTayiouiee nonojKeHae fleäcTBy- 
eT npaMeHMTenbHO k floxoflaivi b CBasa c cornacaeM Ha Bocnpo- 
aaBefleHae a nepeflaay apTacTaaecKax ana cnopxaBHbix Bbicxy- 
nneHaä no paflaoBeutaHMK) a TeneBafleHato. 

3. B cnyaae, ecna floxoflbi b noHaiviaHaa nyHKTOB 1 a 2 
HacToauteä CTaxba HaaacnaiOTca He cawioMy apxacTy ana 
cnopTCMeHy, a aHoiviy napy, to, HecMOxpa Ha nono>KeHaa cxa- 
Teä 7, 14 a 15 HacToaupero CornaujeHaa, axa floxoflbi MoryT 
oönaraTbca HanoroM b tom floroBapaeaiouieMca FocyflapcTBe, 
B KOTopoM apjacT ana cnopTcivieH ocyutecTBnaeT cbokd flea- 
TenbHOCTb. 

4. FlonojKeHaa nyHKJOB 1 a 3 HacToauteä CTaxba He npa- 
MeHHKJTca K floxoflaM OT fleaTenbHOCTM, ocyutecTBnaeMoä 
apTMCTaivia ana cnopTCMeHaivia b floroBapaeaiouieMca Focy- 
flapcTBe, ecna ax npeöbieaHae b stom F ocyflapcTBe nonHOCTbio 
ana npeaiviyuiecTBeHHO cjjaHaHcapyeTca 3a caex rocyflapcx- 
BeHHbix cpeflCTB flpyroro floroBapaeaiouieroca FocyflapcxBa 
ana ero TeppaxopaanbHO-aflMaHacTpaxaBHbix oöpasoBaHaä, 
naöo opraHaaapaeä, npasHaHHOä b stom flpyroM FocyflapcTBe 
oöupecTBeHHO none3Hoä (önaroTBopaxenbHoä). B tbkom 
cnyaae floxoflbi Moryx oönaraxbca xonbKO b tom floroBapa- 
BaiouteMca FocyflapcTBe, peaafleHXOM Koxoporo aenaexca 
apxacT ana cnopxcMeH. 

CraTbo 18 

rieHCHH, peHTbi H aHajtorHHHbie BbinnaTbi 

1. Ecna peaafleHT AoroBapaeaiouieroca FocyflapcxBa 
nonyaaeT neHcaa a aHanoraaHbie B03Harpa)KfleHaa ana peaxbi 
a3 flpyroro HoroBapaBatouperoca F ocyflapcxBa, to axa Bbinna- 
Tbi Moryx oönaraxbca HanoroM xonbKO b nepeoM ynoMHHyxoM 
F ocyflapcTBe. 

2. Bbinnaxbi, Koxopbie nonyaaeT peaafleHX floroBapaeaKDUte- 
roca FocyflapcxBa aa cnex oöasaxenbHoro copaanbHoro cxpa- 
xoBanaa flpyroro fjoroBapaBatouteroca FocyflapcxBa, b 
OTnanae ot nono>KeHaä nyHKxa 1 Hacxoauteä cxaxba Moryx 
oönaraxbca HanoroM xonbKO b 3tom flpyroM FocyflapcTBe. 
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(3) Der Begriff „Rente“ bedeutet einen bestimmten Betrag, der 
regelmäßig zu festgesetzten Zeitpunkten lebenslänglich oder 
während eines bestimmten oder bestimmbaren Zeitabschnitts 
aufgrund einer Verpflichtung zahlbar ist, die diese Zahlungen als 
Gegenleistung für in Geld oder Geldeswert bewirkte angemesse- 
ne Leistung vorsieht. 


Artikel 19 
Öffentlicher Dienst 

(1) Vergütungen, ausgenommen Ruhegehälter, die von einem 
Vertragsstaat oder einer seiner Gebietskörperschaften an eine 
natürliche Person für die diesem Staat oder der Gebietskörper- 
schaft geleisteten Dienste gezahlt werden, können nur in diesem 
Staat besteuert werden. Diese Vergütungen können jedoch nur 
im anderen Vertragsstaat besteuert werden, wenn die Dienste in 
diesem Staat geleistet werden und die natürliche Person in die- 
sem Staat ansässig ist und 


a) ein Staatsangehöriger dieses Staates ist oder 

b) nicht ausschließlich deshalb in diesem Staat ansässig gewor- 
den ist, um die Dienste zu leisten. 

( 2 ) 

a) Ruhegehälter, die von einem Vertragsstaat oder einer seiner 
Gebietskörperschaften oder aus einem von diesem Staat 
oder der Gebietskörperschaft errichteten Sondervermögen 
an eine natürliche Person für die diesem Staat oder der 
Gebietskörperschaft geleisteten Dienste gezahlt werden, 
können nur in diesem Staat besteuert werden. 


b) Diese Ruhegehälter können jedoch nur im anderen Vertrags- 
staat besteuert werden, wenn die natürliche Person in diesem 
Staat ansässig ist und ein Staatsangehöriger dieses Staates 
ist. 

(3) Auf Vergütungen und Ruhegehälter für Dienstleistungen, 
die im Zusammenhang mit einer gewerblichen Tätigkeit eines 
Vertragsstaats oder einer seiner Gebietskörperschaften erbracht 
werden, sind die Artikel 15,16 und 1 8 anzuwenden. 


Artikel 20 

Gastprofessoren, Lehrer und Studenten 

(1) Eine natürliche Person, die sich auf Einladung eines Ver- 
tragsstaats oder einer Universität, Hochschule, Schule, eines 
Museums oder einer anderen kulturellen Einrichtung dieses Ver- 
tragsstaats oder im Rahmen eines amtlichen Kulturaustausches 
in diesem Vertragsstaat höchstens zwei Jahre lang lediglich zur 
Ausübung einer Lehrtätigkeit, zum Halten von Vorlesungen oder 
zur Ausübung einer Forschungstätigkeit bei dieser Einrichtung 
aufhält und die im anderen Vertragsstaat ansässig ist oder dort 
unmittelbar vor der Einreise in den erstgenannten Staat ansässig 
war, ist in dem erstgenannten Staat mit ihren für diese Tätigkeit 
bezogenen Vergütungen von der Steuer befreit, vorausgesetzt, 
dass diese Vergütungen von außerhalb dieses Staates bezogen 
werden. 


(2) Zahlungen, die ein Student, Praktikant oder Auszubilden- 
der, der sich in einem Vertragsstaat ausschließlich zum Studium 
oder zur Ausbildung aufhält und der im anderen Vertragsstaat 
ansässig ist oder dort unmittelbar von der Einreise in den erstge- 
nannten Staat ansässig war, für seinen Unterhalt, sein Studium 


3. TepMMH „peuTa“ oauauaeT onpefleneHuyKO cyMMy, Koropaa 
perynnpHO BbinnaMMBaercH b ycraHOBneuHbie cpoKU, 
no>KM3HeHHO unu Ha npoTH>KeHMM onpefleneHHoro riMöo onpe- 
flenmvioro nepMoga BpeivieHM, Ha ocHOBauMM oöaaaTenbCTBa, 
npenycMarpHBaioLuero stm Bbinnatbi b KanecTBe BoaiviemeHMa 
aa ageKBaTHyio ycnyry, npeflocTaBnennyio flenbraiviM kiriM Mare- 
pi/iariHblMM peHHOCTHMM. 

CTaTbn 19 

rocy^apcTBeHHan cny>K6a 

1. Bo3Harpa>KfleHMa, aa MCKtiKtHeHMeivi neHCMÜ, BbinnauMBae- 
Mbie floropaBMBaiOLMMMca focyflapcTBOM mum ero TeppHTopu- 
anbHO-aflMMHMCTpaTMBHblMM OÖpaaOBaHMHMM 4)M3MHeCKOMy 
nkigy aa cny>K6y, ocyutecTBnaeMyio nna aroro P ocynapcTBa Urin 
STHX TeppMTOpManbHO-aflMMHMCTpaTMBHblX oöpaaoBaHMM, 
MoryT oönaraTbca nanoroM TonbKO b aroivi PocyflapcTBe. Yxa- 
aauHbie B03Harpa>KfleHMa Moryx, ofluaKO, oönaraTbca HanoroM 
TonbKO B flpyroM floroBapkiBaiomeMca PocyflapcTBe, ecriM yxa- 
aaHHaa CTiy>K6a ocytflecTBnHeTca b aroivi flpyroM P ocyflapcTBe m 
tf)M3M4ecKoe riMflo HB/iaeTca peai/ifleHTOM flauHoro PocypapcT- 
Ba, a TaK>Ke 

a) HBflaeTca HaflMOHatibHbiM riMflOM flauHoro P ocyflapcTBa mam 

b) CTano peaMfleHTOM flauHoro P ocyflapcTBa ne toabko timlub 
B flenax ocyutecTBTieHMH cfly>K6bi. 

2 . 

a) PleHCMM, BbinnaMMBaeMbie floroBapHBaioiflkiMca PocyflapcT- 

BOM HAM ero TeppMTOpMaAbHO-aflMMHMCTpaTMBHbIMM OÖpa- 
aoBaHMHMM, AMöo 3a euer peAeBoro cjjoHfla, yHpe>KfleHHoro 
STHM flOrOBapHBaiOLflklMCA POCyflapCTBOM HAM aTMMM TOp- 
pMTOpMaAbHO-aflMMHMCTpaTMBHblMM OÖpaaOBaHMHMM, 

c()M3MMecKOMy AMfly aa CAymöy, ocyu^ecTBAeHuyio aaa aroro 
PocynapcTBa mam sihx TeppnTopnaAbHO-aflMHHMCTpaTMB- 
Hbix oöpaaoBaHMM, Moryr oÖAararbCA hbaotom toabko b 
aroM P ocyflapcTBe. 

b) YKaaaHHbie nencMM Moryr, oflHaxo, oöAararbCA naAoroM 
TOAbKo B flpyroM floroBapMBaiouteMCA PocyflapcTBe, ecAM 
(})M3MHeCKOe AMflO ABAAeTCA peaMfleHTOM M HaflMOHaAbHbIM 
AMflOM aroro flpyroro PocyflapcTBa. 

3. B OTHOLueHMM B03Harpa>KfleHMM, BKAioMaA neHCMM, aa ycAy- 
TM, OKaabiBaeMbie b cba3m c npeflnpMHMMareAbCKOM 
flenTeAbHOCTbio floroBapMBaiou^erocA PocyflapcTBa mam ero 
TeppMTOpMaAbHO-aflMMHMCTpaTMBHblX oöpaaoBaHMM, npM- 
MeHAtOTCA nOAO)KeHMA CTaTOM 15, 16 M 18 HaCTOAUterO 
CoPAaujeHMA. 

CTaTbn 20 

PIpeno^aBaTenH, yHHTenB m cry^eHTbi 

1. cDM3MAecKoe AMflO, HaxoflAfl(eecA no npMrAameHMio floro- 
BapMBaiou^erocA PocyflapcTBa mam yMMBepcMrera, Bbicmero 
yHeöHoro aaBeflOHMA, ujKOAbi, MyaeA mam KaKoro-AMöo mhoto 
yHpe>KfleHMA KyAbrypbi aroro floroBapMBaKDUterocA PocyflapcT- 
Ba, MAM B paMKax ocjjMflMaAbHoro KyAbrypHoro oöMeHa b otom 
floroBapMBaioLfleMCA PocyflapcTBe He öoAee fleyx Aer 
MCKAKOAMTeAbHO C fleAbK) ocytflecTBAeHMA upenoflaBaTeAbCKOM 
fleATeAbHOCTM, HreHMA AeKflMM MAM OCytfleCTBAeHMA MCCAeflO- 
BareAbCKOM fleATeAbHOCTM b yKaaaHHOM yHpe>KfleHMM m 
ABAAKDLfleecA peaMfleHTOM flpyroro floroeapMBaiouterocA P ocy- 
flapcTBa MAM BnAOTb flo Bbeofla B nepBoe ynoMAHyroe Pocy- 
flapCTBO ABAABUjeeCA TaKOBbIM, OCBOÖOKflaerCA OT HaAOrO- 
OÖAOKeHMA B 3TOM nepBOM POCyflapCTBO B OTHOmeHMM 
noAyAeHHbix aa yxaaaHHyio fleATOAbHOCTb B03Harpa>KfleHMM 
npM ycAOBMM, HTO flaHHbie B03Harpa>KfleHMA noAyHeHbi m 3 
MCTOHHMKOB 33 npeflBAaMM 3Toro PocyflapcTBa. 

2. BbinAarbi, npeflHaaHaAeHHbie aaa npoKMBaHMA, yneöbi mam 
noflroTOBKM, KOTopbie noAyHaer cryfleHT, npaKTMKaHT mam yna- 
utMMCA, HaxoflAutMMCA B fjoroBapMBaiotfleMCA PocyflapcTBe 
MCKAKtAMTeAbHO C fleAbK) yHeÖbl MAM AOflrOTOBKM M ABAAK)- 
utMMCA peaMfleHTOM flpyroro floroBapMBaiOLflerocA PocyflapcT- 
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oder seine Ausbildung erhält, dürfen Im erstgenannten Staat 
nicht besteuert werden, sofern diese Zahlungen aus Quellen 
außerhalb dieses Staates stammen. 


Artikel 21 
Andere Einkünfte 

(1) Einkünfte einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person, 
die in den vorstehenden Artikeln nicht behandelt wurden, können 
ohne Rücksicht auf ihre Herkunft nur in diesem Staat besteuert 
werden. 

(2) Vorstehender Absatz 1 ist auf andere Einkünfte als solche 
aus unbeweglichem Vermögen nicht anzuwenden, wenn der in 
einem Vertragsstaat ansässige Empfänger im anderen Vertrags- 
staat eine gewerbliche Tätigkeit durch eine dort gelegene 
Betriebsstätte oder eine selbständige Arbeit durch eine dort 
gelegene feste Einrichtung ausübt und die Rechte oder Ver- 
mögenswerte, für die die Einkünfte gezahlt werden, tatsächlich 
zu dieser Betriebsstätte oder festen Einrichtung gehören. In 
diesem Fall ist je nach Sachverhalt Artikel 7 beziehungsweise 
Artikel 14 anzuwenden. 


Artikel 22 
Vermögen 

(1) Unbewegliches Vermögen, das einer in einem Vertragsstaat 
ansässigen Person gehört und im anderen Vertragsstaat liegt, 
kann im anderen Staat besteuert werden. 

(2) Bewegliches Vermögen, das Betriebsvermögen einer Be- 
triebsstätte ist, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats im 
anderen Vertragsstaat hat, oder das zu einer festen Einrichtung 
gehört, die einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person für 
die Ausübung einer selbständigen Arbeit im anderen Vertrags- 
staat zur Verfügung steht, kann im anderen Staat besteuert 
werden. 

(3) Seeschiffe oder Luftfahrzeuge, die von einem Unternehmen 
eines Vertragsstaats im internationalen Verkehr betrieben wer- 
den, sowie bewegliches Vermögen, das dem Betrieb dieser 
Schiffe oder Luftfahrzeuge dient, können nur in diesem Staat 
besteuert werden. 

(4) Alle anderen Vermögensteile einer in einem Vertragsstaat 
ansässigen Person können nur in diesem Staat besteuert wer- 
den. 

Artikel 23 

Vermeidung der Doppelbesteuerung 

(1) Bei einer in der Bundesrepublik Deutschland ansässigen 
Person wird die Steuer wie folgt festgesetzt: 

a) Die Einkünfte aus der Republik Usbekistan sowie die dort 
gelegenen Vermögenswerte, die nach diesem Abkommen 
dort besteuert werden können, werden von der deutschen 
Steuer freigestellt, sofern nicht die Anrechnung nach Buch- 
stabe b durchzuführen ist. Die Bundesrepublik Deutschland 
behält aber das Recht, die so freigestellten Einkünfte und 
Vermögenswerte bei der Festsetzung des Steuersatzes zu 
berücksichtigen. Für Dividenden gilt die Freistellung nur 
dann, wenn diese Dividenden an eine in der Bundesrepublik 
Deutschland ansässige Gesellschaft von einer in der Repu- 
blik Usbekistan ansässigen Gesellschaft gezahlt werden, 
deren Kapital zu mindestens 25 vom Hundert unmittelbar der 
deutschen Gesellschaft gehört. 


ea MriM ennoTb flo e-besfla b nepeoe ynoManyToe F ocyflapcTBO 
BBriBBLUMMCB TBKOBbiM, He noflne>KaT HanorooönoKeHMK) b nep- 
BOM ynoMSHyroM focyflapcTBe, ecriM mctohhmkm 3tmx Bbinnar 
HaxoflBTCB sa npeflenaMM aroro F ocypapcTBa. 

CTaTbO 21 
iriHbie floxoflbi 

1 . floxoflbi, noJiyHaeMbie pesMfleHTOM floroBapHBaroinerocs 
FocyflapcTBa, Koropue ne paccMarpMaariMCb b npeflbiflyinMX 
CTaTbHX HacTOHLuero CornaiueHMa, HesaBMcmvio ot hx npo- 
MCXWKfleHMH MoryT oönaraTbCB HanoroM TonbKO b stom F ocy- 
flapcTBe. 

2. floHOKeHMFi nyHKTa 1 HacTOHLpePi CTaxbH He npmvieHBioTCB 

K flOXOflaM, MHbIM, HeM flOXOflbl OT HeflBkDKMMOrO MMyLL(eCTBa, 
ecHM nonytaTeTib, aBnatoLUMMca pesMfleHTOM HoroBapHBatOLpe- 
rocB FocypapcTBa, ocyipeciBTiBeT b flpyroM floroBapn- 
BaioipeMCB F ocypapcTBe npeflnpHHmviaTenbCKyio 

fleaTenbHOCTb nepes pacnono>KeHHoe b new nocTOBHHoe 
yHpe>KHeHMe mtim OKasbiBaex b 3tom ppyroivi F ocypapcTBe neaa- 
BMCMMbie jiMHHbie ycTiyrM nepes HaxopamyiocB b hom nocToan- 
Hyio öasy, m npaBa mtim MMyipecTBeHHbie peHHOCTM, b 
OTHOLueHMM KOTopbix BbinnaMMBaioTca 3TM floxoflbi, peanbHO 
CBHSaHbl C TaKMM nOCTOMHHblM yMpe)KHeHMeM MHM TaKOM 
nocTOBHHOM öasoM. B TaKOM cnytae npMMeHaioTca b saBMCM- 
MOCTM OT OÖCTOBTenbCTB nOnO>KeHMa CTaTbM 7 MTIM CTaTbM 14 
HacToatpero CornaiueHMa. 

CTaTbo 22 
MiviyipecTBO 

1 . HepBM)KMMoe MMytpecTBO, npMHapTie>KaLpee pesMpeHTy 
fjoroBapMBatotperoca FocypapcTBa m pacnoTio>KeHHoe b ppy- 
roM floroBapMBaiOLpeMca FocypapcTBe, MO)KeT oönaraTbca 
HaaoroM b 3tom ppyroM F ocypapcTBe. 

2. HBM>KMMoe MMyipecTBO, npepcTaBnaioipee coöom aKTMBbi 
nocToaHHoro yapexrpeHMa, KOTopoe npepnpMaTMe floroBapM- 
BaioLperoca FocypapcTBa MMeeT b ppyroM HoroBapMBatoipeM- 
ca FocypapcTBe, mhm OTHOcaipeeca k nocToaHHOM öaae, 
KOTopoM pacnonaraeT pesMpeHT floroBapMBaioLperoca Focy- 
papcTBa paa OKasaHMa HeaaBMCMMbix PMHHbix ycayr b ppyroM 
fjoroBapMBatouteMca FocypapcTBe, MO>KeT oöaaraTbca Haao- 
roM B 3TOM ppyroM F ocypapcTBe. 

3. MopcKMe MPM BospypjHbie cypa, McnopbsyeMbie npep- 
npMaTMeM floroBapMBaioiperoca FocypapcTBa b Me)KpyHapop- 
Hbix nepeB03Kax, a TaK>Ke pBM)KMMoe MMyipecTBO, npepHas- 
HaaeHHoe paa McnoabsoBaHMa tskmx MopcKMX Man BospypiHbix 
cypoB, MoryT nopae>KaTb HaaorooöaoxteHMio ToabKO b 3tom 
F ocypapcTBe. 

4. Bce MHbie aaeMeHTbi MMyutecTBa pesMpeHTa floroeapM- 
Baiopteroca F ocypapcTBa MoryT oöaaraTbca HaaoroM ToabKO b 
3TOM F ocypapcTBe. 

CTaTbH 23 

VcTpaHeHHe ^BOHHoro HanorooönoxteHMn 

1 . FIpMMeHMTeabHO k pesMpeHTy cDepepaTMBHoPi PecnyöaMKM 
FepMaHMa HaaorM ycTaHaeaMBatOTca caepyioutMM oöpaaoM. 

a) floxopbi M3 PecnyöaMKM YaöeKMCTaH, a TaKxte 
pacnoao)KeHHbie TaM MMyipecTBeHHbie pchhoctm, KOTopue 
B cooTBCTCTBMM c HacToaipMM CoraaiiieHMeM MoryT tbm 
oöaaraTbca HaaoroM, öypyT ocBOöoKpeHbi ot oöao>KeHMa 
repMaHCKMMM HaaoraMM, ecaM ohm ne nopae>KaT saaeTy b 
cooTBeTCTBMM c HopnyHKTOM b) HacToautero nyHKTa. <Depe- 
paTMBHaa PecnyöaMKa FepMaHMa ocTaeaaeT, opnaKO, 3a 
COÖOM npaBO yaMTbieaTb ocBOöo>KpeHHbie TaKMM oöpaaoM 
poxopbi MaM MMyutecTBeHHbie pohhoctm npM ycTaHOBaeHMM 
HaaoroBOM ctsbkm. flaa pMBMpeHpoB ocBoöo>KpeHMe npM- 
MenaeTca ToabKO b cayaae, ecaM 3tm pMBMpeHpu BbinaaaM- 
BaioTca KOMnaHMM, aeaaiouteMca pesMpeHTOM OepepaTMB- 
HOM PecnyöaMKM FepMaHMa, KOMnaHMeä, aeaaiopteMca pesM- 
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Von Steuern vom Vermögen werden Beteiligungen freige- 
stellt, wenn deren Dividenden, falls solche gezahlt werden 
oder gezahlt worden wären, nach dem vorhergehenden Satz 
freizustellen sind oder wären. 

b) Auf die deutsche Steuer vom Einkommen für die folgenden 
Einkünfte wird unter Beachtung der Vorschriften des deut- 
schen Steuerrechts über die Anrechnung ausländischer 
Steuern die usbekische Steuer angerechnet, die nach usbeki- 
schem Recht und in Übereinstimmung mit diesem Abkom- 
men für diese Einkünfte gezahlt worden ist: 


aa) Dividenden, die nicht unter Buchstabe a fallen; 

bb) Zinsen; 

cc) Lizenzgebühren; 

dd) Einkünfte, die nach Artikel 13 Absatz 2 in der Republik 
Usbekistan besteuert werden können; 

ee) Aufsichtsrats- und Verwaltungsratsvergütungen; 

ff) Einkünfte von Künstlern und Sportlern. 

c) Statt der Bestimmungen des vorstehenden Buchstabens a 
sind die Bestimmungen des vorstehenden Buchstabens b 
anzuwenden auf Einkünfte im Sinne der Artikel 7 und 10 und 
die diesen Einkünften zugrunde liegenden Vermögenswerte, 
wenn die in der Bundesrepublik Deutschland ansässige Per- 
son nicht nachweist, dass die Betriebsstätte in dem Wirt- 
schaftsjahr, in dem sie den Gewinn erzielt hat, oder die in der 
Republik Usbekistan ansässige Gesellschaft in dem Wirt- 
schaftsjahr, für das sie die Ausschüttung vorgenommen hat, 
ihre Bruttoerträge ausschließlich oder fast ausschließlich aus 
unter § 8 Absatz 1 Nummern 1 bis 6 des deutschen Außen- 
steuergesetzes fallenden Tätigkeiten oder aus unter § 8 
Absatz 2 dieses Gesetzes fallenden Beteiligungen bezieht; 
gleiches gilt für unbewegliches Vermögen, das einer 
Betriebsstätte dient (Artikel 6 Absatz 4) sowie für die Gewin- 
ne aus der Veräußerung dieses unbeweglichen Vermögens 
(Artikel 13 Absatz 1) und des beweglichen Vermögens, das 
Betriebsvermögen der Betriebsstätte darstellt (Artikel 13 
Absatz 3). 


d) Verwendet eine in der Bundesrepublik Deutschland ansäs- 
sige Gesellschaft Einkünfte aus Quellen innerhalb der Repu- 
blik Usbekistan zur Ausschüttung, so schließt Buchstabe a 
die durch die Anrechnungsmethode bedingte Herstellung der 
Ausschüttungsbelastung nach den Vorschriften des deut- 
schen Steuerrechts nicht aus. 


e) Ungeachtet der Bestimmungen des Buchstabens a wird die 
Doppelbesteuerung durch Steueranrechnung nach Buch- 
stabe b vermieden, 

aa) wenn in den Vertragsstaaten Einkünfte oder Vermögen 
unterschiedlichen Abkommensbestimmungen zugeord- 
net oder verschiedenen Personen zugerechnet werden 
(außer nach Artikel 9) und dieser Konflikt sich nicht durch 
ein Verfahren nach Artikel 25 Absatz 3 regeln lässt und 
wenn aufgrund dieser unterschiedlichen Zuordnung 


fleHTOM PecnyönMKM yaöeKMcraH, KanHtan KOTopoß npn- 
Haflne>KMT He MeHee neivi Ha 25 npogeHTOB HenocpeflCTBeHHO 
repMaHCKOM KoivinaHMM. 

AoneBbie yHacTkin ocBOöoKflaKtTcn ot o6no)KeHMB nanoroM 
Ha MMyipecTBO Torpa, Korna HMBMfleHflbi no hmm b ctiynae, 
ecnM OHM BbinnaHMBaKJTCB mhm öbinM öbi BbinnaneHbi, 
noHne>KaT mhm noHne>KaHM öbi ocBo6o>KfleHMio cornacHO 
nono)KeHMHM npenbiflymeM nacTM HacroBLLiero noflnyHKta. 

b) C yneroM nono>KeHMM repwiaHCKoro nanoroBoro aaKOHOfla- 
renbCTBa o npoMSBOflCTBe sanera MHOcrpaHHbix HanoroB 
npM o6no>KeHMM repiviaHCKMMM nanoraMM, BBMMaeMbiMM c 
floxofla, npoMSBOflHTCfl saner HanoroB Pecnyö/iMKM YaöeKM- 
CTaH, ynnaneHHbix no stmm poxoflaivi cornacHO aaKOHOfla- 
renbCTBy Pecnyö/iMKM yaöeKMcraH m b cootbbtctbmm c 
HacTOHLUMM CorHaiueHMeM, no HM>KenpMBefleHHbiM floxo- 
flaM: 

aa) HMBMfleHflaw, He noflnaflaKaiiiMM non neMCTBMe nofl- 
nyHKTa a) HacToaLpero nyHKta; 

bb) npopeHraivi; 

cc) nML(eH3MOHHbiM nnaTe>KaM; 

dd) HoxoflaM, Koropue cornacHO nyHKry 2 crarbM 13 
HacToaipero CornatiieHMa Moryr oönararbca HanoroM 
B PecnyönMKe yaöeKMcran; 

ee) BoaHarpaxtfleHMHM Hnenaivi HaönKjflarenbHbix coBeroB 
M coBeroB HMpeKTopoB; 

ff) floxoflaivi apTMCTOB M cnoprcMenoB. 

c) B OTHOliieHMM flOXOflOB B HOHMMaHMM CTatePi 7 M 10 
HacToaipero CornaujeHMa m MMyipecTBeHHbix peHHOcreM, 
ne>KatpMX b mx ochobb, Biwecro nono>KeHMM nopnyHKra a) 
HacToaipero nyHKra npMMeHaioTca nonoKeHMa nopnyHKra 
b) HacToatpero nyHKra, ecnM peaMpenr OepeparMBHOM 
PecnyönMKM PepiviaHMa He npeflcraenaer noHrBep>KfleHMa o 
roM, Mro nocroaHHoe yMpe>KfleHMe b xoaaMcrBeHHOM (or- 
HerHOM) ropy, b KoropoM oho MaBneKno npMöbinb, mhm kom- 
naHMa, aBnaKsipaaca peaMpeHroM PecnyönMKM YaöeKMcraH, 
B xoaaMcrBeHHOM (oraerHoivi) ropy, b caer Koroporo OHa 
pacnpepenMna npMöbinb, nonyaanM cbom BanoBOM poxop 
MCKnKJMMrenbHO mpm noarM MCKnioaMrenbHO or bmpob pea- 
renbHocrM, nopnaparoipMX nop peMcrBMe HoiviepoB 1 - 6 
nyHKra 1 naparpacfta 8 SaKona OepeparMBHOM PecnyönMKM 
PepiviaHMa o BHeiPHMX Hanorax, nMöo or poneBbix yaacrMM, 
nopnapaioLpMX nop peMcrBMe nyHKra 2 naparpacfta 8 yKa- 
aaHHoro 3aKOHa; ro >Ke nono>KeHMe peMcrayer b orHomeHMM 
HepBM>KMMoro MMyipecrBa, npepHaaHaaeHHoro pna Hy>Kp 
nocroaHHoro yape>KpeHMa (nyHKr 4 crarbM 6 Hacroatpero 
CornaipeHMa), a raioKe b orHotueHMM cyMM npMöbinM or 
oray>KpeHMa paHHoro HepBM>KMivioro MMyipecrBa (nyHKr 1 
crarbM 13 Hacroaipero CornaujeHMa) m pBM)KMMoro MMy- 
ipecraa, npepcraanaiOLpero coöom aKrMBbi nocroaHHoro 
yape>KpeHMa (nyHKr 3 crarbM 13 Hacroatpero CornaujeHMa). 

d) EcnM KOMnaHMa, aBnaioipaaca peanpeHroM OepeparMBHOM 
PecnyönMKM PepMaHMa, Mcnonbayer pna pacnpepeneHMa 
npMöbinM poxopbi Ma McroHHMKOB B PecnyönMKe yaöeKM- 
craH, ro nonojKeHMa nopnyHKra a) Hacroatpero nyHKra He 
MCKnioMaior KOMneHcapMOHHoro oöno>KeHMa HanoroM c Kop- 
nopapMM pacnpepenaeMOM cyMMbi b coorBercrBMM c 
nonoJKBHMaMM repMancKoro HanoroBoro aaKOHoparenbcr- 
Ba. 

e) HecMorpa Ha nono>KeHMa nopnyHKra a) Hacroatpero nyHK- 
ra, pBOMHoe HanorooönoJKOHMe ycrpanaerca nocpepcreoM 
HanoroBoro aanera b coorBercrBMM c nopnyHKroM b) 
Hacroauiero nyHKra, 

aa) ecnM b floroBapMBatotpMxca P ocypapcrBax poxopbi mpm 
MMytpecrBO orHocarca k paaHbiM nono>KeHMaM 
Hacroatpero CornauieHMa mpm npMHMcnaiorca paaHbiM 
PMpaM (KpoMe cnyaaeB cornacHO crarbe 9 Hacroatpero 
CornauieHMa) m aror KOHcfjPMKr Henuaa yperypMpoBarb 
npopepypoM b coorBercrBMM c nono>KeHMaMM nyHKra 3 


Drucksache 1 4/3465 


-22- 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


oder Zurechnung die betreffenden Einkünfte oder Ver- 
mögenswerte unbesteuert blieben oder zu niedrig 
besteuert würden oder 


bb) wenn die Bundesrepublik Deutschland nach gehöriger 
Konsultation und vorbehaltlich der Beschränkungen 
ihres innerstaatlichen Rechts der Republik Usbekistan 
auf diplomatischem Weg andere Einkünfte notifiziert, bei 
denen sie die Anrechnungsmethode nach Buchstabe b 
anzuwenden beabsichtigt. Die Notifikation wird erst am 
ersten Tag des Kalenderjahrs wirksam, das auf das Jahr 
folgt. In dem die Notifikation übermittelt wurde. 


(2) Bel einer In der Republik Usbekistan ansässigen Person 
wird die Steuer wie folgt festgesetzt: 

Wenn eine In der Republik Usbekistan ansässige Person Ein- 
künfte bezieht oder Vermögen besitzt, die nach den Bestimmun- 
gen dieses Abkommens in der Bundesrepublik Deutschland 
besteuert werden können, so wird der in der Bundesrepublik 
Deutschland auf diese Einkünfte oder dieses Vermögen gezahlte 
Steuerbetrag von der Steuer, die von dieser Person In der Repu- 
blik Usbekistan erhoben wird, abgezogen. Dieser Abzug darf 
jedoch den Steuerbetrag, der von diesen Einkünften oder diesem 
Vermögen gemäß den Gesetzen und Vorschriften der Republik 
Usbekistan ermittelt wird, nicht übersteigen. 

Artikel 24 
Gleichbehandlung 

(1) Staatsangehörige eines Vertragsstaats dürfen im anderen 
Vertragsstaat keiner Besteuerung oder damit zusammenhängen- 
den Verpflichtung unterworfen werden, die anders oder be- 
lastender ist als die Besteuerung und die damit zusammenhän- 
genden Verpflichtungen, denen Staatsangehörige des anderen 
Staates unter gleichen Verhältnissen, insbesondere hinsichtlich 
der Ansässigkeit unterworfen sind oder unterworfen werden kön- 
nen. Diese Bestimmung gilt ungeachtet des Artikels 1 auch für 
Staatsangehörige der Vertragsstaaten, die in keinem von beiden 
ansässig sind. 

(2) Die Besteuerung einer Betriebsstätte, die ein Unternehmen 
eines Vertragsstaats im anderen Vertragsstaat hat, darf im ande- 
ren Staat nicht ungünstiger sein als die Besteuerung von Unter- 
nehmen des anderen Staates, die die gleiche Tätigkeit ausüben. 
Diese Bestimmung ist nicht so auszulegen, als verpflichte sie 
einen Vertragsstaat, den im anderen Vertragsstaat ansässigen 
Personen Steuerfreibeträge, -Vergünstigungen und -ermäßigun- 
gen zu gewähren, die er nur seinen ansässigen Personen 
gewährt. 


(3) Sofern nicht Artikel 9 Absatz 1 , Artikel 1 1 Absatz 7 oder Arti- 
kel 12 Absatz 6 anzuwenden ist, sind Zinsen, Lizenzgebühren 
und andere Entgelte, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats 
an eine im anderen Vertragsstaat ansässige Person zahlt, bei der 
Ermittlung der steuerpflichtigen Gewinne dieses Unternehmens 
unter den gleichen Bedingungen wie Zahlungen an eine im erst- 
genannten Staat ansässige Person zum Abzug zuzulassen. Dem- 
entsprechend sind Schulden, die ein Unternehmen eines Ver- 
tragsstaats gegenüber einer im anderen Vertragsstaat ansässi- 
gen Person hat, bei der Ermittlung des steuerpflichtigen Ver- 
mögens dieses Unternehmens unter den gleichen Bedingungen 
wie Schulden gegenüber einer im erstgenannten Staat ansässi- 
gen Person zum Abzug zuzulassen. 

(4) Unternehmen eines Vertragsstaats, deren Kapital ganz oder 
teilweise unmittelbar oder mittelbar einer im anderen Vertrags- 


craTbM 25 Hacronutero CoraaujeHUFi, u Korpa BBHfly 
TaKoro pasauMHoro OTHeceHun unn npntncneHMS coot- 
BercTByioLUMe floxoflbi unu MMymecTBeHHbie peHHOCTU 
He öbinki 6bi noflBeprHytbi Hanoroo6ao>KeHMK3 Man 
öbiaM 6bi noflBeprHytbi HeflocTaroHHOMy Haaoro- 
o6ao>KeHMK), akiöo 

bb) ecan OeflepaTMBHaa PecnyöaMKa PepiviaHMa nocae 
Haflae>Kau4MX KOHcyabTapMM m c yneroM orpaHMHeHMM 
coraacHO ee HapHOHaabHoiviy saKOHOflareabCTBy yee- 
flOManeT PecnyöauKy ysöeKMCTaH no HMnaoiviaTMHec- 
KMM KanaaaM o6 mhux floxopax, k KOTopuM ona npep- 
noaaraer npmvieHaTb Merofl sanera coraacHO nop- 
nyHKty b) Hacroautero nyHKta. yBepoMaeHMe Bcrynaer 
B fleücTBMe ToabKO c nepBoro ahh KaaeHflapHoro ropa, 
caeflyKttpero sa ropoM, b KOTopoM öbiao nepepaHO 
yBepoMaeHMe. 

2. ripMMeHMTeabHO k peskipeHty PecnyöaMKM ysöeKMCTaH 
Haaori/i ycraHaBaMBaKtTca caepyioutMM oöpasoM. 

Ecaki pesMpeHT PecnyöaMKM ysöeKMCTaH noaynaeT poxopu Man 
Baapeer MiviymecTBOM, KOTopue b cootbbtctbmm c noao>KeHMa- 
MM HacToautero CoraameHMa Moryr oöaaratbca naaoroM b 
OepepaTMBHOM PecnyöaMKe P epwiaHMa, cyiviivia naaora na raKMe 
poxopbi MaM MMymecTBO, ynaaaeHHoro b OepepaiMBHOM Pecny- 
öaMKe r epMBHMa, öyper BbiHTena ms Haaora, BSMMaeivioro c 
TaKoro aMpa b PecnyöaMKe ysöeKMCTaH. TaKOM BbiaeT, opnaKO, 
He MO)KeT npeBbimaTb cyMiviy naaora, MCHMcaenHoro c TaKMX 
poxopoB MaM MMyutecTBa b cootbbtctbmm c saKOHopaTeabCT- 
BOM M npaBMaaiwM PecnyöaMKM ysöeKMCTaH. 

CTaTbH 24 

He^onyipeHMe HanoroeoM ^MCKpHMHHapMki 

1. HapMOHaabHbie anpa floroBapMBaiomeroca PocypapcTBa 
He MoryT nopeepraTbca b ppyroM floroBapMBaioLpeMca Pocy- 
papcTBe Haaorooöao>KeHMio mhm CBaaaHHOMy c hmm oöasa- 
TeabCTBy, mhbim mhm öoaee oöpeivieHMTeabHbiM, MeM Haaoro- 
oöao>KeHMe Man CBasaHHbie c hmm oöasaTeabCTBa, KOTopuM 
nopBepraKSTca MaM MoryT nopBepraTbca HapMOHaabHbie anpa 
SToro ppyroro PocypapcTBa npM Tex >Ke oöcToaTeabCTBax, b 
HacTHocTM, pesMpeHTCTBa. HecMOTpa Ha noaoKeHMs cTaTbM 1 
HacToautero CoraaiaeHMa, pannoe noao>KeHMe npMMeHaeTca 
TaK>Ke K HapMOHaabHbiM anpaM floroBapMBaKSutMxca Pocy- 
papcTB, He aBaaiou4MMca pesMpeHTaMM hm opHoro ms hmx. 

2. Haaorooöao>KeHMe b OTHomeHMM nocTOHHHoro 
yHpe>KpeHMH, KOTopoe mmobt npepnpMSTMe fjoroBapMBaioute- 
roca PocypapcTBa b ppyroM AoroBapMBaKSu^eMca PocypapcT- 
Be, B STOM ppyroM PocypapcTBe ne mokot öbitb Menee öaaro- 
npMaTHbiM, HeM HaaorooöaoKBHMe b OTHomeHMM npepnpaaTMM 
SToro ppyroro PocypapcTBa, ocytpecTBaaioutMX ry >Ke pea- 
TeabHOCTb. flaHHoe noaoKOHMe He poa>KHO MCToaKOBbieaTbca 
KaK oöasbiBaioutee floroBapMBaiouteeca PocypapcTBO npe- 
pocTaeaaTb pesMpeHTaM ppyroro fjoroBapHBarouteroca Pocy- 
papcTBa He oöaaraeMbie naaoroM cyMMbi, naaoroBbie abroTbi 
MaM CKMpKM, KOTopbie OHO npepocTaBaaoT ToabKO cbomm pesM- 
peHTaM. 

3. B cayaaax, Korpa ne nopae>KaT npMMeneHMio noao>KeHMa 
nyHKTa 1 CTaTbM 9, nynKTa 7 CTaTbM 1 1 Man nynKTa 6 CTaTbM 12 
HacToautero CoraameHMa, npopenTw, aMpeHSMOHHbie naaTe>KM 
M MHbie BbinaaTbi, KOTopue npoMSBopMT npepnpMaTMe floroea- 
pMBaiomeroca PocypapcTBa pesMpeHTy ppyroro floroaapM- 
Baioaieroca PocypapcTBa, nopae)KaT BbiaeTy npM MCHMcaeHMM 
HaaorooöaaraeMOM npMÖbiaM SToro npepnpMaTMa na TaxMX )Ke 
ycaoBMax, KaK naaTe>KM, npepHasHaaeHHbie pesMpeHTy nepBoro 
ynoManyToro PocypapcTBa. CooTBeTCTBeHHO poarM, KOTopbie 
STO npepnpMaTMe mmbbt no OTHomeHMK) k pesMpeHTy ppyroro 
HoroBapMBaKjtperoca PocypapcTBa, nopae)KaT BbiaeTy npM 
MCHMcaeHMM HaaorooöaaraeMoro MMyipecTBa SToro npep- 
npMaTMa Ha Tex >Ke ycaoBMax, KaK poarM nepep pesMpeHTOM 
nepBoro ynoManyToro P ocypapcTBa. 

4. PIpepnpMaTMa floroBapMBaiou^eroca PocypapcTBa, KanM- 
Taa KOTopbix noaHOCTbKD MaM aacTMHHO, npaMO MaM kocbohho 
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Staat ansässigen Person oder mehreren solchen Personen 
gehört oder ihrer Kontrolle unterliegt, dürfen im erstgenannten 
Staat keiner Besteuerung oder damit zusammenhängenden Ver- 
pflichtung unterworfen werden, die anders oder belastender ist 
als die Besteuerung und die damit zusammenhängenden Ver- 
pflichtungen, denen andere ähnliche Unternehmen des erst- 
genannten Staates unterworfen sind oder unterworfen werden 
können. 

(5) Dieser Artikel gilt ungeachtet des Artikels 2 für Steuern 
jeder Art und Bezeichnung. 


Artikel 25 

Verständigungsverfahren 

(1) Ist eine Person der Auffassung, dass Maßnahmen eines 
Vertragsstaats oder beider Vertragsstaaten für sie zu einer 
Besteuerung führen oder führen werden, die diesem Abkommen 
nicht entspricht, so kann sie unbeschadet der nach dem 
innerstaatlichen Recht dieser Staaten vorgesehenen Rechts- 
mittel ihren Fall der zuständigen Behörde des Vertragsstaats, in 
dem sie ansässig ist, oder, sofern ihr Fall von Artikel 24 Absatz 1 
erfasst wird, der zuständigen Behörde des Vertragsstaats unter- 
breiten, dessen Staatsangehöriger sie ist. Der Fall muss inner- 
halb von drei Jahren nach der ersten Mitteilung der Maßnahme 
unterbreitet werden, die zu einer dem Abkommen nicht entspre- 
chenden Besteuerung führt. 


(2) Flält die zuständige Behörde die Einwendung für begründet 
und ist sie selbst nicht in der Lage, eine befriedigende Lösung 
herbeizuführen, so wird sie sich bemühen, den Fall durch Ver- 
ständigung mit der zuständigen Behörde des anderen Vertrags- 
staats so zu regeln, dass eine dem Abkommen nicht entspre- 
chende Besteuerung vermieden wird. Die Verständigungsrege- 
lung ist ungeachtet der Fristen des innerstaatlichen Rechts der 
Vertragsstaaten durchzuführen. 


(3) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten werden sich 
bemühen, Schwierigkeiten oder Zweifel, die bei der Auslegung 
oder Anwendung des Abkommens entstehen, in gegenseitigem 
Einvernehmen zu beseitigen. Sie können auch gemeinsam dar- 
über beraten, wie eine Doppelbesteuerung in Fällen vermieden 
werden kann, die im Abkommen nicht behandelt sind. 

(4) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten können zur 
Herbeiführung einer Einigung im Sinne der vorstehenden Bestim- 
mungen dieses Artikels unmittelbar miteinander verkehren. 


Artikel 26 

Informationsaustausch 

(1) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten tauschen 
die Informationen aus, die zur Durchführung dieses Abkommens 
oder des innerstaatlichen Rechts der Vertragsstaaten betreffend 
die unter das Abkommen fallenden Steuern erforderlich sind, 
soweit die diesem Recht entsprechende Besteuerung nicht dem 
Abkommen widerspricht. Der Informationsaustausch ist nicht 
durch Artikel 1 eingeschränkt. Alle Informationen, die ein Ver- 
tragsstaat erhalten hat, sind ebenso geheimzuhalten wie die auf- 
grund des innerstaatlichen Rechts dieses Staates beschafften 
Informationen und dürfen nur den Personen oder Behörden 
(einschließlich der Gerichte und der Verwaltungsbehörden) 
zugänglich gemacht werden, die mit der Veranlagung oder Er- 
hebung, der Vollstreckung oder Strafverfolgung oder mit der Ent- 
scheidung von Rechtsbehelfen und Rechtsmitteln hinsichtlich 
der unter das Abkommen fallenden Steuern befasst sind. Diese 
Personen oder Behörden dürfen die Informationen nur für diese 


npMHaflne>KMT peaufleuTy flpyroro floroBapuaaiOLLierocH Focy- 
flapcTBa unu HecKonbKUM tbkum nupaivi, unu KOHTponnpyeTca 
MMM, He Moryt noHBepratbCB b nepBOM ynoMHHyroM Focy- 
flapcTBe Hanoroo6no>KeHmo MnM CBBsaHHOiwy c hmm oöasa- 
TetibCTBy, MHbiM M/iM öouee oöpeMeHMTenbHbiM, ueivi Hanoro- 
o6rio>KeHMe nun CBHsaHHbie c hmm obasareribCTBa, KOTopuM 
noflBepraioTCH mjim Moryr noflBepraTbcn ananorMHHbie npep- 
npMHTMB nepBoro ynoMBHyroro F ocypapcTBa. 

5. HecMOTpB Ha CTatbK) 2 HacTOHinero ComaiueHMH, 
norio>KeHMH HacTosu^eM crarbM npMMeHHioTcsi k nanoraM hkjöo- 
rO BMfla M HaMMeHOBaHMH. 

CTaTbn 25 

flpoL^e^ypa BsaMMHoro cornacoeaHMn 

1. Echm nnpo CHMTaer, hto HeücTBMH HoroBapMBatomerocn 
r ocypapcTBa v\m oöomx ms hmx npMBOflHT mhm npMBenyT k Hano- 
roo6rio>KeHMio no OTHomeHMio k HeMy, KOTopoe ne cooTBercTBy- 
er HacTOHmeMy CornaujeHMio, to oho MO>KeT, öes yu^epöa priB 
npaBOBbix cpeflCTB satUMTbi, npepycMOTpeHHbix HapMOHatibHbiM 
saKOHOflareribCTBOM stmx FocyflapcTB, npeflcraBMib saHBne- 
HMe no CBoeMy fleny priB paccMorpeHMB KOMnereHTHOMy opra- 
Hy Toro floroBapMBaioLperocfl FocyflapcTBa, pesMfleHTOM 
KOToporo OHO BBriaeTCfl, a b ctiynae, ecriM ero neno noflnapaeT 
nofl fleMCTBMe nyHKxa 1 crarbM 24 HacroBiiiero CornatueHMH, 
KOMnereHrHOMy oprany roro floroBapMBaKjLnerocH F ocypapcr- 
Ba, HapMOHanbHbiM hmuom Koroporo oho HBriaercH. SanBueHMe 
no fleriy floruKHO öbirb npeflcraBneno b renenMe rpex ner c 
MOMenra nepaoro yBenoMneHMH o nePicrBMM, npMBeflujeM k 
Harioroo6rio>KeHMK3, Koropoe ne cooraercrByer norio>KeHMBM 
HacroHmero CornaujeHMH. 

2. Echm yKasaHHbiM KOMnerenrHbiM opran conrer 
BospaxeHMe oöocHoaaHHbiM m caM He b cocroHHMM npmm k 
ynoBnerBopMreribHOMy pemeHMK), ro oh öyner crpeMMrbca 
yperyriMpoBarb fleno nyreM cornacoBaHMB c KOMnerenrnbiM 
opraHOM Hpyroro floroBapMBaioLperocB FocypapcrBa raxMM 
oöpasoM, nroöbi M36e>Karb Hanoroo6no>KeHMH, ne cooraercr- 
ayioLuero HacroameMy CorriaujeHMKS. flocrnrHyroe nyreM 
cornacoBaHMH yperyuMpoBaHMe flori>KHO BbinoriHarbca, HecMor- 
pa Ha cpoKM, ycraHOBneHHbie HapMOHaabHbiM saKOHOfla- 
reabcrBOM floroBapMBaiOLpMxca Focyflapcre. 

3. KoMnerenrHbie opraHbi AoroBapMBaiomMxca FocynapcrB 
öynyr crpeMMrbca ycrpanarb no BsaMMHOMy coraacMKS rpypno- 
CrM MHM COMHeHMa, BOSHMKaKSLMMe npM rOHKOeaHMM MriM npMMe- 
HOHMM Hacroaipero CornaiueHMa. Ohm Moryr raK)Ke 
KOHcyabrMpoBarbca o roM, Kax M36e>KaHMe flBOMHoro Hanoro- 
o6ao>KeHMa MO>Ker öbirb flocrnrHyro b cayaaax, Koropbie He 
paccMarpMBatorca nacroatUMM CoraaiueHMeM. 

4. KoMnerenrHbie opraHbi floroBapMBaioLUMXca FocypapcrB b 
peaax flocrM>KeHMa cornacMa b cooraercrBMM c 
BbiLueM3ao>KeHHbiMM nono>KeHMaMM HacroauteM crarbM Moryr 
Bcrynarb b HenocpeflcraeHHbie aaaMMHbie KOHraKrbi. 

CTaTbn 26 

06 MeH MHCpopMai^HePi 

1. KoMnerenrHbie opraHbi AoroBapMBaioiHMXca FocynapcrB 
oÖMeHMBaiorca roM MH^iopMagMeM, Koropaa neoöxoflMMa pna 
ocymecrBaeHMa Hacroamero CornameHMa mhm HapMOHanbHoro 
saKOHOflareabcrBa floroeapMBaiOLMMXca FocypapcrB b 
orHOLueHMM HanoroB, noflnaflaiou^MX nop peMcrBMe nacroaute- 
ro CornaiueHMa, ecuM ronbKO BbireKatomee ms aroro saKOHOfla- 
renbcraa Hanoroo6no>KeHMe ne nporMBopenMr HacroaineMy 
CornaiueHMio. Gömsh MHC|)opMaL(MeM He orpanMHMBaerca 
nono>KeHMaMM crarbM 1 Hacroatitero CornaiueHMa. Flioöaa 
nonyneHHaa floroBapMBaioiHMMca FocyflapcrBOM MHcfiopMaLtMa 
Hon>KHa CHMrarbca KOHcjtMfleHUManbHOM rax >Ke, xax MHcfiopMa- 
UMa, nonynaeMaa Ha ocHoeaHMM HapMOHanbHoro aaKOHopa- 
renbcraa sroro FocypapcrBa, m MO>Ker öbirb npeflocraBnena 
ronbKO nnpaM MnM opranaM (BKnionaa cyflbi m aflMMHMcrpa- 
rMBHbie opraHbi), Koropbie saHMMaiorca HanMcneHMeM MnM b3m- 
MBHMOM HanoroB, npMHyflMrenbHbiM BSbicKaHMSM MnM yronoB- 
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Zwecke verwenden. Sie dürfen die Informationen in einem öffent- 
lichen Gerichtsverfahren oder in einer Gerichtsentscheidung 
offen legen. 


(2) Vorstehender Absatz 1 Ist nicht so auszulegen, als ver- 
pflichte er einen Vertragsstaat, 

a) Verwaltungsmaßnahmen durchzuführen, die von den Geset- 
zen und der Verwaltungspraxls dieses oder des anderen Ver- 
tragsstaats abweichen; 

b) Informationen zu erteilen, die nach den Gesetzen oder Im 
üblichen Verwaltungsverfahren dieses oder des anderen Ver- 
tragsstaats nicht beschafft werden können; 

c) Informationen zu erteilen, die ein Handels-, Industrie-, 
Gewerbe- oder Berufsgeheimnis oder ein Geschäftsverfah- 
ren preisgeben würden oder deren Erteilung der öffentlichen 
Ordnung widerspräche. 


Artikel 27 

Erstattung der Abzugssteuern 

(1) Werden In einem Vertragsstaat die Steuern von Dividenden, 
Zinsen, Lizenzgebühren oder sonstigen von einer im anderen 
Vertragsstaat ansässigen Person bezogenen Einkünfte im Ab- 
zugsweg (an der Quelle) erhoben, so wird das Recht des erst- 
genannten Staates zur Vornahme des Steuerabzugs zu dem 
nach seinem Innerstaatlichen Recht vorgesehenen Satz durch 
dieses Abkommen nicht berührt. Die Im Abzugsweg (an der 
Quelle) erhobene Steuer Ist auf Antrag des Steuerpflichtigen zu 
erstatten, wenn und soweit sie durch das Abkommen ermäßigt 
wird oder entfällt. 

(2) Die Anträge auf Erstattung müssen vor dem Ende des drit- 
ten auf das Kalenderjahr der Festsetzung der Abzugssteuer auf 
Dividenden, Zinsen, Lizenzgebühren oder andere Einkünfte fol- 
genden Jahres eingereicht werden. 

(3) Der Vertragsstaat, aus dem die Einkünfte stammen, kann 
vom Antragsteller eine Bescheinigung der zuständigen Behörde 
über die Ansässigkeit in dem anderen Vertragsstaat verlangen. 

(4) Die zuständigen Behörden können in gegenseitigem Einver- 
nehmen die Durchführung dieses Artikels regeln und gegebenen- 
falls andere Verfahren zur Durchführung der Im Abkommen vorge- 
sehenen Steuerermäßigungen oder -befreiungen festlegen. 

Artikel 28 

Anwendung des Abkommens in bestimmten Fällen 

(1) Dieses Abkommen ist nicht so auszulegen, als hindere es 
einen Vertragsstaat, seine Innerstaatlichen Rechtsvorschriften 
zur Verhinderung der Steuerumgehung oder Steuerhinterziehung 
anzuwenden. 

(2) Die Steuersatzbegrenzungen nach Artikel 12 Absatz 2 gel- 
ten nicht, wenn es der Hauptzweck einer der beteiligten Perso- 
nen war, durch Begründung oder Übertragung der Rechte, für 
die die Lizenzgebühren gezahlt werden, die Vorteile des Arti- 
kels 1 2 zu nutzen, ohne dass für den betreffenden Geschäftsvor- 
gang ein angemessener wirtschaftlicher Grund bestand. 


(3) Führen die vorstehenden Bestimmungen zu einer Doppel- 
besteuerung, konsultieren die zuständigen Behörden einander 


HbiM npecneflOBaHueivi, nuöo npuHHTueM pemeHnü no 
B03pa>KeHMFiM M >Kano6aM b OTHOLueHnu HanoroB, nopna- 
flaKDU4MX nofl peMCTBue HacToninero CornameHnn. Gtm nupa 
unu opraubi Moryr ucnonbaoBaxb UHcjJopMapmo TonbKO b yxa- 
aauHbix pennx. Qhm Moryr pacKpbiBatb paHHyK) HHcjjopMapMK) b 
xofle oTKpbiTbix cypeöHbix sacenaHuPi nnki b cypeöHbix 
peujeHMBX. 

2. flonoKeHun nyHKia 1 HacTonurePi craTbn ue Hoa>KHbi 
MCToaKOBbiBaTbcn Kax oönsbiBaiou^Me floroBapuBaioujeecfl 
F ocyflapcTBo; 

a) npoBOflMTb aflMMHMCTpaTMBHbie Mepbi, npoTUBope^au^ne 
saKOHOflareabCTBy kiau aflMUHMCTpaTUBHOM npaxTHKe eroro 
unn flpyroro floroBapuBaKDurerocn F ocypapcTBa; 

b) npefloCTaBUHTb UHcjjopMapmo, Koropan b cooTBercTBUM c 
saKOHaMM Mnu MMeK)U 4 eMcn anMnHMCTpaTUBHoPi npaxTUKOM 
3 Toro unM Hpyroro floroBapuBaiomerocn FocynapcTBa ue 
MO>KeT öbiTb nonyHeua; 

c) npefloCTaBUHTb UHcjjopMapmo, Koropan pacKpuaana 6 bi 
Kaxyio-nMöo ToproByio, npoMbiiuneHuyio, npeflnpnumvia- 
TenbCKyKD unn npocjjeccMOHanbHyro TaüHy auöo penoByio 
npopeflypy, unM npenocTaBaeHue KOTopoPi npoTMBopeHuno 
6 bi oöuiecTBeHHOMy nopnflKy. 

CTaTbH 27 

BosBpaT HanoroB, y^ep^MBaeivibix y HCTOHHMKa 

1. Ecnu B HoroBapMBatou^eMcn focyflapcTBe uanorn c hmbm- 
fleHflOB, npopeHTOB, nupeHanoHHbix naaTe>KeM Man mhbix poxo- 
flOB, noayuaeMbix peaufleHTOM ppyroro floroBapuBaKDiperocn 
FocypapcTBa, BsmviaiOTcn nyreivi yHep>KaHMFi (y MCT 04 HMKa), to 
npaBO nepBoro ynoMnuyToro FocynapcTBa ua npousBOflCTBO 
yflep>KaHMH uaaora no ctaBKe cornacHO ero HapnoHanbuoMy 
aaKOHOflarenbCTBy HacTonoimvi CornaujeHueM ue sarparuBa- 
etcn. Hanor, BsmviaeMbiPi nyteivi yflep>KaHMFi (y MCToaHUKa), no 
saBBneHMK) HanoronnaTenboiMKa noflne>KMT BOSBpary Torpa u 
nocTonbxy, Korpa u nocKonbxy oh b ckiny HacTOflU 4 ero 
CornaujeHMB yivieHbujaeTcn nMöo OTnapaej. 

2. SanBneHMH Ha HanoroBbifi Bosapar nopaioTCH flo MCTene- 
HMH rpetbero ropa, cnenyioLpero aa KanenflapHbiM ropoM, b 
KOTopoM ycTaHaanHBaiOTCH HanorM, yHep>KMBaeMbie y mctohhm- 
Ka c flMBMfleHflOB, npopeHTOB, nkipeHaMOHHbix nnaTe>KeH muh 
MHblX flOXOflOB. 

3. AoroBapHBaroaieecH FocynapcTBO, b KoropoM BoaHMKriM 
floxoflbi, MO>KeT noTpeöoaaTb ot sanamenn noflTBep>KfleHHn 
KOMnereHTHoro oprana o ero peaMpeHTCTBe b ppyroM floroaa- 
pMBaioureMcn FocynapcTBe. 

4. KoMnereHTHbie opranbi no BaaMMHOiviy cornacmo Moryr 
yperyni/ipoBatb ocyurecTaneHMe HacTOHOiePi crarbM m, no 
HeoöxoflMMOCTH, ycTaHaanHBaTb MHbie npopeflypu no peanriaa- 
PMM HanoroBbix CHM>KeHMM Man ocBo6o>KfleHMM, npepycMO- 
rpeHHbix HacTOHLMMM CoraaujeHMeM. 

CTaTbo 28 

□pHMeHeHHe CornameHHFi b ocoöbix caynanx 

1 . Hacroauiee CoraaiueHMe neabaa HCToaKOBbiaarb, öyflro 
OHO npenaTCTByer npHMeneHMK) AoroBapuaaiourMMca Focy- 
flapcTBOM ero HapMonaabHbix npaeoBbix axTOB no npepoTapa- 
meHMK) yxopa or Haaoroo 6 ao>KeHMa Man yKaoHeHua or ynaaru 
HaaoroB. 

2. ycraHOBaeHHbie b nyHKre 2 crarbM 12 nacroaurero 
CoraaiiieHMa npepeabHue naaoroBbie craBKM ne öypyr npM- 
Menarbca, ecan raaBHaa peab oflHoro m3 fleMcrayiourMX aup 
HanpaeaeHa na McnoabaoaaHMe Bbirop, npepycMorpeHHbix b 
crarbe 12 Hacroau^ero CoraameHMa, nyreM oöocHOBaHMa m 
nepepaHM npaa, aa Koropbie BbinaaHMBaKarca aMpenaMoaHbie 
naare>KM, xora paa coorBercrayiou^eM onepapuM ne MMeerca 
HMKaKMX apexBarHbix aKOHOMMaecKMX ocHOBanMM. 

3. EcaM BbiLueMaaoKeHHbie noaoxeHMa nacroaureM crarbM 
Bepyr k pBOMHOMy HaaorooöaoKeHMKD, ro KOMnerenrHbie 
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nach Artikel 25 Absatz 3, wie die Doppelbesteuerung zu vermei- 
den ist. 


Artikel 29 

Mitglieder diplomatischer 
Missionen und konsularischer Vertretungen 

Dieses Abkommen berührt nicht die steuerlichen Vorrechte, 
die den Mitgliedern diplomatischer Missionen und konsularischer 
Vertretungen sowie internationaler Organisationen nach den all- 
gemeinen Regeln des Völkerrechts oder aufgrund besonderer 
Übereinkünfte zustehen. 


Artikel 30 
Nebenurkunden 

Das beiliegende Protokoll ist Bestandteil des Abkommens. 

Artikel 31 
Inkrafttreten 

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation; die Ratifikations- 
urkunden werden so bald wie möglich in Taschkent ausge- 
tauscht. 

(2) Dieses Abkommen tritt am Tag des Austausches der Ratifi- 
kationsurkunden in Kraft und ist in beiden Vertragsstaaten anzu- 
wenden 

a) bei den im Abzugsweg erhobenen Steuern auf die Beträge, 
die am oder nach dem 1 . Januar des Jahres gezahit werden, 
das auf das Jahr folgt, in dem das Abkommen in Kraft getre- 
ten ist; 

b) bei den übrigen Steuern auf die Steuern, die für Zeiträume ab 
dem 1 . Januar des Jahres erhoben werden, das auf das Jahr 
folgt, in dem das Abkommen in Kraft getreten ist. 

(3) Mit Inkrafttreten dieses Abkommens tritt das Abkommen 
vom 24. November 1981 der Bundesrepublik Deutschland und 
der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken zur Vermeidung 
der Doppelbesteuerung von Einkommen und Vermögen im Ver- 
hältnis zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Repu- 
blik Usbekistan außer Kraft 

a) bei den an der Quelle im Abzugsweg erhobenen Steuern von 
Dividenden, Zinsen und Lizenzgebühren auf die Beträge, die 
am oder nach dem 1 . Januar des Jahres gezahlt werden, das 
auf das Jahr folgt, in dem das Abkommen in Kraft getreten 
ist; 

b) bei den übrigen Steuern auf die Steuern, die für Zeiträume 
beginnend ab dem 1. Januar des Jahres erhoben werden, 
das auf das Jahr folgt, in dem das Abkommen in Kraft getre- 
ten ist. 

Artikel 32 
Kündigung 

Dieses Abkommen ist auf unbestimmte Zeit geschlossen, 
jedoch kann jeder der Vertragsstaaten bis zum 30. Juni eines 
jeden Kalenderjahrs nach Ablauf von fünf Jahren, vom Tag des 
Inkrafttretens an gerechnet, das Abkommen gegenüber dem 
anderen Vertragsstaat auf diplomatischem Weg schriftlich kündi- 
gen; in diesem Fall ist das Abkommen nicht mehr anzuwenden 


a) bei den im Abzugsweg erhobenen Steuern auf die Beträge, 
die am oder nach dem 1 . Januar des Kalenderjahrs gezahlt 
werden, das auf das Kündigungsjahr folgt; 


opraubi B cooTBeTCTBMM c nono>KeHMnMM nyuKTa 3 crarbu 25 
HacTonutero CornameHun BcrynaroT bo BsamviHbie KOHcynb- 
TaguM o Meroflax M36e>KaHMn raxoro flBOÜHoro uanoro- 
o6no>KeHMn. 

CTaTbn 29 

COTpy^HHKH ^HnnOMaTHHeCKHX 
npe^cTaBHTenbCTB h KOHcynbCKHX yHpe>KfleHHH 

nono>KeHMn HacTonutero CornameHUFi ue sarparMBaroT 
HanoroBbix npuBunerufi, npeflocTaenaeivibix corpypHUKaM 
flunnoMarunecKux npeflCTaBMTe/ibCTB n KOHcynbCKUx 
yHpe)KHeHMPi, a TaK>Ke Me>KflyHapoflHbix opraHuaaguM b coot- 
BercTBUM c oöLUMMM HopMaMM Me>KHyHapoHHoro npaaa unu ua 
ocHOBaHMM cnegnanbHbix cornameHUM. 

CTaTbH 30 

iPononHHTenbHbie ^OKyivieHTbi 

flpunaraeMbiM flpoTOKon HBnaeTca HeoT-beivineMOM nacTbio 
HacToautero CornameHua. 

CTaTbn 31 
BcTynneHHe b cnny 

1. HacToautee CoraaiueHue noflae>KaT paTMtjtUKagMu; oömsh 
paTMCjjMKagnoHHbiMM rpaMOTaMM cocroMTca b r. TaiUKeHTe b 
B03MO>KHO KOpOTKUe CpOKM. 

2. HacToautee CornameHue BcrynuT b cnay b fleub oöivieHa 
paTMCfiMKagMOHHbiMM rpaMOTaMM M ero nono>KeHMa bypyi npa- 
MenaTbca b oöomx floroBapuBaiou^Mxca F ocypapcTBax: 

a) B OTHomeHMM yHep>KMBaeMbix y MCToauMKa nanoroB - k cyM- 
MaM, KOTopbie BbinnaHMBaiOTca 1 anaapa nMöo nocne 1 
aHBapa KaaeHpapHoro ropa, cnepyiOLpero 3a ropoM, b 
KOTopoM CornameHMe Bcrynuno b CMPy; 

b) B OTHomeHMM npoMMX HaaoroB - k cyMMaM HanoroB, 
KOTopbie B3MMaiOTca 3a nepMop, HaauHaa c 1 aHBapa xaneH- 
papHoro ropa, cnepyxtutero 3a ropoM, b xoTopoM 
CornapieHMe BciynMPO b cany. 

3. C BCTynneHMeM HacToau^ero CoraaujeHMa b caay b 
OTHOP ieHMax Me>xpy «DepepaTMBHOM PecnyöaaxoM F epMaHMa m 
P ecnyöaMXOM yaöexMcraH CoraaujeHMe OepepaTMBHoä Pecnyö- 
aMXM FepMaHMM m CoxDaa Cobstcxmx CopaaaMCTMaecxMX 
PecnyöaMX o6 M36e>xaHMM pBoüHoro Haaoroo6ao>xeHMa poxo- 
poB M MMytpecTBa, nopnacaHHoe 24 Hoaöpa 1981 ropa, yrpaaM- 
Baer CMay: 

a) B OTHOLueHMM ypep>XMBaeMbix y McroHHMxa HaaoroB c pmbm- 
penpoB, npopeHTOB m aMpeH3MOHHbix naaTe>xeM - x cyM- 
MaM, xoTopbie BbinaaaMBaxDTca 1 aHBapa aaöo nocae 1 
aHBapa xaaeHpapHoro ropa, caepyxjLpero aa ropoM, b 
xoTopoM HacToautee CoraameHMe BCTynaao b caay; 

b) B OTHomeHMM npoMMX HaaoroB - x cyMMaM HaaoroB, 
xoTopbie B3MMaK)Tca 3a nepMop, HaaMHaa c 1 anaapa xaaeH- 
papHoro ropa, caepyK)U4ero 3a ropoM, b xoTopoM 
HacToau^ee CoraameHMe BcrynMao b CMay. 

CTaTbn 32 

□pexpaipeHHe ^ekicTBHn 

hlacToau^ee CoraameHMe aaxaxjHaeTca Ha HeonpepeaeHHbiM 
cpox, opHaxo xaxcpoe m 3 floroBapMBaxtutMxca focypapcTB 
nocae McreaeHMa naTM aer c paibi BciynaeHMa HacToautero 
CoraaujeHMa b caay moxst peHOHCMpoBaib ero nyxoM 
nMCbMOHHoro yaepoMaeHMa ppyroro floroaapMBaxjuteroca 
FocypapcTBa no pMnaoMaTMaecxMM xanaaaM ne noapnee hom 
po 30 MKDHa axDöoro xaaeHpapnoro ropa; b tbxom cayaae 
HacToautee CoraauteHMe He nopae>XMT paabHeaujeMy npMMe- 
HeHMXD: 

a) B OTHOPieHMM ypep>XMBaeMbix y MCTOHHMxa Haaoroa - x cyM- 
MaM, xoTopbie BbinaaaMBaxDTca 1 anaapa aaöo nocae 1 
aHBapa xaaenpapHoro ropa, caepyxjutero aa ropoM, b 
xoTopoM aaaaaeHO o peHOHcapMM CoraameHMa; 
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b) bei den übrigen Steuern auf die Steuern, die für Zeiträume ab 
dem 1 . Januar des Kalenderjahrs erhoben werden, das auf 
das Kündigungsjahr folgt. 


Geschehen zu Berlin am 7. September 1999 In zwei Urschrif- 
ten, jede In deutscher, usbekischer und russischer Sprache, 
wobei jeder Wortlaut verbindlich ist. Bei unterschiedlicher Aus- 
legung des deutschen und des usbekischen Wortlauts Ist der 
russische Wortlaut maßgebend. 


b) B OTHOujeHMM npoMMX HanoroB - k cyMMaM nanoroB, 
KOTopbie BSMMaioTcs sa nepnofl, nauMHas c 1 sHBaps Kanen- 
flapHoro rofla, cneflyroutero sa rogoM, b KOTopoM sasBneHO 
o fleHOHcagnn CornameHMs. 


CoBeptueHO b r. BepAune 7 ceHTHÖps 1999 roga b gByx nog- 
riMHHbix SKseMnnnpax, Ka)KgbiM na HeiviegKOM, ysbexcKOM n pyc- 
CKOM HSbiKax, npnueM Bce TexcTbi sbuhiotch ayTeHTHMHbiMM. 
ripn pasnnuHOM TotiKOBaHnn HeiviegKoro n ysbexcKoro tokctob 
TeKCT Ha pyccKOM ssbiKe öyget CHMTaTbcs onpegensKDa(MM. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
3a <DegepaTMBHyK3 PecnyönkiKy FepMaHMs 
Günter Verheugen 

Für die Republik Usbekistan 
3a PecnyöjiMKy ysbexMCTaH 
Abdulasls Kamilow 
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Protokoll 

zunn Abkomnnen vom 7. September 1999 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Usbekistan 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 

□poTOKon 
K CornameHMK) 

Me>Kfly OeflepaTMBHOM PecnyöjinKOkl fepiviaHMa 
M PecnyöjiMKOM ysöeKucraH 
o 6 M 36 e>KaHHM flsoMHoro Hajioroo 6 no>KeHMa 
B OTHOLUeHMU HajlOrOB Ha flOXOflbI H MIViyLqeCTBO 
OT 7 ceHTBÖpa 1999 rofla 


Bei der Unterzeichnung des Abkommens zwischen der Bun- 
desrepublik Deutschland und der Republik Usbekistan zur Ver- 
meidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern 
vom Einkommen und vom Vermögen haben die hierzu gehörig 
befugten Bevollmächtigten außerdem folgende in diesem Proto- 
koll - das Bestandteil des genannten Abkommens ist - enthal- 
tene Bestimmungen vereinbart: 

(1) Zu Artikel 7: 

a) Verkauft ein Unternehmen eines Vertragsstaats durch eine 
Betriebsstätte im anderen Vertragsstaat Güter oder Waren 
oder übt es dort eine geschäftliche Tätigkeit aus, so werden 
die Gewinne dieser Betriebsstätte nicht auf der Grundlage 
des vom Unternehmen hierfür erzielten Gesamtbetrags, son- 
dern nur auf der Grundlage der Vergütung ermittelt, die der 
tatsächlichen Verkaufs- oder Geschäftstätigkeit der Betriebs- 
stätte zuzurechnen ist. 


b) Hat ein Unternehmen eine Betriebsstätte im anderen Ver- 
tragsstaat, so werden im Fall von Verträgen, insbesondere 
über Entwürfe, Lieferungen, Einbau oder Bau von gewerb- 
lichen, kaufmännischen oder wissenschaftlichen Ausrüstun- 
gen oder Einrichtungen, oder von öffentlichen Aufträgen, die 
Gewinne dieser Betriebsstätte nicht auf der Grundlage des 
Gesamtvertragspreises, sondern nur auf der Grundlage des 
Teils des Vertrages ermittelt, der tatsächlich von der 
Betriebsstätte in dem Vertragsstaat durchgeführt wird, in 
dem die Betriebsstätte liegt. Gewinne aus der Lieferung von 
Waren an die Betriebsstätte oder Gewinne im Zusammen- 
hang mit dem Teil des Vertrages, der in dem Vertagsstaat 
durchgeführt wird, in dem der Sitz des Stammhauses des 
Unternehmens liegt, können nur in diesem Staat besteuert 
werden. 


c) Vergütungen für technische Dienstleistungen einschließlich 
Studien oder Entwürfe wissenschaftlicher, geologischer oder 
technischer Art oder für Konstruktionsverträge einschließlich 
dazugehöriger Blaupausen oder für Beratungs- oder Über- 
wachungstätigkeit gelten als Vergütungen, auf die Artikel 7 
oder Artikel 1 4 des Abkommens anzuwenden ist. 

d) Kein Abzug wird für Beträge zugelassen, die von der 
Betriebsstätte (außer zur Erstattung tatsächlicher Ausgaben) 
an das Stammhaus oder an eine andere Betriebsstätte dieses 
Unternehmens gezahlt werden oder der Betriebsstätte vom 
Stammhaus oder von einer anderen Betriebsstätte dieses 
Unternehmens in Rechnung gestellt werden in Form von 


aa) Lizenzgebühren oder anderen Vergütungen für die Nut- 
zung von Patenten oder anderen Rechten, 


B CBH3M c noflnucaHneM CornameHua iviexfly OenepaTUBHOM 
PecnyönuKOM FepiviaHMH m PecnyönuKOM ysöeKucTaH o6 
M36e>KaHMM flBOMHoro Hanoroo6no>KeHMH b OTHomeHuu uanoroB 
Ha floxoflbi H MMyutecTBO Haflne>KaLUMM oöpaaoM ynoriHO- 
MOHeHHbie Ha to nrnta cornacoBa/iH panee HM>KecneflyK3utMe 
nOnO>KeHMH, BKniOHeHHbie B HaCTOHLpHM ripOTOKOn, KOTOpblH 
HBnaeTca HeoT-beivineMoPi nacTbio CornaiueHMH: 

1 . K CTaTbe 7 

a) Echm npeflnpMHTMe floroBapuBaioaierocH F ocypapcTBa npo- 
flaer MSfletiHa hhm roBapbi nepea nocTOHHHoe yMpe>KfleHMe 
B HpyroM floroBapMBaioLueMca FocyflapcTBe mhh ocymecT- 
BJtaeT B HeM npeflnpMHmviaTenbCKyK) fleaTe/ibHOCTb, to 
cyMMbi npHöbiTiM flaHHoro nocTOHHHoro y4pe>KfleHMH ne 
MCHMcnaioTCH Ha ocHOBe BbipyMeHHOM npeflnpMHTHeM npn 
3TOM coBOKynHOM cyMMbi, a nmub na ocHoae Toro Boana- 
rpa)KHeHMH, Koropoe MO>KeT öbiTb OTHeceno k (ftaKTHHecKoPi 
npofla>KHOM MTiM KOMMepnecKOH fleaTeribHOCTH nocroHHHoro 
yHpe>KHeHMH. 

b) Ectim npeflnpMHTMe mvieeT nocTOHHHoe yHpe>KfleHMe b ppy- 
roM floroBapMBaiouteMCH FocynapcTBe, to cyMMbi npHöbinn 
flaHHoro nocTOHHHoro yHpe>KHeHHFi, nonyHeHHbie timöo b 
CBa3M c KOHTpaKTaMH, B MaCTHOCTM O npOOKTHpOBaHMH, 
nocTaBKe, MOHTa>Ke mtim CTpoHTenbCTBe npoMbimneHHoro, 
KOMMepnecKoro mtim HayHHoro obopypoBaHMH mtim oOteKTa, 
TIMÖO B CBa3M c rocyflapcTBeHHbiMM saKaaaMM, ne mchmc- 
TiHioTca Ha ocHOBe coBOKynHOM peHbi KOHTpaKTa, a timlub na 
OCHOBe TOM HaCTM KOHTpaKTa, KOTOpaH tjDaKTMHOCKM 
BbinoTiHaeTCH nocTOHHHbiM yHpe>KHeHMeM b tom AoroeapM- 
BaioaieMCH FocynapcTBe, b kotopom oho pacnoTio>KeHO. 
CyMMbi npMÖblTIM OT nOCTaBKM TOBapOB nOCTOHHHOMy 
yMpe>KfleHMio mtim cyMMbi npMöbiTiM b cbh3m c tom nacTbio 
KOHTpaKTa, KOTopaa BbinoTiHaeTca b tom AoroBapM- 
BaioiiteMCH FocypapcTBe, b kotopom HaxoflMTca MecTona- 
xo>KfleHMe roTiOBHoro noflpaafleTieHMH npeflnpMHTMFi, MoryT 
oöTiaraTbca HanoroM totibko b stom FocyflapcTBe. 

c) Bo3Harpa>KfleHMH 3a TexHMMecKMe yctiyrM, BKTHOHaa anajiM- 
TMHecKMe paspaöoTKM mtim npoeKTbi HayHHoro, reojio- 
TMHecKoro TIMÖO TexHMMecKoro xapaKTepa, aa KOHTpaKTbi o 
KOHCTpyKflMM, BKTHOHaH npMHaflTie>KaLflMe K HMM HepTe>KM, 
MTIM 3a fleHTetlbHOCTb no KOHCyJlbTMpOBaHMIO MTIM KOHTpOTIIO 
CHMTaiOTCH B03Harpa>KfleHMF1MM, K KOTOpbIM npMMeHHIOTCH 
nOTIO)KeHMfl CTaTbM 7 MTIM CTaTbM 14 COTTiaUJeHMfl. 

d) He flonycKaeTCfl BbineT cyMM (aa MCKTHoneHMeM cyMM 
BOSMeifleHMH CfiaKTMHeCKMX paCXOflOB), KOTOpbie 
nocTOHHHbiM yHpe>KfleHMeM BbinjiaHMBatOTCH rotioBHOMy 
noflpaafleTieHMKD mtim flpyroMy nocTOHHHOMy yHpe>KfleHMio 
flaHHOTO npeflnpMHTMH mtim KOTopbie roTiOBHbiM noflpaafle- 
TieHMeM MTIM flpyTMM nocTOHHHbiM yupextfleHMeM 3T0r0 
npeflnpMHTMH HaHMCTiatOTCH nocTOHHHOMy ynpextfleHMio b 
BMfle: 

aa) TiMfleH3MOHHbix HTiaTexteM m flpyrMX B03Harpa>KfleHMM 
3a noTibaoBaHMe naTeHTaMM mtim npoMMMM npaaaMM, 


Drucksache 1 4/3465 


-28- 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


bb) Vergütungen für besondere Dienstleistungen oder 
Managementleistungen oder 

cc) Zinsen für ein der Betriebsstätte gewährtes Darlehen, 
sofern es sich nicht um Bankinstitute handelt. 


(2) Zu den Artikeln 7 und 9: 

Es gilt als vereinbart, dass Zinsen, die eine in einem Vertragsstaat 
ansässige Gesellschaft zahlt, an der eine im anderen Vertrags- 
staat ansässige Person beteiligt ist, unabhängig davon, ob diese 
Zinsen an eine Bank oder eine andere Person gezahlt werden, 
und unabhängig von der Laufzeit des Darlehens bei der Ermitt- 
lung des steuerlichen Gewinns dieser Gesellschaft Im erstge- 
nannten Staat vollständig abzugsfähig sind. Dieser Abzug darf 
aber nicht den Betrag übersteigen, den unabhängige Unterneh- 
men miteinander unter vergleichbaren Umständen vereinbaren 
würden. Die vorstehenden Regelungen gelten auch für Zinsen, 
die von einer Bethebsstätte gezahlt werden. 


(3) Zu Artikel 10: 

Auf Selten der Bundesrepublik Deutschland umfasst der Aus- 
druck „Dividenden“ auch Einkünfte eines stillen Gesellschafters 
aus seiner Beteiligung als stiller Gesellschafter und Ausschüttun- 
gen auf Anteilscheine an einem Investmentvermögen. 


(4) Zu den Artikeln 10 und 11: 

Ungeachtet der Bestimmungen dieser Artikel können Einkünfte, 
die aus einem Vertragsstaat stammen, nach dem Recht dieses 
Vertragsstaats besteuert werden, wenn sie 

a) auf Rechten oder Forderungen mit Gewinnbeteiligung (In der 
Bundesrepublik Deutschland einschließlich der Einkünfte 
eines stillen Gesellschafters aus seiner Beteiligung als stiller 
Gesellschafter, der Einkünfte aus partiarischen Darlehen und 
Gewinnobligationen) beruhen und 


b) bei der Gewinnermittlung des Schuldners dieser Einkünfte 
abzugsfähig sind. 

(5) Zu Artikel 19: 

a) Absatz 1 gilt entsprechend für Vergütungen, die im Rahmen 
eines Entwicklungshilfeprogramms eines Vertragsstaats oder 
einer seiner Gebietskörperschaften aus Mitteln, die aus- 
schließlich von diesem Staat oder der Gebietskörperschaft 
bereitgestellt werden, an Fachkräfte oder freiwillige Helfer 
gezahlt werden, die in den anderen Vertragsstaat mit dessen 
Zustimmung entsandt worden sind; 


b) Absatz 1 gilt entsprechend für Zahlungen von dem oder für 
das Goethe- Institut und - nach Vereinbarung zwischen den 
zuständigen Behörden - ähnlicher Einrichtungen der Bundes- 
republik Deutschland. Werden diese Zahlungen in der Bun- 
desrepublik Deutschland nicht besteuert, so gilt Artikel 15. 


(6) Zu Artikel 26: 

Soweit aufgrund dieses Abkommens nach Maßgabe des inner- 
staatlichen Rechts personenbezogene Daten übermittelt werden, 
gelten ergänzend die nachfolgenden Bestimmungen unter 
Beachtung der für jeden Vertragsstaat geltenden Rechtsvor- 
schriften: 

a) Die Verwendung der Daten durch die empfangende Stelle ist 
nur zu dem angegebenen Zweck und nur zu den durch die 


bb) B03Harpa>KfleHMPi sa OKasauue cnepua/ibHbix ycnyr unu 
ycnyr no MeHefl>KMeHTy nuöo 

cc) npopeHTOB sa KpepuTbi (saüMbi), npeflOCTaaneuHbie 
nocTOHHHOMy y'Hpe)KHeHMto, b xex criynanx, Korpa penb 
He Mfler o öaHKOBCKMX opraHMsapMsx. 

2. K CTaTbOM 7 M 9 

CHMTaercs cornacoBauHbiM, hto cyMwibi npopeHTOB, Koropbie 
BbinnaHMBaer KOMnaHMs, HBnsioLuascs pesMfleHTOM floroeapH- 
BaioLuerocH PocyflapcTBa m b KOTopoM ynacrByer pesMfleHT 
flpyroro fjoroBapHBaiourerocH PocyflapcTBa, noriHOCTbio 
noflne)KaT Bbinery npM MCHMcneHMM HanorooönaraeMOM npi/iöbi- 
riM 3T0H KOMnaHMM B nepBOM ynoMHHyTOM focyflapcTBe, Heaa- 
BMCHMO OT Toro, BbinnaHMBaiOTCH HM 3TH cyMMbi npopeHTOB 
öaHKy HJiM flpyroMy nmty, m HeaaBMcmvio ot cpoxa fleMCTBMS 
KpeflMTa (saüMa). TaKoü Bbiner, oflHaxo, ne mtokst npeBbimarb 
cyMM, KOTopbie cornacoBbiBanucb öu HeaaBMcmvibiMM npefl- 
npMHTMSMM npM conocTaBMMbix ycnoBMHX. npeflbiflyaiMe 
nonoKeHMH xaioxe pacnpocrpaHnioTcs Ha cyiviMbi npopeHTOB, 
BbinnaHMBaewibie nocTOSHHbiM y4pe>KfleHMeM. 

3. K CTaTbe 1 0 

Ans peneü Hanoroo6no>KeHMH b (DeflepaTHBHOM PecnyöriHKe 
FepiviaHMH TepMMH „flMBMfleHflbi“ BKnioHaeT laioKe floxoflu 
HernacHoro ynacTHMKa ot ero ynacTMa b KanecTBe raxoBoro m 
cyMMbi pacnpefleneHMH npHöbiriM no cepTM4)MKaTaM MHBecTM- 
UMOHHblX CfjOHflOB. 

4. K CTaTbOM 10 M 11 

HecMOTps Ha nono>KeHMH yKaaaHHbix CTareM, floxoflbi, 
BOSHMKLUMe B floroBapMBaKJLpeMCH FocynapcTBe, Moryi 
oönaraTbcs nanoroM b cootbotctbmm c saKOHOflaTenbCTBOM 
SToro FocynapcTBa, ecriM ohm: 

a) ocHOBaHbi Ha npaaax mtim flonroBbix TpeöoBaHMSx, npeny- 
cwarpHBaioLUMX ynacTHe b npHöbiriM (npmvieHMTenbHO k 
O enepaTHBHOM PecnyöriHKe PepMaHMH BKrironas floxoflu 
HernacHoro ynacTHMKa, nonynaeivibie mm ot noneBoro yna- 
CTMH xax TaxoBoro, floxoflbi ot xpeflMTOB (aaMMOB), nafle- 
TieHHbix npaBOM Ha ynacTMe b npMöbinM, a Tax>xe oönMrapMM 
c npaBOM Ha ynacTMe b npMöbinM), m 

b) noflTie>xaT BbineTy npM MCHMcneHMM npMÖbinM nnaTenbu^Mxa 
3TMX flOXOflOB. 

5. K CTaTbe 1 9 

a) noTio>xeHMH nynxTa 1 HacToaLpeM CTaTbM npMMeHsxDTCH 
cooTBeTCTBeHHO X B03Harpa>xfleHMHM, BbinnaHMBaeMbiM b 
paMxax nporpaMMbi TexHMHecxoM noMoa(M floroBapu- 
BaxjurerocH FocypapcTBa mtim ero TeppMTopMaribHO-aflMM- 
HMCTpaTMBHblX OÖpaSOBaHMM 3a CHST CpeflCTB, Bblfle/lHeMblX 
MCXniOMMTeTlbHO 3TMM FOCyflapCTBOM MTIM 3TMMM TeppMTO- 
pMaTibHO-aflMMHMCTpaTMBHbiMM oöpasoBaHMSMM, cnepMaTiM- 
CTaM MTIM flOÖpOBOTIbHbIM nOMOP(HMXaM, HanpaBTieHHbiM B 
flpyroe floroBapMBaioLpeecH FocypapcTBO c ero cornacMS. 

b) noTio>xeHMH nyHXTa 1 HacTOHLpeM craTbM npMMeHSXDTCfl 
COOTBeTCTBeHHO X BblHTiaTaM CO CTOpOHbl MTIM OT MMOHM 
MHCTMTyTa MM. FeTe m, no poroBopeHHOCTM Me>xfly xoMne- 
TeHTHbiMM opranaMM, aHanorMHHbix yHpe>xfleHMM Oepepa- 
TMBHOM PecnyöTiMXM FepMaHMH. Ectim yxasaHHbie BbinnaTbi 
He oönaraioTCH nanoroM b OepepaTMBHOM PecnyöriMxe F ep- 
MaHMH, TO peMCTByioT noTio>xeHMH CTaTbM 15 CornaujeHMS. 

6. K CTaTbe 26 

Ectim Ha ocHOBaHMM CornaujeHMs b cootbbtctbmm c napMO- 
HanbHbiM saxoHopaTeribCTBOM nepepaKDrcH CBepeHMn, 
xacaxju^MecH cjDMSMHecxMX nnp, to c yneroM npaBOBbix axTOB 
xa>xporo floroBapMBaiOLperocfi FocypapcTBa ponoriHMTeTibHO 
peMCTByxjT CTiepyiou^Me nonoxeHMs. 

a) McnoTibsoBaHMe caepeHMM npMHMMaxjPiMM yHpe>xfleHMeM 
ponycxaeTCH totibxo b yxasannbix pensx m totibxo b coot- 
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übermittelnde Stelle vorgeschriebenen Bedingungen zuläs- 
sig. 

b) Die empfangende Stelle unterrichtet die übermittelnde Stelle 
auf Ersuchen über die Verwendung der übermittelten Daten 
und über die dadurch erzielten Ergebnisse. 

c) Personenbezogene Daten dürfen nur an die zuständigen 
Stellen übermittelt werden. Die weitere Übermittlung an 
andere Stellen darf nur mit vorheriger Zustimmung der über- 
mittelnden Stelle erfolgen. 

d) Die übermittelnde Stelle ist verpflichtet, auf die Richtigkeit der 
zu übermittelnden Daten sowie auf die Erforderlichkeit und 
Verhältnismäßigkeit in Bezug auf den mit der Übermittlung 
verfolgten Zweck zu achten. Dabei sind die nach dem jeweils 
innerstaatlichen Recht geltenden Übermittlungsverbote zu 
beachten. Erweist sich, dass unrichtige Daten oder Daten, die 
nicht übermittelt werden durften, übermittelt worden sind, so 
ist dies der empfangenden Stelle unverzüglich mitzuteilen. 
Diese ist verpflichtet, die Berichtigung oder Vernichtung vor- 
zunehmen. 

e) Dem Betroffenen ist auf Antrag über die zu seiner Person 
übermittelten Informationen sowie über den vorgesehenen 
Verwendungszweck Auskunft zu erteilen. Eine Verpflichtung 
zur Auskunftserteilung besteht nicht, soweit eine Abwägung 
ergibt, dass das öffentliche Interesse, die Auskunft nicht zu 
erteilen, das Interesse des Betroffenen an der Auskunfts- 
erteilung überwiegt. Im Übrigen richtet sich das Recht des 
Betroffenen, über die zu seiner Person vorhandenen Daten 
Auskunft zu erhalten, nach dem innerstaatlichen Recht des 
Vertragsstaats, in dessen Hoheitsgebiet die Auskunft bean- 
tragt wird. 

f) Wird jemand infolge von Übermittlungen im Rahmen des 
Datenaustauschs nach diesem Abkommen rechtswidrig ge- 
schädigt, haftet ihm hierfür die empfangende Stelle nach 
Maßgabe ihres innerstaatlichen Rechts. Sie kann sich im Ver- 
hältnis zum Geschädigten zu ihrer Entlastung nicht darauf 
berufen, dass der Schaden durch die übermittelnde Stelle 
verursacht worden ist. 

g) Soweit das für die übermittelnde Stelle geltende innerstaatli- 
che Recht in Bezug auf die übermittelten personenbezoge- 
nen Daten besondere Löschungsvorschriften vorsieht, weist 
diese Stelle die empfangende Stelle darauf hin. ünabhängig 
von diesem Recht sind die übermittelten personenbezogenen 
Daten zu löschen, sobald sie für den Zweck, für den sie über- 
mittelt worden sind, nicht mehr erforderlich sind. 


h) Die übermittelnde und die empfangende Stelle sind verpflich- 
tet, die Übermittlung und den Empfang von personenbezoge- 
nen Daten aktenkundig zu machen. 

i) Die übermittelnde und die empfangende Stelle sind verpflich- 
tet, die übermittelten personenbezogenen Daten wirksam 
gegen unbefugten Zugang, unbefugte Veränderung und 
unbefugte Bekanntgabe zu schützen. 

(7) Zu Artikel 27: 

Jeder Vertragsstaat wird Verfahren dafür schaffen, dass Zahlun- 
gen von Dividenden, Zinsen und Lizenzgebühren, die nach 
Artikel 10 Absatz 2, Artikel 11 Absätze 2 und 3 und Artikel 12 
Absatz 2 im Quellenstaat keiner oder nur einer ermäßigten Steuer 
unterliegen, ohne oder nur mit dem Steuerabzug erfolgen kön- 
nen, der im jeweiligen Artikel vorgesehen ist. 


BeTCTBMM c ycnoBMBMM, npeflycMOTpeHHbiMM nepeflaroLUMM 
yMpe>KfleHMeM. 

b) npnHMMaKDipee ynpeKfleHne ciaBUT b nsBecTHOCTb 
nepeflaBLuee CBefleHun yHpe>KfleHMe no ero npocböe o6 
McnonbsoBaHMM nepeflaHHbix CBefleHMü n nonyHeHHbix c nx 
noMoipbio pesynbTatax. 

c) CBefleHMB, KacaKDLunecB 4>M3M4ecKMX nng, Moryi öbiib 
nepepaHbi TonbKO b KOMnereHTHbie y4pe>KfleHMB. Hx nocne- 
flyKotitan nepeflana ppyrmvi y4pe>KfleHMnM MO>KeT nponcxo- 
flkiTb TonbKO c npeflaapnteribHoro cornacnn nepeflaKotitero 
yHpe>KHeHMB. 

d) riepeflaioLuee ynpexcfleHMe oÖHsaHO cneflMTb sa flocroBep- 
HOCTbK) nepeflaBaeMbix CBeneHMPi, a TaK>Ke sa nx Heoöxofln- 
MOCTbio M afleKBaTHOCTbKD periHM, KOTopbie npecneflyioTCB 
nepeflaneM CBefleHnü. flpn stom cneflyer y^nTbiBatb fleßcT- 
ByioLune b paMKax HapnoHaribHoro saKOHOflarenbCTBa 
sanpexbi na nepeflany CBeneHMPi. Ecnn OKasbiBaercn, nro 
öbmn nepeflaHbi HepocTOBepHbie CBefleHnn nnn CBefleHnn, 
He noHne>KaBLUMe nepeflane, to o6 stom HeoöxoflMMO Hesa- 
MSflTiMTenbHO MSBecTMTb npMHMMaioLuee yHpe>KfleHMe. Oho 
oöHsano npoMSBOflMTb nx HcnpaBTieHMe hhm yHMHTO>KeHMe. 

e) rio saHBneHMio saHHtepecoBaHHoro nrnta eMy Bbiflaejcn 
cnpaBKa o nepeflane KacaioiHHXcn ero CBefleHMPi, a TaK>Ke o 
npeflnonaraeMbix Ltennx nx McnonbsoBaHMH. Bbiflana cnpaB- 
KM He HBnneTCH oÖHsaTenbHOM, ecriM anariMS noKasbiBaer, 
HTO rocynapcTBeHHan saHHtepecoBaHHOCTb OTKasbiBaib b 
Bbiflane cnpaBKM npeBani/ipyer nan saMHTepecoBaHHOCTbKS 
ynoMHHyToro nkiga b ee nonyMeHMM. B ocranbHOM npaBa 
saMHTepecoBaHHoro mu,a na noTiyneHMe cnpaBKH o6 
MMeiOLUMXCH O HSM CBefleHMHX peryTiMpyioTCH 
HapMOHanbHbiM saKOHOflareribCTBOM Toro fjoroBapn- 
BaKSLuerocH PocyflapcTBa, na reppHTopHM Koroporo 
sanpaiiiMBaeTCH cnpaBxa. 

f) Echm KOMy-nMÖo npoTMBonpaBHO npHHHHneTCH ymepö 
BcneflCTBMe nepepaHM CBeflenHH b paMxax oöMena MHC|3op- 
MapHeM no CornaiueHmo, OTBexcTBeHHOCTb nepep hhm b 
STOM CBHSM HecsT npMHMMaKSLpee yHpe>KfleHMe b cootbbtct- 
BMM c ero HapMOHaribHbiM saKOHopaTenbCTBOM. Oho ne 
MO>KeT B OTHOLueHMM noHecLuero yipepö nnpa ccbmaTbcn b 
onpaBflaHMe na to, hto yipepö öbin npMHMHSH nepepaioLUMM 
yHpe>KHeHMeM. 

g) Ectim HapMOHanbHoe saKOHOflaTe/ibCTBO, b paMxax KOTopo- 
ro peMCTByeT nepeflaKsipee yMpe>KfleHMe, npeflycMaTpMBa- 
eT B OTHOLueHMM nepsflaHHbix CBepeHMM, KacaKSLpMxcn 
CfjMSMHeCKMX HMp, OCOÖbie npaBMHa yHMHTO>KeHMH, TO 
nepeflaKstpee yHpe)KHeHMe yxasbiBaeT Ha sto npMHM- 
MaioLpeMy yMpe>KfleHMio. HesaBMCMMO ot stoto saKOHopa- 
TeribCTBa, nepepanHbie CBepenMn, KacaroipMecn cfiMSMHec- 
KMX nMp, nopne>KaT yHMHTO>KeHMio, ecriM ohm öoTibiue ne 
TpeöyiOTCH pnH peneü, pnn KOTopux ohm öbihm nepepaHbi. 

h) riepepaioLpee m npMHMMaioLpee yHpe>KpeHMH oönsaHbi 
poKyMSHTanbHO saperMCTpMpoBaTb nepepany m noTiyneHMe 
CBepeHMM, KaCaKSipMXCn CfjMSMHeCKMX BMP. 

i) riepepaioLpee m npMHMMaioLpee yMpe>KpeHMH oönsaHbi 
oxpaHHTb nepepaHHbie b OTHOuieHMM cfiMSMHecKMX bmp cbs- 
peHMH OT pocTyna k hmm, mx MSMeHeHMS m pasrnaiueHMH 
BMpaMM, He MMeiOLpMMM Ha TO npOBO. 

7. K CTaTbe 27 

Ka>Kpoe fjoroBapMBaKSLpeecH focypapcTBo paspaöoTaeT npo- 
pepypbi, oöecneHMBaioLpMe BbinnaTy pMBMpenpoB, npopeHTOB m 
BMpeHSMOHHbix nnaTe>KeM, KOTopue cornacHO nono>KeHMFiM 
nyHKTa 2 CTaTbM 10, nynKTOB 2 m 3 CTaTbM 1 1 m nyHKTa 2 CTaTbM 
12 CornauieHMH b focypapcTBe-MCTOHHMKe ne nopne)KaT nano- 
roo6no>KeHMio bmöo nopne>KaT CHM>KeHHOMy nanorooöno- 
>KeHMio, öes ypep>KaHMH cyMMbi nanora bmöo c ypepxtaHMOM 
TonbKO cyMMbi Hanora, npepycMOTpeHHOM b cooTBOTCTByKSipeM 
BbiuieyKasaHHOM ctaTbe. 
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Denkschrift zum Abkommen und zum Protokoll 

I. Allgemeines 

Das in Berlin am 7. September 1999 Unterzeichnete Ab- 
kommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Republik Usbekistan zur Vermeidung der Doppelbe- 
steuerung löst das alte, noch mit der ehemaligen Sowjet- 
union abgeschlossene und im Verhältnis zur Republik 
Usbekistan weiter geltende Abkommen vom 24. Novem- 
ber 1981 ab. Dieses Abkommen ist durch die in der Re- 
publik Usbekistan eingetretenen politischen, wirtschaft- 
lichen und steuerrechtlichen Entwicklungen überholt und 
muss deshalb durch einen modernen und den Anforde- 
rungen der gegenwärtigen Verhältnisse besser angepass- 
ten Vertrag ersetzt werden. Das Abkommen entspricht 
den in jüngster Zeit abgeschlossenen Doppelbesteue- 
rungsabkommen mit vergleichbaren Staaten und damit 
weitgehend dem OECD-Musterabkommen. Hierdurch 
trägt es zur Vereinheitlichung auf diesem Gebiet bei. 

Das Protokoll mit einigen das Abkommen ergänzenden 
Regelungen ist Bestandteil des Abkommens. 

Dem OECD-Musterabkommen von 1992 folgend regeln 
die Artikel 1 bis 5 den Geltungsbereich des Vertrages 
sowie die für die Anwendung des Abkommens notwen- 
digen allgemeinen Begriffsbestimmungen. Die Artikel 6 
bis 22 weisen dem Quellen- bzw. Belegenheitsstaat 
Besteuerungsrechte für die einzelnen Einkunftsarten und 
für das Vermögen zu. Artikel 23 enthält die Vorschriften 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung durch den An- 
sässigkeitsstaat für die Einkünfte und Vermögenswerte, 
die der Quellen- bzw. Belegenheitsstaat besteuern darf. 
Die Artikel 24 bis 32 regeln den Schutz vor Diskriminie- 
rung, die zur Durchführung des Abkommens notwendige 
Zusammenarbeit der Vertragsstaaten, das Inkrafttreten 
und das Außerkrafttreten des Abkommens sowie andere 
Fragen. Das Protokoll ergänzt das Abkommen um einige 
klarstellende Bestimmungen sowie um die Klauseln zum 
Schutz personenbezogener Daten. 

II. Besonderes 

Zu Artikel 1 

Dieser Artikel bestimmt den Personenkreis, für den das 
Abkommen Anwendung findet (subjektiver Geltungs- 
bereich). 

Zu Artikel 2 

Dieser Artikel bezeichnet die in den Geltungsbereich des 
Abkommens fallenden Steuern. 

Zu Artikel 3 

Dieser Artikel enthält in Absatz 1 allgemeine Begriffs- 
bestimmungen für einige im Abkommen verwendete 
Begriffe, die für die Anwendung des Abkommens von 


besonderer Bedeutung sind. Absatz 2 enthält die übliche 
Regel, dass im Abkommen nicht bestimmte Begriffe ent- 
sprechend dem nationalen Steuerrecht des das Abkom- 
men anwendenden Vertragsstaats auszulegen sind, wenn 
der Abkommenszusammenhang keine andere Auslegung 
erfordert. 

Zu Artikel 4 

Dieser Artikel bestimmt den für den subjektiven Geltungs- 
bereich des Abkommens und für die Abgrenzung der 
Besteuerungsrechte maßgeblichen Begriff der Ansässig- 
keit. Nach Absatz 1 wird hierbei grundsätzlich an das 
innerstaatliche Recht der Vertragsstaaten angeknüpft. In 
den Fällen der Doppelansässigkeit regeln die Absätze 2 
und 3 nach bestimmten Merkmalen, welcher der beiden 
Staaten für die Abkommensanwendung als Ansässig- 
keitsstaat gilt. 

Zu Artikel 5 

Dieser Artikel bestimmt den Begriff der Betriebsstätte, der 
die Grundlage der Besteuerung gewerblicher Einkünfte 
bildet. 

In Absatz 1 wird der Ausdruck „Betriebsstätte“ allgemein 
umschrieben. Eine nicht abschließende Aufzählung von 
typischen Beispielen enthält Absatz 2. Bauausführungen 
und Montagen gelten nach Absatz 3 nur dann als Be- 
triebsstätten, wenn ihre Dauer zwölf Monate überschrei- 
tet. Absatz 4 enthält die Negativabgrenzung zum Begriff 
der Betriebsstätte. Nach Absatz 6 wird bei einem Ver- 
sicherungsunternehmen eine Betriebsstätte in dem ande- 
ren Staat fingiert, wenn dieses dort Prämien einzieht oder 
dort gelegene Risiken versichert. Die Absätze 5, 7 und 8 
enthalten weitere dem QEGD-Musterabkommen nachge- 
bildete Abgrenzungsvorschriften zum abhängigen und 
unabhängigen Vertreter sowie zur Eigenständigkeit von 
verbundenen Gesellschaften. 

Zu Artikel 6 

Die Absätze 1 und 3 bestimmen, dass Einkünfte aus 
unbeweglichem Vermögen oder der Nutzung von unbe- 
weglichem Vermögen im Belegenheitsstaat besteuert 
werden können. Das gilt nach Absatz 4 auch für Betriebs- 
grundstücke. Absatz 2 enthält die Definition des Begriffs 
„unbewegliches Vermögen“. 

Zu Artikel 7 

Dieser Artikel regelt die Besteuerung der gewerblichen 
Gewinne. 

Absatz 1 enthält das Betriebsstättenprinzip. Hiernach darf 
ein Vertragsstaat die gewerblichen Einkünfte von Unter- 
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nehmen mit Sitz im anderen Vertragsstaat nur insoweit 
besteuern, als der Gewinn einer in seinem Gebiet gelege- 
nen Betriebsstätte zuzurechnen ist. Die Absätze 2 bis 6 
enthalten Ermittlungs- und Zurechnungsvorschriften für 
Betriebsstättengewinne. Die Nummern 1 und 2 des Pro- 
tokolls zum Abkommen enthalten hierzu klarstellende und 
ergänzende Regelungen, wie das Verbot der Liefer- 
gewinnbesteuerung, den Grundsatz, dass sich die Auf- 
wandsabgrenzung zwischen Stammhaus und Betriebs- 
stätte nach den tatsächlichen Kosten - ohne Aufschlag 
eines Gewinnelements - bemisst, sowie den Grundsatz 
der unbeschränkten Abziehbarkeit von Zinsen. Absatz 7 
regelt das Besteuerungsrecht bei Einkünften aus der 
Beteiligung an einer Personengesellschaft. Absatz 8 
bestimmt das Verhältnis der Betriebsstättenbesteuerung 
zu den übrigen durch das Abkommen geregelten Ein- 
kunftsarten. 

Zu Artikel 8 

Dieser Artikel bestimmt, dass Gewinne aus dem Betrieb 
von Seeschiffen oder Luftfahrzeugen im internationalen 
Verkehr abweichend vom Betriebsstättenprinzip nur in 
dem Staat besteuert werden dürfen, in dem das Unter- 
nehmen ansässig ist, das die Schiffe oder Luftfahrzeuge 
betreibt. Absatz 2 stellt klar, dass auch Einkünfte aus der 
Vercharterung von leeren Seeschiffen und Luftfahrzeugen 
sowie aus der Nutzung, Unterhaltung oder Vermietung 
von Containern zu den Einkünften im Sinne dieses Arti- 
kels gehören können. 

Zu Artikel 9 

Dieser Artikel stellt klar, dass das Abkommen einer 
Berichtigung von Gewinnverlagerungen zwischen ver- 
bundenen Unternehmen nicht entgegensteht. 

Zu Artikel 10 

Dieser Artikel regelt die Besteuerung von Dividenden. 

Absatz 1 enthält den Grundsatz, dass die Dividendenaus- 
schüttungen im Wohnsitzstaat des Anteilseigners besteu- 
ert werden dürfen. 

Nach Absatz 2 darf daneben auch der Quellenstaat eine 
Steuer erheben. Diese Steuer darf jedoch 5 v.H. des Brut- 
tobetrags der Dividenden nicht übersteigen, wenn der 
nutzungsberechtigte Empfänger eine Gesellschaft ist, die 
mindestens 25 v.H. der Anteile an der ausschüttenden 
Gesellschaft hält (Schachtelbeteiligung). In den übrigen 
Fällen darf die Quellensteuer 15 v.H. des Bruttobetrags 
der Dividenden nicht übersteigen. 

Die Quellenbesteuerung ist nach Nummer 4 des Proto- 
kolls zum Abkommen jedoch nicht begrenzt, soweit die 
Zahlungen auf Rechten oder Forderungen mit Gewinn- 
beteiligung beruhen und sich bei der Gewinnermittlung 
des Schuldners gewinnmindernd auswirken. 

Absatz 3 bestimmt den Begriff der Dividenden im Einzel- 
nen. Nummer 3 des Protokolls zum Abkommen ergänzt 
diese Definition auf Seiten der Bundesrepublik Deutsch- 
land um Einkünfte eines stillen Gesellschafters und Aus- 
schüttungen auf Anteilscheine an einem Investmentver- 
mögen. Die Absätze 4 und 5 enthalten den Betriebsstät- 
tenvorbehalt und ergänzende Bestimmungen zur Abgren- 
zung des Besteuerungsrechts, die auch im QECD- 
Musterabkommen vorgesehen sind. 


Zu Artikel 11 

Dieser Artikel behandelt die Besteuerung von Zinsen. 

Absatz 1 weist das Besteuerungsrecht grundsätzlich dem 
Wohnsitzstaat des Gläubigers der Zinsen zu. Nach Ab- 
satz 2 hat jedoch auch der Quellenstaat ein Besteue- 
rungsrecht. Die Quellensteuer darf aber 5 v.H. des Brutto- 
betrags der Zinsen nicht übersteigen. Nach Absatz 3 sind 
Zinsen ganz von der Quellensteuer befreit, wenn Empfän- 
ger der Zinsen die Regierung oder eine bestimmte staat- 
liche Einrichtung ist oder wenn das Darlehen im Zusam- 
menhang mit einer Hermes-Deckung steht. 

Die Absätze 4 bis 7 enthalten die Definition des Zinsbe- 
griffs, den Betriebsstättenvorbehalt, eine Vorschrift zur 
Vermeidung einer ungerechtfertigten Inanspruchnahme 
von Abkommensvorteilen bei der Zinsbesteuerung und 
andere ergänzende Bestimmungen, die dem OECD- 
Musterabkommen entsprechen. 

Zu Artikel 12 

Dieser Artikel regelt die Besteuerung von Lizenzgebühren. 

Absatz 1 bestimmt, dass Lizenzgebühren im Wohnsitz- 
staat des Gläubigers besteuert werden dürfen. Nach 
Absatz 2 darf daneben auch der Quellenstaat eine Steuer 
erheben, die jedoch auf 5 v.H. des Bruttobetrags der 
Lizenzgebühren im künstlerischen Bereich und auf 3 v.H. 
bei anderen Lizenzgebühren begrenzt ist. Die Absätze 3 
bis 6 enthalten die Definition der Lizenzgebühren, den 
Betriebsstättenvorbehalt, eine Missbrauchsvermeidungs- 
vorschrift und andere dem QECD-Musterabkommen ent- 
nommene, ergänzende Bestimmungen. 

Zu Artikel 13 

Dieser Artikel regelt die Besteuerung von Veräußerungs- 
gewinnen. 

Nach Absatz 4 ist das Besteuerungsrecht für Veräuße- 
rungsgewinne grundsätzlich allein dem Wohnsitzstaat 
Vorbehalten. Der Belegenheitsstaat hat jedoch nach den 
Absätzen 1 bis 3 ebenfalls ein Besteuerungsrecht für 
Gewinne aus der Veräußerung von unbeweglichem Ver- 
mögen, von Anteilen an Immobiliengesellschaften mit 
überwiegendem Grundbesitz in diesem Staat, von be- 
weglichem Betriebsstättenvermögen und von beweg- 
lichem Vermögen einer der Ausübung einer selbständigen 
Tätigkeit dienenden festen Einrichtung. 

Bei den Gewinnen aus der Veräußerung von Seeschiffen 
oder Luftfahrzeugen, die im internationalen Verkehr be- 
trieben werden, oder von beweglichem Vermögen, das 
dem Betrieb dieser Schiffe oder Luftfahrzeuge dient, hat 
nach Absatz 4 ausschließlich der Staat das Besteue- 
rungsrecht, in dem das Unternehmen ansässig ist. 

Zu Artikel 14 

Dieser Artikel behandelt die Besteuerung der Einkünfte 
aus selbständiger Tätigkeit. 

Nach Absatz 1 steht das Besteuerungsrecht grundsätz- 
lich dem Wohnsitzstaat zu. Nur soweit Einkünfte in dem 
anderen Vertragsstaat durch eine dort belegene feste 
Einrichtung erzielt werden, hat der Tätigkeitsstaat ein 
Besteuerungsrecht. Absatz 2 enthält die Definition des 
Begriffs „freier Beruf“. 
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Zu Artikel 15 

Dieser Artikel befasst sich mit der Besteuerung der Ein- 
künfte aus unselbständiger Tätigkeit. 

Grundsätzlich hat nach Absatz 1 der Staat das Besteue- 
rungsrecht, in dem die Tätigkeit ausgeübt wird. Werden 
jedoch Arbeitnehmer inländischer Unternehmen nur vor- 
übergehend im anderen Vertragsstaat tätig, so wird die- 
ser Grundsatz durch Absatz 2 unter bestimmten Voraus- 
setzungen zugunsten des Wohnsitzstaats eingeschränkt. 

Das Bordpersonal von Seeschiffen und Luftfahrzeugen im 
internationalen Verkehr kann nach Absatz 3 in dem Staat 
besteuert werden, in dem das Unternehmen ansässig ist, 
das die Schiffe oder Luftfahrzeuge betreibt. 

Zu Artikel 16 

Nach diesem Artikel können Aufsichtsrats- und Verwal- 
tungsratsvergütungen in dem Staat besteuert werden, in 
dem die zahlende Gesellschaft ansässig ist. 

Zu Artikel 17 

Dieser Artikel befasst sich mit der Besteuerung von 
Künstlern und Sportlern. 

Nach Absatz 1 dürfen Künstler und Sportler stets im 
Tätigkeitsstaat besteuert werden. Dies gilt nach Absatz 3 
auch, wenn die Einkünfte dem Künstler oder Sportler 
nicht unmittelbar selbst zufließen. Zu den Einkünften im 
Sinne dieses Artikels gehören nach Absatz 2 auch Ein- 
künfte des Künstlers oder Sportlers aus der Verwertung 
seines Persönlichkeitsrechts oder aus Fernseh- oder 
Rundfunkübertragungen. 

Das Besteuerungsrecht geht nach Absatz 4 auf den 
Wohnsitzstaat über, wenn der Aufenthalt des Künstlers 
oder Sportlers im anderen Staat ganz oder überwiegend 
durch den Wohnsitzstaat oder eine dortige, als gemein- 
nützig anerkannte Einrichtung finanziert wird. 

Zu Artikel 18 

Absatz 1 weist das Besteuerungsrecht für Ruhegehälter, 
Renten und ähnliche Vergütungen - mit Ausnahme der 
Pensionen aus öffentlichen Kassen und Renten aus der 
gesetzlichen Sozialversicherung - allein dem Wohnsitz- 
staat zu. Im Memorandum vom 27. August 1997 über die 
Verhandlungen hat die usbekische Seite erklärt, dass wie- 
derkehrende und einmalige Vergütungen, die die Bundes- 
republik Deutschland oder eine ihrer Gebietskörperschaf- 
ten an eine in der Republik Usbekistan ansässige Person 
für einen Schaden zahlt, der als Folge von Kriegshandlun- 
gen oder politischer Verfolgung oder des Wehr- oder 
Zivildienstes in den Jahren bis 1945 entstanden ist (ein- 
schließlich Wiedergutmachungsleistungen), in der Repu- 
blik Usbekistan nicht besteuert werden. 

Zu Artikel 19 

Dieser Artikel regelt die Besteuerung von Vergütungen 
aus einer Tätigkeit im öffentlichen Dienst. 

Nach Absatz 1 kann grundsätzlich nur der Kassenstaat 
diese Vergütungen besteuern. Dies gilt auch dann, wenn 
die Tätigkeit im anderen Vertragsstaat ausgeübt wird. Das 
Besteuerungsrecht geht auf den Tätigkeitsstaat über, 
wenn der Vergütungsempfänger im Tätigkeitsstaat nicht 
ausschließlich deshalb ansässig geworden ist, um die 
Dienste zu leisten oder ein Staatsangehöriger dieses 


Staates ist. Entsprechendes gilt nach Absatz 2 für Ruhe- 
gehälter im öffentlichen Dienst. 

Absatz 3 enthält die Klarstellung, dass für Vergütungen 
für unselbständige Arbeit im Zusammenhang mit gewerb- 
licher Tätigkeit eines Vertragsstaats die allgemeinen 
Regeln des Abkommens gelten. 

Nach Nummer 5 des Protokolls zum Abkommen gilt das 
Kassenstaatsprinzip auch für Vergütungen an entsandtes 
Personal im Rahmen von staatlichen Entwicklungshilfe- 
programmen und für Vergütungen an Mitarbeiter des 
Goethe-Instituts. 

Zu Artikel 20 

Zur Förderung des Austauschs von Lehrkräften, Studen- 
ten und Auszubildenden (einschließlich Praktikanten) dür- 
fen Zahlungen aus ausländischen Quellen an diesen Per- 
sonenkreis im Gaststaat unter bestimmten Bedingungen 
nicht besteuert werden; für Lehrende gilt diese Bestim- 
mung nur für einen Aufenthalt von höchstens zwei Jahren. 

Zu Artikel 21 

Nach Absatz 1 können alle nicht ausdrücklich im Abkom- 
men genannten Einkünfte nur im Ansässigkeitsstaat 
besteuert werden. Das gilt nach Absatz 2 dieses Artikels 
jedoch nicht, wenn die Einkünfte einer im anderen Staat 
belegenen Betriebsstätte oder festen Einrichtung zuzu- 
ordnen sind (Betriebsstättenvorbehalt). 

Zu Artikel 22 

Dieser Artikel regelt die Besteuerung des Vermögens. 

Nach Absatz 4 hat grundsätzlich nur der Wohnsitzstaat 
das Besteuerungsrecht. Unbewegliches Vermögen und 
Vermögen, das zu einer Betriebsstätte oder einer der Aus- 
übung einer selbständigen Tätigkeit dienenden festen 
Einrichtung gehört, kann abweichend von diesem Grund- 
satz nach den Absätzen 1 und 2 durch den Belegenheits- 
staat besteuert werden. 

Seeschiffe und Luftfahrzeuge im internationalen Verkehr 
sowie das ihrem Betrieb dienende bewegliche Vermögen 
dürfen nach Absatz 3 nur in dem Staat besteuert werden, 
in dem das Unternehmen ansässig ist, das die Schiffe 
oder Luftfahrzeuge betreibt. 

Zu Artikel 23 

Dieser Artikel regelt, wie der Ansässigkeitsstaat die Dop- 
pelbesteuerung bei Einkünften und Vermögenswerten 
behebt, die nach dem Abkommen in Quellen- bzw. Bele- 
genheitsstaat besteuert werden können. 

Die Bundesrepublik Deutschland vermeidet eine Doppel- 
besteuerung bei den wichtigsten Einkünften, wie z.B. bei 
Einkünften aus einer Betriebsstätte in Usbekistan und bei 
Dividendenausschüttungen einer in Usbekistan ansäs- 
sigen Gesellschaft bei einer Mindestbeteiligung von 
25 v.FI., nach Absatz 1 Buchstabe a durch Freistellung 
unter Progressionsvorbehalt. 

Entsprechendes gilt für die (derzeit nicht zu erhebende) 
Vermögensteuer. 

Bei Einkünften, die nicht nach Absatz 1 Buchstabe a von 
der deutschen Steuer freigestellt werden, wird die Dop- 
pelbesteuerung nach Absatz 1 Buchstabe b durch An- 
rechnung der usbekischen Steuer auf die deutsche Steuer 
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beseitigt. Dies gilt namentlich für Dividendenbezüge aus 
im Streubesitz gehaltenen Anteilen, Lizenzgebührzahlun- 
gen, Aufsichtsrats- und Verwaltungsratsvergütungen so- 
wie für Einkünfte von Künstlern und Sportlern. 

Absatz 1 Buchstabe c sieht statt der Freistellungsme- 
thode des Absatzes 1 Buchstabe a die Anrechnungsme- 
thode nach Buchstabe b vor, wenn die Einkünfte nicht 
aus aktiver Tätigkeit stammen. Darüber hinaus ist nach 
Absatz 1 Buchstabe e im Interesse der Vermeidung einer 
doppelten Steuerbefreiung oder einer sonstigen unge- 
rechtfertigten Inanspruchnahme des Abkommens ein 
Wechsel von der Freistellungs- zur Anrechnungsmethode 
möglich (Switch-over-Klausel). Dies entspricht der deut- 
schen Abkommenspolitik. 

Absatz 1 Buchstabe d stellt klar, dass die Flerstellung der 
Ausschüttungsbelastung nach deutschem Recht abkom- 
menskonform ist, wenn die Ausschüttungen aus usbeki- 
schen Quellen erfolgen. 

Die Republik Usbekistan behebt nach Absatz 2 die Dop- 
pelbesteuerung durch Steueranrechnung. 

Zu Artikel 24 

Dieser Artikel soll steuerliche Diskriminierungen verhin- 
dern. 

Zu Artikel 25 

Dieser Artikel sieht vor, dass sich die zuständigen Behör- 
den der beiden Vertragsstaaten über die Vermeidung der 
Doppelbesteuerung in Einzelfällen verständigen und Aus- 
legungs- und Anwendungsschwierigkeiten in gegensei- 
tigem Einvernehmen beseitigen. Hierzu können die zu- 
ständigen Behörden unmittelbar miteinander verkehren. 

Zu Artikel 26 

Dieser Artikel regelt den Informationsaustausch zwischen 
den zuständigen Behörden der Vertragsstaaten entspre- 
chend dem OECD-Musterabkommen. Die Nummer 6 des 
Protokolls zum Abkommen enthält einige zusätzliche Vor- 


schriften zum Schutz von personenbezogenen Daten 
(Datenschutzklausel). 

Zu Artikel 27 

Dieser Artikel enthält die verfahrensmäßigen Regelungen 
zur Durchführung der Erstattung von Quellensteuern. Die 
Nummer 7 des Protokolls zum Abkommen verpflichtet 
die Vertragsstaaten zur Einführung eines Freistellungsver- 
fahrens. 

Zu Artikel 28 

Dieser Artikel stellt klar, dass die Vertragsstaaten ihre 
innerstaatlichen Missbrauchsvorschriften gegen Steuer- 
umgehung und Steuerhinterziehung anwenden können. 

Zu Artikel 29 

Dieser Artikel bestimmt das Verhältnis des Abkommens 
zu den besonderen diplomatischen und konsularischen 
Vorrechten. 

Zu Artikel 30 

Dieser Artikel weist auf die Zugehörigkeit des Protokolls 
zum Abkommen hin. 

Zu Artikel 31 

Dieser Artikel regelt die Ratifikation und das Inkrafttreten 
des Abkommens. Hiernach tritt das Abkommen am Tag 
des Austauschs der Ratifikationsurkunden in Kraft und 
wird ab dem 1 . Januar des darauf folgenden Jahres anzu- 
wenden sein. Zeitgleich tritt das alte, noch mit der ehe- 
maligen Sowjetunion abgeschlossene Abkommen vom 
24. November 1981 im Verhältnis zur Republik Usbeki- 
stan außer Kraft. 

Zu Artikel 32 

Dieser Artikel enthält Bestimmungen über eine mögliche 
Kündigung und das Außerkrafttreten des Abkommens. 
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